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Revolution „Bildung“ 

Am 5. Juni demonstrierten tausende jun¬ 
ger Metallerinnen für bessere Weiterbil¬ 
dung. Die Aktionen gehen weiter! 
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D-Day missbraucht 

70 Jahre nach der Invasion in der Norman¬ 
die gehören heute imperialistische Inter¬ 
ventionen zum Alltag. 
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Thema der Woche 


Birlikte - 
Zusammenstehen 

Vor 10 Jahren, am 9. Juni 2004, hatten zwei 
Neonazis mittels einer Nagelbombe 22 Men¬ 
schen in der Keupstraße verletzt, vier davon 
schwer. 

Sieben Jahre lang, bis zum November 2011, 
wurden die Täter unter den Anwohnern ge¬ 
sucht. 

Am Pfingstwochende wurde im Viertel mit 
einem dreitägigen Anti-Nazi-Festival des An¬ 
schlages und der Opfer gedacht. 

Seite 1 und 9 (Fotos) 


Kein Friedensbringer 


Florence Herve 
kommt zum 
Pressefest 


P anzer gingen gegen Slowjansk 
im Osten der Ukraine vor, die 
Vororte der Stadt wurden von 
Granatwerfern und Artillerie be¬ 
schossen, als am vergangenen Sams¬ 
tag in Kiew Petro Poroschenko als 
„frei gewählter“ Präsident der Uk¬ 
raine in sein Amt eingeführt wurde. 

Der 48-jährige Oligarch, der laut 
Mainstream-Medien durch den Ver¬ 
kauf von Süßigkeiten zu seinen Mil¬ 
liarden gekommen ist, hatte sich für 
das Amt als Statthalter von Nato und 
Europäischer Union mehr als Besit¬ 
zer von Fernsehsendern und Rüs¬ 
tungsbetrieben sowie als äußerst 
wendiger, um nicht zu sagen prinzi¬ 
pienloser Politiker empfohlen. Parla¬ 
mentspräsident Oleksandr Turtschi- 
now, der als Interimspräsident diente, 
nahm dem fünften Präsidenten der 
Ukraine seit der Unabhängigkeit 
den Amtseid ab. Dessen Antrittsre¬ 
de klang versöhnlich: Im Beisein des 
US-Vizepräsidenten Joe Biden, des 
Präsidenten des Europäischen Ra¬ 
tes, Herman Van Rompuy, des deut¬ 
schen Freiheitspredigers Joachim 
Gauck und diverser osteuropäischer 
Spitzenpolitiker sowie - eine Geste 
der Gesprächsbereitschaft - des rus¬ 
sischen Botschafters in der Ukraine, 
Michail Subarow, sprach er sich für 
den Dialog mit dem Osten des Lan¬ 
des aus - selbstverständlich aber nur 
zu seinen Bedingungen. Offen blieb 
auch, ob der angekündigte Dialog 
nicht eher ein Selbstgespräch sein 
wird, denn auf keinen Fall will er mit 
den Aufständischen verhandeln, die 
er als „Gangster und Mörder“ be- 
zeichnete. Er wolle dem Land den 
Frieden bringen, tönte er, doch keine 
Rede war davon, die Militäraktionen 
zurückzufahren, die schon Hunderte 
Rebellen und Zivilisten das Leben 
gekostet haben, oder dem blutigen 
Treiben der faschistischen Milizen 
einen Riegel vorzuschieben. 

Mit seinen großen Brüdern im 
Rücken fand Poroschenko starke 
Worte in Richtung der Russischen 
Föderation. Die Krim „war, ist und 
wird ukrainisch sein“, verbellte er, 


historisch nicht ganz sattelfest, den 
Nachbarn. Wie er die Schwarzmeer¬ 
halbinsel zurückzugewinnen plant, 
führte er nicht weiter aus. 

Regionalwahlen sollen im Osten 


in nicht allzu ferner Zukunft durch¬ 
geführt werden, doch Autonomie¬ 
bestrebungen wies der neue Präsi¬ 
dent ebenso wie eine Föderalisierung 
des Landes harsch zurück. Der russi¬ 
schen Sprache sollen „neue Möglich¬ 
keiten eröffnet werden“ - was immer 
das heißen mag -, doch Ukrainisch die 


einzige Staatssprache bleiben. Und 
schließlich kam er, beifällig beklatscht 
von den hochrangigen Staatsgästen, zu 
dem Punkt, um dessentwillen Milliar¬ 
den Euro und US-Dollar in die De¬ 


stabilisierung der Ukraine investiert 
wurden, ein Putsch durchgeführt und 
ein Bürgerkrieg angeheizt wurde. Den 
wirtschaftlichen Teil des EU-Assoziie¬ 
rungsabkommens werde er in naher 
Zukunft unterzeichnen. Dies sei aber 
nur der erste Schritt auf dem Weg zur 
Vollmitgliedschaft. 


Mit Arseni Jazenjuk, dem Favori¬ 
ten der US-Regierung, als amtieren¬ 
dem Ministerpräsidenten und dem 
EU-Günstling Petro Poroschenko 
als Präsidenten sind nun die Voraus¬ 


setzungen geschaffen, aus der Ukra¬ 
ine ein zweites EU-Protektorat nach 
dem Vorbild des Kosovo zu machen. 
Besondere moralische oder intel¬ 
lektuelle Merkmale sind für solche 
Statthalterpositionen nicht gefordert. 

Bernd Redlich 



zum Thema Frauenwiderstand ver¬ 
öffentlicht - zuletzt „Adelaide Haut¬ 
val - Medizin gegen die Menschlich¬ 
keit“ (2008). Herve wird am Sonntag 
im „Roten Zelt antifaschistischer und 
antikapitalistischer Organisationen“ 
ihr neues Buch „Oradour - Geschich¬ 
te eines Massakers“ vorstellen, welches 
zum 70. Jahrestag des Verbrechens er¬ 
scheint. Damals, am 10. Juni 1944, blieb 
die Zeit in Oradour stehen. Das fried¬ 
liche Dorf im westlichen Zentralmas¬ 
siv Frankreichs wurde von der SS-Pan- 
zerdivision „Das Reich“ in Schutt und 
Asche gelegt. 642 Menschen wurden 
erschossen, verbrannt - die Mehrzahl 
Frauen und Kinder. Die Hauptver¬ 
antwortlichen des Massakers, so der 
SS-General Lammerding, wurden in 
Deutschland nicht verurteilt. 

Fernab ihrer Buchpräsentation 
freut sich Florence Herve bereits auf 
ihre Teilnahme am größten Fest von 
Kommunisten und Linken in der Bun¬ 
desrepublik. „Ich komme zum Presse¬ 
fest, weil ich engagierte Menschen - 
alte und neue Freundinnen - wieder¬ 
treffen und gute Musik hören möchte, 
anregende Diskussionsrunden und ein 
Stück internationaler Solidarität erle¬ 
ben will“, verriet die Feministin. 

Markus Bernhardt 



Die feministische Kommunistin Dr. 
Florence Herve, die sich als Autorin, 
Journalistin und Dozentin und Mithe¬ 
rausgeberin des Kalenders „wir trau¬ 
en“ einen Namen ge¬ 
macht hat, hat u.a. 
zahlreiche Bücher 


Birlikte - Zusammenstehen 

Gegen Neonazis, Rassismus und Ausgrenzung. Für eine gerechte und solidarische Gesellschaft! 


Dazu rief das Bündnis „Birlikte - Zu¬ 
sammenstehen“ auf. Es besteht aus 
dem Stern , der Interessengemein¬ 
schaft Keupstraße, der Stadt Köln, der 
Künstlerinitiative Arsch Huh - Zäng 
ussenander, dem Konzertveranstalter 
Roland Temme, der Amadeu-Anto- 
nio-Stiftung, dem Schauspiel Köln und 
dem Musiker Mario Rispo. Letzterer 
sei mit der Idee zum Stern gegangen. 
„Daraus entstand dann dieses fantas¬ 
tische, dreitägige Anti-Nazi-Festival zu 
Pfingsten, aus dem sich das Aktions¬ 
bündnis ,Birlikte’ gebildet hat.“ 

Vor 10 Jahren, am 9. Juni 2004, hat¬ 
ten zwei Neonazis mittels einer Nagel¬ 
bombe 22 Menschen in der Keupstra¬ 
ße verletzt, vier davon schwer. Sieben 
Jahre lang, bis zum November 2011, 
wurden die Täter unter den Anwoh¬ 
nern gesucht. 

70 000 Besucher genießen am 
Sonntag herrliches Wetter und tür¬ 
kische Gastfreundschaft. Zahlreiche 


Bühnen, Verkaufs- und Infostände. In 
einer der Veranstaltungen sagt Özcan 
Yildirim, Friseur von der Keupstra¬ 
ße 27, über die polizeilichen Ermittlun¬ 
gen gegen die Angegriffenen: „Die ers¬ 
te Bombe hat uns zwar verletzt, aber 
das, was danach kam, war wie eine 
zweite Bombe.“ Aber er freut sich auf 
Bundespräsident Joachim Gauck. Vie¬ 
le Bewohner der Keupstraße empfin¬ 
den den Besuch als lange fällige Wert¬ 
schätzung. 

Mehmet Demirkan aus Kassel be¬ 
richtet vom 6. Mai 2006. Einen Monat 
nach dem Mord an Halit Yozgat for¬ 
derten 2 000 Demonstranten: „Kein 
10. Opfer!“. Sie ließen keinen Zweifel, 
dass sie Nazis für die Täter der Mord¬ 
serie hielten. 

Unterstützt wird Birlikte von ört¬ 
lichen antirassistischen Initiativen. 
Auch die VVN ist mit einem Info¬ 
stand auf dem Fest vertreten. Die In¬ 
itiative „Keupstraße ist überall“ hat 


ihren Standort im Cafe Sabahg. Im 
überfüllten Hinterzimmer wird über 
die geplante Begleitung der Neben¬ 
kläger nach München berichtet. Zwei 
Rechtsanwälte erzählen vom NSU- 
Prozess. Martina Renner, MdB der 
Partei „Die Linke“, sowie die Journa¬ 
listin Heike Kleffner schildern ihre 
Erfahrungen mit den NSU-Untersu- 
chungssauschüssen im Bundestag und 
in Thüringen. Klartext über die Unter¬ 
stützung des NSU durch die Sicher¬ 
heitsbehörden. 

In einer Diskussion am Pfingst¬ 
montag schämt sich Bundesjustizmi¬ 
nister Heiko Maas für das Versagen 
der Behörden. Anetta Kahane sieht 
das Problem im Rassismus der Mitte 
der Gesellschaft, weniger beim Ver¬ 
fassungsschutz. Stefan Aust fordert 
dessen Abschaffung. Jörges, Chefre¬ 
dakteur des Stern (Bertelsmann), di¬ 
stanziert sich von Sarrazin (Autor bei 
Random House, Bertelsmann). 


Es ist heiß. Vor der Bühne bleibt 
Platz. Das Konzert wird im wdr-Fern- 
sehen übertragen. Bundespräsident 
Gauck eröffnet. Neben ihm stehen 
die teilnehmenden Künstler sowie 
weitere wohlmeinende Nazigegner: 
OB Jürgen Roters (SPD), NRW-In- 
nenminister Jäger (SPD), die NRW- 
Bildungsministerin Sylvia Löhrmann 
(Grüne), Wolfgang Bosbach (CDU- 
MdB) sowie der Verleger Alfred Ne- 
ven-Dumont, der in seiner kurzen 
Ansprache sagen darf, dass sich seine 
Generation nach 1945 zu Demokra¬ 
ten gewandelt habe. Ein Fordarbeiter 
erinnert an Pastor Niemöllers unver¬ 
gessenen Spruch: „Als die Nazis die 
Kommunisten holten ... “ 

Vorwiegend kölsche Musik. We¬ 
gen Unwetters wird die Veranstal¬ 
tung nach dem Auftritt von Niede- 
ckens BAP um 20.15 Uhr abgebro¬ 
chen. 

Klaus Stein 


Nur noch 
2 Wochen 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 


Siehe auch die Seiten 15 
und 16 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Die Erosion der 
Tarifbindung 



Gesetzlicher Mindestlohn als 
Klassenkompromiss 

DKP kritisiert Höhe und Ausnahmen 


Laut einer Meldung des statisti¬ 
schen Bundesamts Anfangs Juni 
sind die Löhne der Tarifbeschäf¬ 
tigten im ersten Quartal 2013 um 
durchschnittlich 2,3 Prozent gestie¬ 
gen. In tarifgebundenen Betrieben 
mit Betriebsrat sind die Löhne im 
Durchschnitt um zehn Prozent 
höher, weiß das Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliches Institut 
(WSI). 

Bekanntlich regeln Branchenta¬ 
rifverträge die Lohn- und Arbeits¬ 
bedingungen der abhängig Be¬ 
schäftigten. Die neueste Studie des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Be¬ 
rufsforschung (IAB) - der Denk¬ 
fabrik der Bundesagentur für Ar¬ 
beit - hat festgestellt: Gerade ein¬ 
mal die Hälfte der Beschäftigten 
in Deutschland arbeitet in Betrie¬ 
ben, für die ein Branchentarifver¬ 
trag gilt. Westdeutsche Beschäftig¬ 
te stehen immer noch stärker unter 
dem Schutz von solchen kollektiv 
abgeschlossenen Verträgen als ihre 
ostdeutschen Kollegen. Für 40 Pro¬ 
zent der Arbeitnehmer im Westen 
und 53 Prozent im Osten existiert 
gar kein Tarifvertrag. Das war nicht 
immer so, aber allein seit 1996 ist 
die Zahl der tarifgebundenen Be¬ 
triebe stark zurückgegangen. Da¬ 
mals arbeiteten in Westdeutschland 
70 Prozent der Beschäftigten in Be¬ 
trieben unter einem Branchentarif¬ 
vertrag. 

Gründe für den schleichenden 
Erosionsprozess gibt es viele. Sie 
reichen von neuen Unternehmens- 


Die Repräsentanten der Einzelge¬ 
werkschaften tun sich bei der Kam¬ 
pagne für die Umsetzung einer Ar¬ 
beitzeitverkürzung schwer - trotz 
zahlreicher Beschlüsse. Mittlerwei¬ 
le gibt es deshalb verstärkt Diskus¬ 
sionsbedarf bei den Mitgliedern. In 
Düsseldorf fand auf Initiative der 
ver.di-Ortsvereinsvorstände Düs¬ 
seldorf und Linker Niederrhein im 
Fachbereich 8, Medien Kunst und 
Industrie, eine zweite Veranstaltung 
zum Thema statt. Am 4. Juni gab es 
durch Professor Dr. Heinz-J. Bontrup 
starke Argumente für eine Arbeits¬ 
zeitverkürzung. B ontrup, der an der 
Westfälischen Hochschule Gelsen- 
kirchen-B ottrop-Recklinghausen un¬ 
terrichtet, gehört zu den Herausge¬ 
bern und 100 Unterzeichnern eines 
offenen Briefes vom Frühjahr 2013. 
Er hält es für unverzichtbar, eine 
breite Diskussion für eine 30-Stun- 
den-Woche, bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich, anzukurbeln. 

Das Manifest für eine Arbeits¬ 
zeitverkürzung richtet sich nicht nur 
an die Gewerkschaften. Angespro¬ 
chen sind auch die Spitzenvertreter 
der Sozial- und Umweltverbände, 
Parteien des Bundestages sowie die 
Kirchenvorstände. Sie werden auf¬ 
gefordert, wirksame Maßnahmen 
gegen die Massenarbeitslosigkeit 
zu ergreifen. Bontrup betonte „die 
Bewältigung der Arbeitsmarktkrise 
erfordert eine aktive Beteiligung al¬ 
ler demokratischen Kräfte im Land“. 
Wirtschaftliche Macht und neolibe¬ 
rale Politik müsse daran gehindert 
werden, die Krisenlasten der lohn¬ 
abhängigen Bevölkerungsmehrheit, 
den Arbeitslosen und den sozial 
Schwachen aufzubürden. „Das geht 
nur über eine breite Arbeitszeitver¬ 
kürzungsdebatte“, sagte der Univer¬ 
sitätslehrer. 

Der Wirtschaftsökonom plädiert 
für eine grundlegende andere Her¬ 


strukturen über die Zunahme pre¬ 
kärer Beschäftigungsverhältnis¬ 
se bis hin zum Rückgang gewerk¬ 
schaftlicher Organisationsmacht 
durchMitgliederverluste. Trotzdem 



wirken sich die Tarifverträge auch 
für viele Beschäftigte in tarifunge¬ 
bundenen Unternehmen positiv 
aus, weil sich viele Firmen dennoch 
daran orientieren müssen. 

Nach Berechnungen des WSI bie¬ 
ten inzwischen mehr als die Hälfte 
der etwa 700 Arbeitgeberverbände 
eine OT-Mitgliedschaft (ohne Tarif¬ 
bindung) an. Doch verabschiedeten 
sich in den vergangen Jahren immer 
mehr Unternehmen aus der heuchle¬ 
rischen „Sozialpartnerschaft“. Wann 
endlich tun es die Gewerkschaften 
ihnen gleich? 


angehensweise der Gewerkschaften. 
„In Tarifverhandlungen gehöre kein 
Schmusekurs, sondern Konfliktbe¬ 
reitschaft gegenüber den Herrschen¬ 
den“. Der Grundwiderspruch zwi¬ 
schen Lohnarbeit und Kapital werde 
bei der „Arbeitnehmer“organisation 
nicht mehr erkannt. Verschwiegen 
werde, dass die Arbeitszeitfrage in 
der Geschichte der Arbeiterbewe¬ 
gung immer eine große Rolle gespielt 
habe. Um Argumentationshilfen bei 
den Mitgliedern für eine Arbeitzeit¬ 
verkürzung zu entwickeln, müssen 
die Gewerkschaften „die Volkswirt¬ 
schaftslehre wieder in die Bildungs¬ 
arbeit aufnehmen“. 

Bei heute rund 23,5 Millionen 
Vollzeitbeschäftigten werden bei ei¬ 
ner 30-Stunden-Woche in fünf Jah¬ 
ren 4,7 Millionen zusätzliche Ar¬ 
beitskräfte benötigt. Finanzierbar 
ist dies durch die Unternehmen und 
einer stärkeren Belastung der Ver¬ 
mögenden im Land. Die Vermögens¬ 
einkommen betrugen 2012 über 640 
Milliarden Euro. Darauf hinzuwei¬ 
sen und aufzuklären sei Aufgabe der 
Beschäftigtenvertretung. Sehe diese 
die Notwendigkeit nicht, drohe nach 
Bontrups Auffassung eine Verelen¬ 
dung großer Teile der Bevölkerung in 
der Bundesrepublik. Wird das nicht 
erkannt, steht die Existenz der Or¬ 
ganisation auf dem Spiel. „Das wird 
fürchterlich, dann ist kein Widerstand 
auf diesem Feld mehr möglich“, so 
Bontrup weiter. Völlig unverständlich 
sei, dass man ausgerechnet die SPD 
hofiere, die entscheidend für die Ver¬ 
schlechterung der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen durch die Agenda 
2010 gesorgt habe. Wolle man aus der 
Defensive, so ist die einzige logische 
Konsequenz gegen die ständig zuneh¬ 
mende Produktivitätssteigerung und 
einer mörderischen Arbeitsverdich¬ 
tung, kürzer zu arbeiten. 

Herbert Schedlbauer 


A m 4. Juli soll der Beschluss zum 
gesetzlichen Mindestlohn über 
8,50 Euro im Bundestag über 
die Bühne gehen, anschließend im 
Bundesrat. Am 1. Januar 2015 soll das 
Gesetz greifen. Olaf Harms, Sekretär 
für Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit 
des Parteivorstands der DKP äußerte 
dazu: „Die Gesetzesvorlage ist ange¬ 
sichts der Ausnahmen als Schweizer 
Käse zu betrachten. Für zwei Millionen 
Betroffene sind die Löcher deutlicher 
als das verbleibende Fett in Trocken¬ 
masse. Aber selbst die Trockenmasse 
ist angesichts der Reproduktionskos¬ 
ten zu mager!“ 

Die DKP fordert deshalb im Ge¬ 
gensatz zu den Bundestagsparteien 
einen Mindestlohn von mehr als zehn 
Euro, weil auch eine Grundsicherung 
für Kinder und Jugendliche berücksich¬ 
tigt werden muss. Diese Position wurde 
in einer gemeinsamen Erklärung der 
SDAJ-Geschäftsführung und des Se¬ 
kretariats der DKP Ende vergangenen 
Jahres vereinbart. DKP-Vorsitzender 
Patrik Köbele sah in der Koalitionsver¬ 
einbarung mit ihren Ausnahmeregelun¬ 
gen vom Mindestlohn einen massiven 
Angriff der herrschenden Klasse. 


Am Donnerstag, 12. Juni, 13.00 Uhr, 
werden die Kandidaten der Düssel¬ 
dorfer Oberbürgermeister-Stichwahl, 
Dirk Elbers (CDU) und Thomas Gei¬ 
sel (SPD) auf dem Rathausvorplatz bei 
einer Protestaktion mit den aktuellen 
wohnungspolitischen Forderungen des 
Bündnisses für bezahlbaren Wohn- 
raum konfrontiert. Die DKP arbeitet 
in diesem Bündnis mit. 

Die DKP teilt die Forderungen des 
Bündnisses nach deutlich mehr bezahl¬ 
baren Wohnungen. Sie verweist aber 
auch darauf, dass die Wohnungsfrage 
unter den aktuellen Bedingungen der 
„Markt-Gesetze“ nicht befriedigend 
beantwortet werden kann. Auch die 
aktuelle Wohnungspolitik in Düssel¬ 
dorf zeigt deutlich auf, wie die Zusam¬ 
menarbeit von Politik, Verwaltung und 
Immobilienkonzernen genau in die fal¬ 
sche Richtung läuft: In vielen Stadttei¬ 
len wird fleißig gebaut, verkauft, ver¬ 
mietet - in Dimensionen, die für die 
Bezieher von normalen Löhnen, Ge¬ 
hältern und Renten immer weniger zu 
bezahlen sind. 

Die Mieten für Wohnungen in 
Düsseldorf liegen über den durch¬ 
schnittlichen Mieten in Nordrhein- 
Westfalen und Deutschland. Der ak¬ 
tuelle Quadratmeterpreis hängt von 
der Größe der Wohnung ab. 

In Düsseldorf gibt es drei Tendenzen 
gleichzeitig: 

• Die Mieten steigen seit Jahren. 


Die SDAJ fordert einen Mindest¬ 
lohn von 12 Euro und unterstützt die 
Kampagne für einen Mindestlohn von 
zehn Euro brutto, lohnsteuerfrei. Für 
Azubis fordert die SDAJ im Rahmen 
der Kampagne „Unsere Zukunft statt 
eure Profite - Ausbeuter outen, Ausbil¬ 
dung erkämpfen“ eine monatliche Min¬ 
destvergütung von 1 200 Euro netto. 

Von diesen Notwendigkeiten ist der 
gesetzliche Mindestlohn weit entfernt. 
Von der Seite der „Arbeitgeber“ wur¬ 
den zahlreiche Ausnahmen verlangt. 
CDU und SPD kamen dem nach: Bis 
Ende 2016 dürfen die Löhne tarifgemäß 
auch niedriger sein. Jugendliche unter 
18 Jahren, Langzeitarbeitslose und Prak¬ 
tikanten werden nicht berücksichtigt. 
Weitere Angriffe richten sich auf Zei¬ 
tungsausträger, Saisonarbeiter in der 
Landwirtschaft und Taxifahrer. 

Ein Bündnis von 18 Organisationen 
fordert ebenfalls: „Keine Ausnahme 
vom Mindestlohn!“ Das Bündnis übt 
sich allerdings in dem Spagat, dass es 
einerseits die 8,50 Euro „ausdrücklich 
begrüßt“ und andererseits die Mitglie¬ 
der der Regierung, des Bundestags und 
des Bundesrates auffordert: „Streichen 
Sie diese Ausnahmen vom Mindestlohn 


• Immer mehr Wohnungen fallen 
aus der Sozialbindung. 

• Die Zahl der Wohnungslosen 
steigt. 

Zurzeit fehlen nach Angaben des 
Bündnisses für bezahlbaren Wohn- 
raum über 10 000 bezahlbare Woh¬ 
nungen. Bis zum Jahr 2020 kann sich 


und schließen sie alle Schlupflöcher. Das 
Lohndumping muss ein Ende haben. 
Denn Würde ist unteilbar!“ 

Olaf Harms: „Es gibt in der Ausein¬ 
andersetzung vielfache Solidarität von 
unterschiedlichem Gewicht mit den Be¬ 
troffenen. Ein positives Beispiel ist das 
Engagement für die Zeitungszusteller, 
für die ver.di sich mit einer Petition und 
verschiedenen Aktionen stark macht. 
Die Zeitungsverleger halten es dagegen 
für gerechtfertigt, dass die Zusteller am 
Ende der Lohnskala ins Prekariat abrut- 
schen. Jetzt hegen sie bei etwa 20 Pro¬ 
zent unter den anvisierten 8,50 Euro.“ 
Auch der DGB hat eine Kampagne 
gestartet: „Niedriglohn macht Deutsch¬ 
land arm. Arm trotz Arbeit. Deutsch¬ 
land braucht den Mindestlohn!“ Am 
Montag, 30. Juni, 10 Uhr gibt es in Berlin 
eine Versammlung mit Mindestlohnak¬ 
tion zwischen dem Paul-Löbe-Haus und 
dem Kanzleramt anlässlich der Anhö¬ 
rung im Ausschuss Arbeit und Soziales. 

Es bleiben noch drei Wochen bis zur 
Abstimmung im Bundestag, um öffent¬ 
lich deutlich zu machen, dass der Ge¬ 
setzentwurf Käse ist und lediglich für 
die Kapitalistenklasse genießbar. 

Uwe Koopmann 


diese Zahl verdoppeln. Das von CDU, 
FDP und den Grünen verabschiedete 
Handlungskonzept „Zukunft Woh¬ 
nen“ ist nicht in der Lage, diese Ent¬ 
wicklung zu stoppen. Mieter mit weni¬ 
ger Einkommen und geringeren Ren¬ 
ten werden ausgegrenzt. 

Uwe Koopmann 


Arbeitszeitverkürzung 

notwendig 

An der Gewerkschaftsbasis wird die Forderung lauter 


Mietsteigerungen und Wohnungsmangel 

DKP Düsseldorf protestiert gegen „Fehlplanung“ 



200 ooo Quadratmeter Bauland hat die Stadt Düsseldorf in Absprache mit dem 
Besitzendem US-Konzern Owens-Illinois Inc.,dem Konzern Patrizia Immobilien 
AG zur profitorientierten Bebauung überlassen - statt selber in gesellschaftli¬ 
chem Eigentum zu bauen. 
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MOVE IT - Mehr Zeit und Geld für Bildung 

Jugendaktionstag der IG Metall in NRW und Baden-Württemberg 



In Aalen und Bielefeld, in Esslingen 
und Duisburg, in Friedrichshafen, 
Mannheim und Münster, in Siegen und 
in Köln gingen am 5. Juni Tausende jun¬ 
ger Metallerinnen und Metaller auf die 
Straße, um für bessere Weiterbildung 
zu demonstrieren. 

Bässe wummern auf der Neckar¬ 
wiese in Mannheim. Ein Regen aus 
buntem Konfetti geht auf die tanzen¬ 
den Azubis, Studierenden und jungen 
Beschäftigten nieder. Sie sind heute 
hier, um für eine bessere Bildung zu 
demonstrieren, für mehr Geld und Zeit. 

Die konkreten Forderungen der 
Gewerkschafterlnnen: Mehr Zeit und 
mehr Geld für Weiterbildung - unab¬ 
hängig von der persönlichen Situation 
der Menschen. Seit dem revolutionä¬ 
ren Bildungskongress, der Ende März 
in Filderstadt bei Stuttgart stattfand, 
kämpft die IG-Metall-Jugend mit ih¬ 
ren rund 220 000 Mitgliedern dafür, 
Weiterbildung für alle zugänglich zu 
machen. Vom Azubi bis zur Facharbei¬ 
terin, vom Arbeitslosen bis zur Dual 
Studierenden sollen alle Menschen 
individuell und nach ihren Interessen 
über ihre Weiterbildung entscheiden 
können. 

Weiterbildung ist laut einer IG-Me- 
tall-Umfrage unter tausenden Azubis, 
Studierenden und jungen Beschäf¬ 
tigten das zentrale Thema der jungen 
Generation in den Betrieben. Doch die 
meisten scheitern daran, dass sie für 
ihre Weiterbildung keine Freistellung 
und auch keine Bezahlung von ihrem 
Arbeitgeber erhalten. Auf eigene Faust 
rausgehen und Kurse machen, das sich 
nur die wenigsten leisten - obwohl die 
meisten wollen. 

„Was willst Du denn heute noch er¬ 
reichen, ohne den Techniker oder ein 
Studium?“, meint eine Zerspanungs¬ 
mechanik-Auszubildende von Merce¬ 
des in Gaggenau, die heute mit vielen 
ihrer Mitazubis die gut 100 Kilometer 
hierhergekommen ist. „Wir brauchen 
eine bezahlte Freistellung für Weiter¬ 
bildung.“ 

Neben der Weiterbildung ist die 
Ausstattung der Berufsschulen zent¬ 
rales Thema der jungen Metaller, die 
heute zur Neckarwiese gekommen 


sind. Die Berufsschulen sind völlig un¬ 
terbesetzt, dauernd fällt Unterricht aus, 
Gebäude und vor allem die technische 
Ausstattung sind veraltet und marode. 
Oft gibt es keine PC und die techni¬ 
schen Geräte sind kaputt. 

„In unserer Berufsschule fehlt es 
an allem. Doch egal was wir fordern: 
Ständig heißt es: haben wir nicht, geht 
nicht, dazu haben wir kein Geld“, kri¬ 
tisiert ein Mechatronik-Azubi aus 
Mannheim. „Deshalb ist es mir wich¬ 
tig, dass wir mit vielen Feuten Präsenz 
zeigen, damit sich endlich etwas ver¬ 
bessert.“ 

Auch Vertreter der Studierenden 
sind beim IG Metall Jugend-Aktions¬ 
tag dabei. Auch sie wollen mehr Zeit 
und Geld für Bildung, sowie freiere 
Zugänge zur Uni und zu den Master¬ 


studiengängen. Und schließlich fairere 
Bedingungen für Studierende in den 
Betrieben. 

„Wir suchen den Kontakt zu den 
Gewerkschaften, um mehr für die Stu¬ 
dierenden in den Unternehmen tun zu 
können“, erklärt Marian Weitz. Er ist 
Wirtschaftsinformatiker und Sprecher 
der über 34 000 dual Studierenden der 
dualen Hochschule Baden-Württem¬ 
berg. „Oft wenden sich Studierende 
mit Problemen im Unternehmen an 
uns. Doch die Unternehmen sagen uns 
dann: Ihr seid hier nicht zuständig. Die 
IG Metall jedoch hat die Kontakte und 
Einfluss in den Betrieben.“ 

Im Zentrum der Kampagne „Revo¬ 
lution Bildung“ steht ein Bildungsbe¬ 
griff, der durchaus mit dem Verständ¬ 
nis der Bildungsstreikbewegung an den 


Hochschulen vereinbar ist: zu Selbstbe¬ 
stimmung, Mitbestimmung und Solida¬ 
rität soll Bildung demnach befähigen. 
Und: „Revolution Bildung heißt: Bil¬ 
dung für alle“, so IGM-Bundesjugend- 
sekretär Eric Feiderer. 

Die IG-Metall-Jugend will in den 
nächsten Wochen weiter mit Aktionen 
für ihre Forderungen auf die Straßen 
gehen: Mehr Zeit und Geld für Bil¬ 
dung. Und insbesondere individuelle 
Ansprüche auf eine bezahlte Weiter¬ 
bildung, die per Gesetz und Tarifver¬ 
trag festgeschrieben werden sollen. 
Vorläufiger Höhepunkt wird der zent¬ 
rale Jugendaktionstag am 27. Septem¬ 
ber in Köln sein. Dort werden 15 000 
junge Metallerinnen und Metaller er¬ 
wartet. 

IGM-Jugend / UZ 


Stahlkocher fordern fünf Prozent 

Tarifverhandlung mit Pilotwirkung 



Am Mittwoch letzter Woche endete in 
der Historischen Stadthalle Wuppertal 
die erste Verhandlungsrunde für die Ei¬ 
sen- und Stahlindustrie in Niedersach¬ 
sen, Bremen und Nordrhein-Westfalen 
ohne ein Angebot für die 82 400 Be¬ 
schäftigten. Die IG Metall fordert fünf 
Prozent mehr Lohn und Gehalt sowie 
Verlängerung des Tarifvertrags zur Al¬ 
tersteilzeit mit Anpassung an das Ge¬ 
setz zur Rente für Langzeitbeschäftigte 
ab 63 Jahren, Verlängerung der Beschäf¬ 
tigungssicherung und der Vereinbarung 
der grundsätzlich unbefristeten Über¬ 
nahme Ausgebildeter über 2016 hin¬ 
aus, die überproportionale Steigerung 
der Ausbildungsvergütung sowie die 
„faire Gestaltung“ von Werkverträgen. 
Knut Giesler, Bezirksleiter der IG Me¬ 
tall NRW, wird auf „Tarifrunde-Stahl, 
de“ zitiert: „Mit unserer Forderung nach 
fünf Prozent mehr Geld tragen wir der 
aktuellen wirtschaftlichen Situation in 
der Stahlindustrie und der gesamtwirt¬ 
schaftlichen Entwicklung Rechnung.“ 
Den Stahlarbeitern stehe ein Ausgleich 
für die Preissteigerung ebenso zu wie 
ein Anteil an der Produktivkraftsteige¬ 
rung, heißt es seitens der IGM an an¬ 
derer Stelle. Von einer volkswirtschaft¬ 
lich notwendigen Umverteilung ist aber 
nicht die Rede. 

Wie kaum anders zu erwarten, klag¬ 
ten die Unternehmervertreter am Ver¬ 
handlungstisch, die Stahlindustrie füh¬ 
re einen Existenzkampf, es herrsche 
absolute Unsicherheit und die Forde¬ 
rungen der IG Metall könnten so nicht 
erfüllt werden. Dabei klagen sie auf 
hohem Niveau. Der Absatz stieg um 
drei Prozent, auch durch die verstärkte 
Nachfrage der Automobilindustrie und 


deren Zulieferer, des Maschinenbaus 
und der Bauindustrie. Nach 42,6 Mio. 
Tonnen Rohstahl ist für 2014 mit einer 
Produktion von 43 Mio. zu rechnen. 
Zwar sind durch Preisrückgänge die 
Umsätze etwas gefallen, aber auch die 
Preise für die Rohstoffe, wodurch von 
einem Einbruch der bilanzierten Ge¬ 
winne oder gar der Profite keine Rede 
sein kann, zumal die Produktivität stän¬ 
dig erhöht wird. 

Dabei profitieren die Stahlkonzer¬ 
ne auch von ihrer faktischen Befreiung 
von der EEG-Abgabe als Großverbrau¬ 
cher elektrischer Energie. Hier subven¬ 
tionieren Millionen Privatkunden der 
Stromkonzerne mit ihrer Abgabe von 


6,24 Cent pro Kilowatt/Stunde diverse 
Industriezweige mit 5 Milliarden Euro 
im Jahr. Die vollmundig von Minister 
Gabriel (SPD) angekündigte Entlas¬ 
tung der Privatkunden, darunter Nied¬ 
riglöhner, Minirentner, BAföG-Bezie- 
her und Arbeitslose, blieb aus, auch zu 
Gunsten von ThyssenKrupp als größ¬ 
tem Stahlkonzern in Deutschland. 

Mit 43 Mio. Tonnen Rohstahl 
bei einer Weltproduktion von rund 

1 600 Mio. ist die deutsche Stahlindus¬ 
trie rein mengenmäßig nicht so bedeu¬ 
tend, im Vergleich beispielsweise zur 
Volksrepublik China mit rund 700 Mio. 
Aber allein mit in Europa registrierten 

2 400 Sorten ist der Stahl einer der viel¬ 


fältigsten Rohstoffe und die heimische 
Stahlindustrie großteils auf hochwerti¬ 
ge Stähle spezialisiert. Während noch 
1961 420 000 Beschäftigte mit 80 Ton¬ 
nen pro Kopf 33 Mio. herstefiten, sind 
es heute mit 540 Tonnen das Siebenfa¬ 
che. Auch diese Zahlen zeigen, dass die 
Stahlarbeiter keinen Grund für eine 
falsche Bescheidenheit haben. 

Die IG Metall will in dieser Tarif¬ 
runde bessere Arbeits- und Bezahlungs¬ 
bedingungen für Werkvertragsnehmer 
schaffen, auch für die bei Fremdfirmen 
Angestellten. Sie fordert dazu auch die 
Zuständigkeit der Personal- statt der 
Einkaufsabteilungen, was eine Voraus¬ 
setzung dafür sei, daß die Betriebsräte 
umfassend informiert werden. Nur so 
könnten sie Einsatzplanungen, Arbeits¬ 
zeiten, Arbeitssicherheit, Überstunden 
etc. wirksam kontrollieren. 

Am 12. Juni beginnt die zweite Ver¬ 
handlungsrunde. Der Tarifrunde Stahl 
wird trotz des Rückgangs der Beschäf¬ 
tigten um 80 Prozent in den vergange¬ 
nen Jahrzehnten eine große Bedeutung 
zugemessen, hatten ihre Abschlüsse 
doch häufig eine gewisse Pilotfunktion 
für andere Branchen und insbesonde¬ 
re für die Metall- und Elektroindustrie. 
In der Vergangenheit wurden von den 
Stahlkochern oft Wege geöffnet, ob hin 
zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
wie in den 80er Jahren oder aber auch 
bei der Übernahme der Auszubilden¬ 
den und in Richtung Angleichung der 
Bezahlung von Leiharbeitern an die 
der Stammbelegschaften. Auch 2014 
können vom Verlauf der Tarifrunde in 
diesem Kernbereich der materiellen 
Produktion wichtige Signale ausgehen. 

Volker Metzroth 


Mindestlohn ist Haltelinie 

IG-BAU-Bundesvorsitzender Robert 
Feiger jüngst zum Thema Mindest¬ 
lohn: „Der gesetzliche Mindestlohn 
ist eine Haltelinie nach unten für je¬ 
den der arbeitet. Wenn es um die Exis¬ 
tenzsicherung geht, muss es egal sein, 
wie alt jemand ist oder ob er befristet 
arbeitet, wie etwa Langzeitpraktikan¬ 
ten oder Erntehelfer. Der Versuch der 
Wirtschaftslobby, solche Ausnahmen 
in das Gesetz zu quatschen, ist ebenso 
untauglich wie durchschaubar. Sachli¬ 
che Gründe gibt es nicht. Doch wissen 
die Unternehmen sehr genau, dass jede 
Ausnahme ein Schlupfloch für sie bie¬ 
tet, den Mindestlohn zu umgehen. Dar¬ 
auf darf sich die Politik nicht einlassen.“ 


Volkssolidarität für 
Landzuschlag 

Der amtierende Präsident der Volks¬ 
solidarität, Dr. Frank-Michael Pietzsch, 
forderte jetzt von der Regierung, „Die 
Pflegedienste im ländlichen Raum müs¬ 
sen durch einen Finanzzuschlag unter¬ 
stützt werden. Es ist ein Unterschied, in 
einer Stadt zehn Menschen zu pflegen 
oder auf dem Land zehn Menschen in 
zehn Orten.“ Der unterschiedliche Auf¬ 
wand müsse auch in der Finanzierung 
über die bisherige Wegepauschale hi¬ 
naus berücksichtigt werden“. Pietzsch 
forderte einen „Landzuschlag“ und 
verwies dabei auf die unterschiedlichen 
Voraussetzungen für die Pflegedienste, 
die berücksichtigt werden müssten. Zu¬ 
gleich sprach er sich dafür aus, ehren¬ 
amtliches Engagement und professio¬ 
nelle Arbeit in der Pflege besser mitei¬ 
nander zu verknüpfen. „Dabei darf das 
eine, das andere nicht verdrängen. Eh¬ 
renamt ist nicht dazu da, um das Haupt¬ 
amt zu ersetzen.“ 


Versicherte werden überlastet 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) warnt vor einer Überlastung 
der Versicherten der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Annelie Bun- 
tenbach, DGB-Vorstandsmitglied, 
dazu „Es ist unverantwortlich, dass 
die Bundesregierung alle Warnun¬ 
gen in den Wind geschlagen hat und 
die künftigen Mehrbelastungen allein 
denVersicherten auf drücken will. Das 
Einfrieren des Arbeitgeberbeitrags ist 
ein eklatanter Bruch mit dem Solidar- 
prinzip. Wir werden dafür kämpfen, 
dass diese hochgradig ungerechte Ge¬ 
sundheitsreform eine möglichst kurze 
Halbwertszeit hat, um den Versicher¬ 
ten und ihren Familien diese Mehrbe¬ 
lastungen zu ersparen. Würden die Ar¬ 
beitgeber wieder paritätische Beiträge 
zahlen, könnten die Versicherten sogar 
entlastet werden. Die Zukunft der ge¬ 
setzlichen Krankenversicherung heißt 
weiterhin Bürger Versicherung.“ 


Frauen in Führungspositionen 

Laut statistischem Bundesamt waren 
2011 von insgesamt 21,4 Millionen 
erwerbstätigen Männern 6,8 Prozent 
(1,5 Millionen) als Führungskräfte tä¬ 
tig. Der Anteil der Frauen in Führungs¬ 
funktionen an allen 18,8 Millionen er¬ 
werbstätigen Frauen betrug dagegen 
drei Prozent (0,6 Millionen). Danach 
hatten Männer doppelt so häufig eine 
Führungsposition inne wie Frauen. 


Bezahlbare Mieten 
durchsetzen 

Mieterbund-Präsident Dr. Franz-Ge¬ 
org Rips fordert: „Wir erwarten, dass 
die Regierungsparteien ihre Wahlver¬ 
sprechen einlösen, dass die Vereinba¬ 
rung des Koalitionsvertrages für gutes 
und bezahlbares Wohnen, insbesondere 
für bezahlbare Mieten kurzfristig um¬ 
gesetzt werden. Wir haben kein Ver¬ 
ständnis dafür, dass einvernehmlich be¬ 
schlossene Regelungen zur Begrenzung 
der Wiedervermietungsmieten oder zur 
Realisierung des Bestefierprinzips im 
Maklerrecht jetzt wieder infrage ge¬ 
stellt oder an Bedingungen geknüpft 
werden sollen, die nicht einzuhalten 
sind. Man kann den Eindruck gewin¬ 
nen, dass Teile der CDU die Mietpreis¬ 
bremse oder das Bestellerprinzip gar 
nicht wollen und nach Möglichkeiten 
suchen, den Gesetzesentwurf auf die 
„lange Bank“ zu schieben.“ 
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Die Bundesluftwaffe ist gefechtsbereit 

Unbekanntes aus der KKK-Luftfahrt 


V om 12. bis 23. Mai übte die Bun¬ 
deswehr im seit langer Zeit größ¬ 
ten Maßstab. Die Übung hieß 
JAWREX 2014, was soviel wie Verein¬ 
te taktische Luftkriegsübung (Joint Air 
Warfare Tactical Exercise) bedeutet. 
Entsprechend heutiger NATO-Regel 
war es eine Luftkriegsübung, denn die 
Kriege der Zukunft sind solche in der 
Luft, ob mit oder ohne Piloten an Bord. 
Über 4 000 Soldaten und Offiziere mit 
100 Flugzeugen nahmen teil. Ihr Ein¬ 
satzgebiet: Mecklenburg-Vorpommern, 
nur wenige hundert Kilometer von der 
Ukraine entfernt. Hinzu kamen noch 
die rund 800 Experten, die von Kalkar/ 
Uedem am Niederrhein aus die Übung 
kommandierten. 

In den Medien erfuhr man so gut wie 
nichts über die Kriegsspiele der Bundes¬ 
wehr und NATO auf deutschem Boden 
in ernster Zeit. 

Aus der Truppe wird nur das gemeldet, 
was die KKK-Ministerin (Karriere, Kita, 
Kasernenalltag) möchte. Über die wirk¬ 
lich wichtigen KKK (Kriegsvorbereitung, 
Kampfdrohnen, Kalkar) wird geschwie¬ 
gen, obgleich diese die echten Pläne von 
der Leyens und der Bundeswehrfüh¬ 
rung betreffen. Die wenig aussagefreu¬ 
dige deutsche Luftwaffe verbreitet lieber 
Meldungen darüber, ob Putins Truppen 
mehr oder weniger dicht an der Grenze 
zur Ukraine stehen. 

Was ist mit Kalkar? 

Im Herbst 2011 konnte man in Provinz¬ 
zeitungen vom Niederrhein lesen: Von 
Kalkar aus wird durch die NATO künf¬ 
tig der gesamte Luftraum nördlich der 


Alpen observiert und „gesichert“. In ihm 
wird bewaffnet operiert - mit bemannten 
und unbemannten Flugobjekten. Dieser 
Luftraum umfasst fast das gesamte Russ¬ 
land. Im vorläufig virtuellen Einsatz kön¬ 
nen Flugzeuge abgeschossen oder „Ter¬ 
roristen“ in weiter Ferne unschädlich ge¬ 
macht werden. „Wenn die NATO Krieg 
spielt“, stand über dem Artikel. 

Inzwischen erfuhren wir mehr - wie¬ 
der durch ein Provinzblatt: „Der Luft¬ 
waffenstandort Kalkar wächst“ ( Rhei¬ 
nische Post, Niederrhein-Aus gäbe Kleve , 
6. März 2014). Beim diesjährigen Oster¬ 
marsch wurde diese neue Enthüllung 
verbreitet, ohne dass die Mainstream¬ 
medien sie widerspiegelten. 

Berichtet wurde auf dem Dortmun¬ 
der Friedensplatz beim Marschstopp 
die Vorgeschichte des exorbitanten 
Luftwaffenkommandos in Kalkar/Ue- 
dem, das die Zahl der Drohnenpiloten 
und antirussischen Raketenschirmbe¬ 
satzungen auf 1 000 Experten des Tö¬ 
tens verdoppelt hat und noch weitere 
400 Arbeitsplätze für Mordkomman¬ 
dos und den antirussischen Raketen¬ 
schirm plant, deren Arm bis weit hin¬ 
ter Kiew und Moskau reicht. In kleinen 
^-Meldungen wie in der Westfälischen 
Rundschau , 3. Februar 2012, erfuhren 
wir: Die Bundesregierung habe dem 
Aufbau des Nato-Raketenschildes im 
rheinland-pfälzischen Ramstein zuge¬ 
stimmt und wolle Patriot-Raketen be¬ 
reitstellen. Ramstein und Kalkar stehen 
unter amerikanischem Oberbefehl, wie 
aus einer Mitteilung der Stadt Stutt¬ 
gart vom 24.4.2014 hervorgeht. Dort 
wurde von Oberbürgermeister Fritz 


Kühn (Grüne) der US-Luftwaffenge- 
neral Philip M. Breedlove empfangen, 
der „zuvor Kommandeur der US-Luft- 
streitkräfte in Europa und Afrika, der 
Nato-Luftstreitkräfte Ramstein und 
Direktor des Kompetenzzentrums der 
Nato-Luftstreitkräfte mit Sitz im nord¬ 
rhein-westfälischen Kalkar“ war. 

Nunmehr sei er „Kommandeur 
des amerikanischen Europakomman¬ 
dos mit Sitz in Stuttgart (Eucom) und 
Oberbefehlshaber für Nato-Operatio- 
nen (Saceur).“ 

Der Raketenschirm muss Russland 
beunruhigen, wurde auf dem Oster¬ 
marsch festgestellt. Man erinnerte aber 
auch an die alte Erkenntnis der Frie¬ 
densbewegung: Raketen sind Magneten. 
Der Schirm entsteht in Ramstein - von 
wo aus die USA ihren Kampfdrohnen- 
krieg führen - und in Kalkar/Uedem, 
wo die Nato und die BRD den Droh¬ 
nenkrieg vorbereiten. In Ramstein wie 
Kalkar kommandiert als oberster Kom¬ 
mandeur ein US-General. Die Kriegs¬ 
vorbereitungen dort müssen auch im 
Zusammenhang mit der gefährlichen 
Entwicklung in der Ukraine gesehen 
werden. 

Andere unveröffentlichte skandalö¬ 
se Meldungen wurden auf anderen Mär¬ 
schen thematisiert: Der Absturz eines 
Tornadoflugzeugs vom 16. Januar 2014 
ganz nahe beim Atomwaffenstützpunkt 
Büchel (Rheinzeitung, Koblenz, 17. und 
23. Januar 2014,29. März 2014) 

Oder der Beinahe-Atomunfall ganz 
in der Nähe von Tausenden Kirchen¬ 
tagsgästen am Hamburger Hafen im 
Mai 2013 (Altona-Info, Lokalzeitung für 



Dieser grinsende Mann ist gefährlich. 

Er ist der oberste und eigentliche Chef 
der NATO. Der US-Luftwaffengeneral 
Philip Breedlove (58) trat mitten in der 
Ukraine-Krise seinen Posten an. 

Er ist auch Chef in Ramstein und 
Kalkar, also Kommandierender der 
deutschen wie NATO-Luftkriegs- 
truppen mit bemannten oder 
unbemannten Flugobjekten, der 
Mann, der den Raketenschirm gegen 
Russland aufbaut. Laut Süddeutsche 
Zeitung vom 23. Mai 2014 verlangt 
er von den NATO-Ländern eine neue 
Hochrüstung und weit mehr Ausgaben 
für die Transformation, um sich auf 
Cyberaktivitäten und verdeckte 
Operationen einstellen zu können. Die 
NATO-Soldaten dafür, auch deutsche, 
sind schon in der Ukraine-getarnt 
als OSZE-Mitarbeiter. 

Hamburg-Altona, 21. Mai 2013). Auch 
dieser Vorfall wurde gedeckelt. 

Im Zwei-plus-Vier-Vertrag steht 
die Verpflichtung, dass das „verein¬ 


te Deutschland keine seiner Waffen 
jemals einsetzen wird, es sei denn in 
Übereinstimmung mit seiner Verfas¬ 
sung und der Charta der Vereinten 
Nationen.“ (Art. 2 Satz 3). Es sind un¬ 
zählige Handlungen der Regierung 
bekannt. Die dem widersprechen. 
Das Grundgesetz sieht nur Einsät¬ 
ze der Bundeswehr zur Verteidigung 
vor. Ernst Söder, langjähriger Ge¬ 
werkschaftssekretär, sagte am Kar¬ 
freitag in Dortmund: „Auch die Er¬ 
klärung des Bundespräsidenten, dass 
die Deutschen mehr Verantwortung in 
der Welt - auch die militärische - zu 
übernehmen hätten, widerspricht dem 
Inhalt unseres Grundgesetzes, das die 
Bundeswehr ausdrücklich zu einer 
Verteidigungsarmee erklärt.“ 

Auf verfassungsmäßiger Grund¬ 
lage operiert die Friedensbewegung. 
In vielen Medien wird diese verhöhnt 
oder totgeschwiegen. Geradeso als 
wäre es kürzlich gewesen, wird gesagt: 
„Ihr wart doch Anfang der Achtziger 
noch so viele, wo sind sie geblieben?“ 
Das ist 30 Jahre her. Damals gelang es, 
die Gewerkschaften und die Medien 
in die Friedensbewegung einzubezie¬ 
hen. Heute sind die Gewerkschaften 
ruhiggestellt und die Medien berich¬ 
ten aus der Praxis der Bundeswehr als 
wäre sie eine große Kinderbetreuungs¬ 
anstalt mit einer Gleichstellungsminis¬ 
terin an der Spitze. 

Es wird sogar Kritik an der Minis¬ 
terin geübt, sie sei in dieser Ukraine- 
Krise nicht kriegsbereit genug. Das 
liegt aber sehr abseits der Wirklichkeit. 

Ulrich Sander 


Zum Schaden der CSU 

Schlagabtausch in Bayerns „Volkspartei“ eskaliert 


„Schlafwandler“ 
demonstrieren gegen 
Geschichtsfälschung 



„Der eine haut zu, der andere tritt 
nach. Was die CSU derzeit zum Bes¬ 
ten gibt, wirkt wie eine verbale Wirts¬ 
hausschlägerei“, schrieb die Süddeut¬ 
sche Zeitung am 5. Juni 2014. Es geht 
um die auf gekommene Unruhe nach 
dem Wahldesaster, das in der sieges¬ 
gewohnten bayerischen Volkspartei 
immer deutlicher zu spüren ist. Und 
es geht um Horst Seehofer selbst, der 
seinen Verein mit seinem autoritären 
Führungsstil ruhig halten will. 

Wie auf der Landesvorstandssit¬ 
zung einmütig vereinbart, soll die 
Wahlschlappe vom 25. Mai mit exter¬ 
nen Beratern aufgearbeitet werden. 
Der bayerische Sonnenkönig gab 
bekannt, dass er seinen Dienst „zum 
Wohle des Freistaates“ bis zum Jahre 
2018 erfüllen und nach den Bundes¬ 
tagswahlen im Herbst 2017 ein neu¬ 
es Führungsgespann präsentieren 
will. Weitere Äußerungen wolle er in 
nächster Zeit dazu nicht machen. So¬ 
weit zur Einmütigkeit. 

Doch nur wenige Tage später mel¬ 
dete sich Seehofers Intimfeind Huber 
zu Wort, der gegen den Führungsstil 
des Vorsitzenden wetterte und ihm 
einen Stil vorwarf, der „auf Befehl 
und Gehorsam“ basiere. Er forder¬ 
te zur Weichenstellung für „die Zeit 
nach Seehofer“ auf, was dieser übri¬ 
gens selbst zu tun angekündigt hat¬ 
te. Dies könne dem Chef allerdings 
nicht allein überlassen bleiben. We¬ 
niger Beachtung fand Hubers Forde¬ 
rung nach einer „inhaltlichen Weiter¬ 
entwicklung“ der CSU, wozu er kei¬ 
ne weiteren Aussagen machte, außer: 
„Die CSU sehnt sich nach Klarheit, 
Weitsicht und Standfestigkeit“. 

Inzwischen hat das Grummeln 
über Seehofers Führungsstil aber 
auch andere Großkopferte der CSU 
erfasst. Äußerst zurückhaltend kam 
von der Vorsitzenden der CSU-Lan- 
desgruppe im Bundestag, Frau Has- 
selfeldt, die Bemerkung, dass sie es 
schon mit „schwierigeren Männern“ 
zu tun gehabt hätte. Öl ins Feuer goss 
hingegen der bayrische Innenminis¬ 
ter Herrmann, der ähnlich wie Huber 


den Führungsstil und die Sprunghaf¬ 
tigkeit von Seehofer öffentlich kriti¬ 
sierte sowie ebenfalls über „inhalt¬ 
liche Fragen“ schwadronierte, ohne 
welche zu nennen. Auch der geschei¬ 
terte Ministerpräsident Beckstein 
blieb nicht stumm und mahnte See¬ 
hofer, dass der die Fragen des perso¬ 
nellen Übergangs an der Parteispitze 
„nicht alleine“ beantworten könne. 

Dieser Tage kam nun doch eine 
tiefergreifende Meinungsverschie¬ 
denheit dank Peter Gauweiler ans 
Tageslicht, über den sich Hasselfeldt 
und Herrmann sofort und unnach¬ 
sichtig hermachten. Der CSU-Vize 
hatte nämlich in einer Rede an der 
Bundeswehr-Universität in Hamburg 
laut seine Kritik an Bundeswehr-Ein¬ 
sätzen geäußert. Gauweiler hat sich 
auf die Vorschrift des Grundgeset¬ 
zes bezogen, dass die Bundeswehr 
nur zur Verteidigung eingesetzt wer¬ 
den darf. Der Afghanistan-Einsatz, 
so Gauweiler, sei „eine Aktivität, die 
unserer Verfassungslage in nichts ent¬ 
spricht“. In seinem Text heißt es wei¬ 
ter: „Wenn das ein Krieg war, hät¬ 
ten wir uns nicht beteiligen gedurft. 
Deutschland wurde nicht angegriffen 
und auch im Übrigen bestand keine 
Verteidigungslage mit Blick auf Af¬ 
ghanistan mehr.“ 

Dagegen musste größtes Geschütz 
aufgefahren werden, was Hasselfeldt 
und Herrmann auch umgehend taten. 
Den Bundeswehrsoldaten in Afgha¬ 
nistan zu unterstellen, sie würden sich 
außerhalb der vom Grundgesetz ge¬ 
setzten Grenzen bewegen, sei unver¬ 
antwortlich. „Wir dürfen unseren Sol- 
datinnen und Soldaten nicht in den 
Rücken fallen“, hieß es. Mehr noch: 
An der verfassungsrechtlichen Legi¬ 
timation des Auslandseinsatzes der 
Bundeswehr in Afghanistan gebe es 
nicht den geringsten Zweifel. Herr¬ 
mann: „Nach den Terroranschlägen 
des 11. September 2001 hat die inter¬ 
nationale Gemeinschaft das Eingrei¬ 
fen in Afghanistan beschlossen, weil 
die damalige afghanische Regierung 
das Treiben der Terroristen toleriert 


hatte (...). Die Vereinten Nationen 
waren sich einig, dass Afghanistan 
nie wieder ein Rückzugsraum für den 
internationalen Terrorismus werden 
dürfte.“ 

Dass Gauweiler Bundeswehr-Ein¬ 
sätzen grundsätzlich skeptisch gegen¬ 
überstehe, sei nichts Neues, meinte 
Hasselfeldt, aber. „Diese Auffassung 
ist grundfalsch und nicht die Meinung 
der CSU-Landesgruppe im Bundes¬ 
tag. Peter Gauweiler vertritt eine Ein¬ 
zelmeinung“, beeilte sie sich hinzuzu¬ 
fügen. 

Die Tatsache, dass Seehofer gegen 
erheblichen Unmut Gauweiler als ei¬ 
nen seiner Stellvertreter in der CSU 
durchsetzte, ist bei den CSU-Oberen 
in bester Erinnerung. Ihm, dem Eu¬ 
ropapolitik-Kritiker, wurde im Euro¬ 
pawahlkampf die Aufgabe zugedacht, 
die Europa-Kritiker nicht von der 
CSU abdriften zu lassen. Inwieweit 
er dieser Aufgabe gerecht geworden 
ist, werden die internen Beratungen 
mit den externen Beratern noch zei¬ 
gen. Ex-Innenminister Herrmann hat 
sich Gauweiler wegen dessen jahre¬ 
langer Kritik am Europakurs schon 
mal vorgenommen. Gauweiler selbst 
zweifelt an sich und seinen politischen 
Grundauffassungen jedenfalls nicht. 
Das CSU-Wahlergebnis hätte ohne 
sein kritisches Engagement durchaus 
noch schlechter ausfallen können. 

Der Schlagabtausch innerhalb 
der CSU wird kaum im Sommerloch 
zu versenken sein. Er verweist auch 
auf das kümmerliche Niveau dieser 
Auseinandersetzung. Der Vorsitzen¬ 
de Seehofer, der sich eigentlich ja 
gar nicht mehr dazu äußern wollte, 
sah sich nach Hubers Attacken zur 
Feststellung herausgefordert: „Was 
Erwin Huber sagt, das kann wirklich 
niemanden überraschen. Das macht 
er seit sechs Jahren - manchmal mit 
mehr, manchmal mit weniger Inten¬ 
sität“; sagte Seehofer der „Augsbur¬ 
ger Allgemeinen“. „Aber das hat nur 
eine Wirkung, eine einzige: Das scha¬ 
det der CSU, sonst gar nix.“ 

RolfPriemer 


L eicht irritiert entzifferten manche 
Besucher einer Lesung aus dem 
Bestseller „Die Schlafwandler - 
Wie Europa in den Ersten Weltkrieg 
zog“ das Tafel-Spalier vor dem „Su¬ 
detendeutschen Haus“ mit Zitaten, 
welche die Zielstrebigkeit Deutsch¬ 
lands zum Völkerschlachten beleg¬ 
ten. 

Ein Dutzend Demonstranten - 
teilweise in Schlafanzügen und 
Nachthemden - machten auf den 
Geschichtsrevisionismus des Buch¬ 
autors Christopher Clark aufmerk¬ 
sam, der sich bei seinem Eintreffen 
durchaus beeindruckt zeigte und mit 
dem Kommentar „Gute Zitate!“ jede 


Tafel abfotografierte. Wie er auf das 
an alle Besucher der Veranstaltung 
verteilte Informations-Flugblatt re¬ 
agierte, konnten wir nicht mehr fest¬ 
stellen. 

Vielleicht kann er die Zitate fürs 
demnächst fällige Historienwerk 
„Die Ostlandritter - Wie Deutsch¬ 
land die Ukraine doch noch bekam“ 
verwenden. Die Ukraine spielte 
schon 1914 in den Kriegsplänen des 
deutschen Kaiserreiches eine bedeu¬ 
tende Rolle und wurde schließlich 
1918 von österreichisch-ungarischen 
und deutschen Truppen besetzt. 

Presseerklärung des Münchner Bündnisses 
gegen Krieg und Rassismus 


Aus dem Interview Markus Bernhardt/Heinrich Fink könnte der Eindruck ent¬ 
stehen, die VVN-BdA habe sich nicht richtig oder nicht ausreichend zur Ukraine 
positioniert. 

Dies wurde u.a.beschlossen:„Mit großer Sorge sieht die VVN-BdAdie innenpoli¬ 
tische Entwicklung in der Ukraine. Mit massiver Unterstützung aus dem Westen 
ist es rechtsextremen, antisemitischen und faschistischen Gruppierungen wie 
„Svoboda“ oder dem„Rechten Sektor“ ermöglicht worden, zu einem bestim¬ 
menden Faktor in der Ukraine zu werden und Schlüsselpositionen zu besetzen.“ 
Es lag auch ein Initiativantrag vor, der aus Zeitmangel nicht mehr behandelt 
werden konnte, der aber a) von der VVN-BdA NRW beschlossen wurde und b) 
vom BA noch beschlossen werden wird. 
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Das Versteckspiel der Spione nach der Enttarnung 

Erst Frau Merkel und dann das Volk 



A uslandsspionage verfolgt in 
Deutschland imperialistische 
Interessen in unterschiedlichen 
Tarnanzügen, mit meist traditionsbe¬ 
haftetem Personal und einer Ausstat¬ 
tung, die dem Stand der Technik ent¬ 
sprechen soll. Altnazi Hans Josef Maria 
Globke würde sich im Grabe umdre¬ 
hen - oder auch nicht. Zehn Jahre war 
er unter Altkanzler Adenauer Chef 
des Kanzleramtes, dessen politische 
Abteilungen er angelegt hatte. Die 
Abteilung 6 kümmert sich unter ande¬ 
rem um den Bundesnachrichtendienst 
(BND), dessen erster Präsident Rein¬ 
hard Gehlen war, zuvor Generalmajor 
in der NS-Wehrmacht und an der Pla¬ 
nung des Überfalls auf die Sowjetunion 
(„Unternehmen Barbarossa“) beteiligt. 

Dieser Auslandsspionagedienst 
muss besonders in Krisen- und Kriegs¬ 
zeiten immer dicht am Mann sein. Zum 
Beispiel bei der aktuellen Annäherung 


der NATO an die Westgrenze Russ¬ 
lands. Das galt aber schon bei Gehlen 
und der „Abteilung Fremde Heere 
Ost“ bei der Befragung sowjetischer 
Kriegsgefangener und dem Aufbau 
der antisowjetischen Wlassow-Armee. 
Als es keine Kriegsgefangenen mehr 
gab, wurde die „Hauptstelle für Befra¬ 
gungswesen“, eine Abteilung des BND, 
auf Flüchtlinge und Aussiedler ange¬ 
setzt. Noch in diesem Monat steht die 
Auflösung der „Hauptstelle“ auf dem 
Plan: Einzelinterviews sind zu wenig 
„effizient“. Seit dem Jahr 2000 wur¬ 
den „nur“ 15 000 Asylbewerber und 
Flüchtlinge von der „Hauptstelle“ be¬ 
fragt. 

Neue Technik ist intensiver 

37 292 862 E-Mails und Datenverbin¬ 
dungen wurden allein 2010 durchfors¬ 
tet. 2009 waren es noch 6,8 Millionen. 
Effizienzsteigerungen sind also mög¬ 


lich. Bislang wurden 2 000 Schlagwör¬ 
ter für Terrorismus eingesetzt, 13 000 
für Proliferation (Waffenhandel) und 
300 für Schleusung. Die Erfassung 
ist nahezu allumfassend - aber we¬ 
nig dienlich. Nur 213 Hinweise erwie¬ 
sen sich aus dem Millionen-Pool als 
brauchbar. 

Damit Deutschland offensiver 
an der Gestaltung der Welt teilneh¬ 
men kann und nicht gar noch von den 
Schlapphüten in Italien oder Spanien 
überholt wird, bedarf es mehr Daten, 
einer schnelleren Erfassung und ei¬ 
ner besserer Auswertung. Wie Recep 
Tayyip Erdogan (AKP) in der Türkei 
hat auch der bundesdeutsche Innen¬ 
minister Thomas de Maiziere (CDU) 
erkannt: „Die Nutzung verlagert sich 
stark vom klassischen Telefon in sozia¬ 
le Netzwerke.“ Also müssen die Daten 
von facebook, twitter oder flickr abge¬ 
saugt werden. 


Dazu bedarf es neuer Technik. Bis 
2020 sollen dem BND vom Bundestag 
deshalb 300 Millionen Euro für tech¬ 
nische Aufrüstung bewilligt werden. 
Ziel: in Echtzeit (gleichzeitig) ausspä¬ 
hen und auswerten. Der BND spricht 
von „Echtzeitanalyse von Streaming- 
Daten“, als Teil der „Strategischen In¬ 
itiative Technik“. Vorbilder sind NSA 
(USA) und GCHQ (Großbritannien). 
Der Aufholbedarf des BND ist gewal¬ 
tig, denn die NSA erfasst täglich sechs 
Milliarden Daten. 

Dabei geht es nicht nur um die 
Erfassung von „Stimmungsbildern“. 
Ex-NSA-Chef Michael Hayden weiß 
um praktische Anwendungsmöglich¬ 
keiten bei Drohnen-Einsätzen: „Wir 
töten auf Basis von Metadaten.“ Auf 
wissenschaftsgestützten Einsatz ori¬ 
entiert auch die Bundeswehr an ihrer 
Universität in München. Titel der Stu¬ 
die: „Automatisierte Beobachtung von 
Internetinhalten“. Neben dem „Mitle¬ 
sen“ und der Spurensicherung durch 
Auswertung der Verbindungsdaten 
geht es um die „Biometrie-Erfassung“ 
also die Gesichts(wieder)erkennung. 
Forschungsetat bis 2019:4,5 Millionen 
Euro. 

Das sind nicht einmal ein Prozent 
des Jahresetats von 478 Millionen 
Euro (2010). Bezahlt werden müssen 
auch die etwa 6 000 „Mitarbeiter“. 

Range in der Klemme 

BND-Präsdent Gerhard Schindler 
(FDP) war zuvor Fallschirmjäger, 
später Referatsleiter bei der „Konkur¬ 
renz“, dem Verfassungsschutz in Köln. 
Er achtet darauf, dass nur Ausländer 
im Ausland bespitzelt werden. Das 
gilt ihm als legal, entspricht der deut¬ 
schen Rechtsauffassung. Das Recht ist 
dabei aber durchaus teilbar, denn um¬ 
gekehrt gilt es nicht: Wenn ein auslän¬ 
discher Dienst, zum Bespiel die NSA, 
deutsche Bürger in Deutschland, zum 
Beispiel seit 2002 die Kanzlerin, be¬ 
spitzelt, dann ist das nach deutschem 
Recht nicht legal, wohl aber nach US- 
Recht. 


Generalbundesanwalt Harald Ran¬ 
ge (FDP) ist nun seit Monaten in der 
Klemme: Er müsste die politisch Ver¬ 
antwortlichen aus den USA auf die 
Angeklagtenbank setzen. Das sind 
aber zugleich die besten Freunde der 
Kanzlerin. Also ermittelt Range lie¬ 
ber „gegen Unbekannt“ wegen Agen¬ 
tentätigkeit und Spionage. Er weiß ja 
auch nicht, wer das „Richtmikrophon“ 
auf der US-Botschaft in Berlin auf das 
Bundeskanzleramt gerichtet hat. Und 
die NSA sagt einfach nichts dazu. Oba- 
ma hat’s seit 2010 gewusst - und sich 
bei jedem Kontakt mit Angie auf die 
Zunge gebissen. 

Großes Schweigen 

Etwas differenzierter war es beim 
NSA-Untersuchungsausschuss im Eu¬ 
ropaparlament. Dort sollten Verant¬ 
wortungsträger aussagen. Keith Ale¬ 
xander (NSA), Iain Lobban (GSHQ), 
amazon, yahoo oder vodafone lehnten 
ab. Schindler antwortete nicht einmal 
auf die Einladung. 

Das große Schweigen scheint die an¬ 
gemessene Methode der Aufklärung zu 
sein: Der Rechtsausschuss des Bundes¬ 
tages tagte in der Angelegenheit nicht 
öffentlich. Die Anfertigung eines Wort¬ 
protokolls wurde abgelehnt. Der Bun¬ 
destag berät auch nicht öffentlich über 
die Einzeletats des BND. Das macht ein 
„Vertrauensgremium“ des Haushalts¬ 
ausschusses aus zehn Personen. 

★ 

Die 2 000 Strafanzeigen „normaler 
Bürger“ reichen Range nicht für eine 
Anklage. Gleichwohl gibt es die Rechts¬ 
auffassung von Verfassungsrechtlern 
und Datenschützern, dass Bespitze¬ 
lung ein Eingriff in die Grundrechte 
darstellt. Die „Fernmeldefreiheit“ soll¬ 
te sogar Ausländer im Ausland vor dem 
BND schützen. Es gilt aber auch hier: 
Das Recht greift aber nur, wenn es der 
Rechtsauffassung der Herrschenden 
entspricht. Der Kampf um die Deu¬ 
tungshoheit ist nicht abgeschlossen 

Uwe Koopmann 


Es wächst zusammen, 
was zusammen gehört 

Von Markus Bernhardt 


Die Linksfraktion ist wieder einmal 
in aller Munde. Diesmal nahmen sich 
Fraktionschef Gregor Gysi und die 
beiden Parteivorsitzenden Katja Kip- 
ping und Bernd Riexinger die Bun¬ 
destagsabgeordnete Sevim Dagdelen 
vor und brüskierten diese öffentlich, 
indem sie sich in einer Erklärung von 
ihrer eigenen Politikerin distanzier¬ 
ten, sie damit zu maßregeln versuch¬ 
ten und zum medialen Abschuss frei- 
gaben. 

Dagdelens vermeintliches Ver¬ 
gehen hatte einzig darin bestanden, 
während einer Bundestagsdebatte 
am 4. Juni die kriegstreiberische Posi¬ 
tion der grünen Fraktionsvorsitzenden 
Katrin Göring-Eckardt bezüglich des 
sogenannten Ukraine-Konflikts und 
die von der Partei mindestens betrie¬ 
bene Verharmlosung - eher noch Dul¬ 
dung - der lupenreinen faschistischen 
Gewalttäter, die sich in der Ukraine 
mittlerweile in Spitzen- und Regie¬ 
rungsämtern finden, zu geißeln. 

„Wer die Wahrheit nicht weiß, der 
ist bloß ein Dummkopf. Aber wer sie 
weiß und sie eine Lüge nennt, der ist 
ein Verbrecher“. Dieses Brecht-Zitat 
hatte Dagdelen in Richtung Göring- 
Eckardt zitiert und damit tumultartige 
Szenen im Parlament ausgelöst. Wohl 
nicht ohne Grund hatte sich die grü¬ 
ne Fraktionsvorsitzende offensichtlich 
ertappt gefühlt und sich verbeten, als 
„Verbrecherin“ bezeichnet zu werden. 
Der Einheitsblock von CDU/CSU und 
SPD stand fest an der Seite der grü¬ 
nen Partei. 

Der eigentlich verhältnismäßig 
harmlose Schlagabtausch wurde in¬ 
des sogleich vom selbsternannten 


Reformerlager der „demokratischen 
Sozialisten“ genutzt, um sich öffent¬ 
lich gegen die Parteilinke Dagde¬ 
len in Stellung zu bringen. Gilt diese 
doch ebenso wie das Gros der ande¬ 
ren nordrhein-westfälischen Bundes¬ 
tagsabgeordneten als Störfaktor für 
den von den Parteistrategen im Karl 
Liebknecht-Haus entworfenen politi¬ 
schen Fahrplan, an dessen Ende nach 
der kommenden Bundestagswahl 2017 
eine „rot-rot-grüne“ Bundesregierung 
stehen soll. 

Es sei nicht gerechtfertigt gewesen, 
„der Abgeordneten Göhring-Eckardt 
ein Verbrechen zu unterstellen, sie 
damit als Verbrecherin darzustellen“. 
„Von dieser Äußerung unserer Ab¬ 
geordneten Sevim Dagdelen distan¬ 
zieren wir uns“, hatten Gysi, Kipping 
und Riexinger, die eine Art närrisches 
Dreigestirn der Linkspartei bilden, öf¬ 
fentlich erklärt und damit der schlech¬ 
ten Empörungsinszenierung der Grü¬ 
nen ohne Not Futter gegeben. 

Unterstützung bekam Dagde¬ 
len hingegen vom Bundessprecher¬ 
rat der Kommunistischen Plattform, 
der der Abgeordnten für „die mutige 
Intervention“ mit einem Auszug von 
Brechts „Ballade von der Billigung 
der Welt“ aus dem Jahr 1932 seinen 
Dank aussprach. Die NRW-Linksju¬ 
gend solidarisierte sich ebenfalls mit 
Dagdelen. Es sei „die Pflicht von An¬ 
tifaschistinnen und Antifaschisten, 
nicht nur Faschisten selbst zu bekämp¬ 
fen, sondern auch diejenigen scharf 
zu kritisieren, die durch ihre einseiti¬ 
ge Parteinahme in der Ukraine-Krise 
die Gefahr durch die Swoboda und 
den Rechten Sektor verharmlosen“. 


Und genau in diesem Vorgang beste¬ 
he „der eigentliche Skandal“. „Die 
Bundesregierung hat mit Unterstüt¬ 
zung der Grünen ein neues Kapitel 
der deutschen Außenpolitik seit 1945 
beschritten: Sie verharmlost Faschis¬ 
ten in einer europäischen Regierung, 
die keinerlei demokratische Legitima¬ 
tion besitzen“, stellte der Jugendver¬ 
band der Linkspartei klar. 

Den mit Abstand törichtesten 
Kommentar zu der durch Dagdelen 
ausgelösten Debatte um die Verharm¬ 
losung der ukrainischen Faschisten 
durch die Grünen gab hingegen Wulf 
Gallert, Linksfraktions-Vorsitzender 
in Sachsen Anhalt, ab. „Ich habe kei¬ 
nen Bedarf an einem antifaschisti¬ 
schen Schutzwall gegen die Grünen!“, 
erklärte er. 

Mit ihrer Attacke hat sich die Partei¬ 
führung im Zweifel eher selbst gescha¬ 
det. Seit der kürzlich erfolgten Zustim¬ 
mung einiger Linksparteiabgeordneter 
zu einem Auslandseinsatz der Bundes¬ 
wehr gilt etwa das Verhältnis zwischen 
Friedensbewegung und der Partei „Die 
Linke“ keineswegs mehr als unbelastet. 
Dass Gysi, Riexinger und Kipping nun¬ 
mehr gegen eigene Abgeordnete mo¬ 
bil machen, um das Verhältnis mit dem 
grünen Wunschkoalitionspartner nicht 
zu strapazieren, ist das Eine. Dass sie 
die Kooperation aller anderen im Bun¬ 
destag vertretenen Parteien mit einer 
ukrainischen Regierung, an der Faschis¬ 
ten beteiligt sind, nicht radikal verurtei¬ 
len, das Andere. Dieser Tabubruch wird 
nicht ohne Konsequenzen bleiben, 

Hier wächst, um ausnahmsweise 
Willy Brandt zu zitieren, offensichtlich 
„zusammen, was zusammengehört“. 


Keine Trennung von Polizei 
und Geheimdiensten 

Der Verfassungsschutz muss strikt ge¬ 
trennt von der Polizei arbeiten - orga¬ 
nisatorisch, funktionell, aber auch per¬ 
sonell“, dies erfordert das verfassungs¬ 
kräftige Gebot der Trennung von 
Polizei und Geheimdiensten. Doch in 
Bremen werden Polizeibeamte zum 
Landesamt für Verfassungsschutz 
(LfV) versetzt oder abgeordnet und 
bleiben auch in LfV-Diensten in der 
Polizeilaufbahn mit ihren jeweiligen 
Dienstgraden, kritisierte jüngst Rolf 
Gössner, parteiloser Innendeputier¬ 
ter der Linksfraktion in der Bremer 
Bürgerschaft. 

Es gehe insgesamt um 14 Polizei¬ 
beamte, die beim LfV mit seinen ins¬ 
gesamt 51 Stellen arbeiten - das sind 
fast 30 Prozent des LfV-Personals, so 
der Rechtsanwalt weiter, der die Ver¬ 
setzungen und Abordnungen in die¬ 
ser Größenordnung aus personal- und 
beamtenrechtlichen Gründen sowie 
hinsichtlich des verfassungskräftigen 
Prinzips der Trennung von Polizei und 
Geheimdiensten für höchst problema¬ 
tisch hält. 

„Gerade in diesem sensiblen Be¬ 
reich“, so Gössner, „sollte jeder An¬ 
schein einer Verletzung des verfas¬ 
sungsrechtlichen Trennungsprinzips 
vermieden werden. Angesichts des 
routinemäßigen Personalaustauschs 
und der Beschäftigung von Polizeibe¬ 
amten im Bremischen Geheimdienst 
wird man von einer strikten perso¬ 
nellen Abgrenzung zwischen beiden 
Tätigkeitsbereichen nicht mehr spre¬ 
chen können.“ Hier fehle es am gebo¬ 
tenen Problembewusstsein, kritisierte 
Gössner. 

Keine Ermittlungen 

Die Internationale Liga für Men¬ 
schenrechte macht sich für die „un¬ 
verzügliche Einleitung offizieller 
Strafermittlungen in Sachen Total¬ 


ausforschung der Bevölkerung“ stark. 
Generalbundesanwalt (GBA) Harald 
Range hatte in der vergangenen Wo¬ 
che bekannt gegeben, nun ein förmli¬ 
ches Strafermittlungsverfahren gegen 
unbekannte Angehörige US-ameri¬ 
kanischer Geheimdienste wegen der 
Ausspähung des Handys von Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel (CDU) ein¬ 
zuleiten. Auf ein Strafermittlungsver¬ 
fahren wegen der massenhaften Da¬ 
tenausspähung der Bundesbürgern 
will Range jedoch verzichten, da es 
hierfür angeblich „keine zureichen¬ 
den Tatsachen für konkrete (...) ver¬ 
folgbare Straftaten“ gebe. 

Der Liga-Vorstand hält die Nicht¬ 
einleitung von Strafermittlungen 
hingegen für „eine Kapitulation des 
Rechtsstaats vor staatlichem Un¬ 
recht. „Sollte es bei dieser Entschei¬ 
dung bleiben, wären Grundrechte und 
Privatsphäre bundesdeutscher Bürge¬ 
rinnen weiterhin ohne Schutz. Die de¬ 
mokratisch nicht kontrollierbaren Ge¬ 
heimdienste könnten weitermachen 
wie bisher und sich jeder Verantwor¬ 
tung entziehen. Gute Nacht, Rechts¬ 
staat. So kann und darf es nicht wei¬ 
tergehen“, kritisierte die renommierte 
Bürgerrechtsorganisation. 

„Deshalb wird die Liga zusammen 
mit dem Chaos Computer Club und 
Digitalcourage mit weiteren rechtli¬ 
chen Schritten versuchen“, so Liga- 
Präsidentin Fanny-Michaela Reisin, 
„doch noch gründliche Ermittlun¬ 
gen zu erzwingen - und sei es auf der 
Ebene des europäischen Menschen¬ 
rechtsschutzes“. Dies verlangten auch 
unzählige Bürger und Bürgerinnen in 
Deutschland. 

„Einen weiteren Kotau vor der 
US-Administration aus Rücksicht 
auf die enge deutsch-amerikanische 
Geheimdienst-Kooperation darf es 
jedenfalls nicht geben“, konstatierte 
Reisin weiter. 

(bern) 
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Monarchie oder Republik 

Die Mehrheit in Spanien will keinen König mehr 


Mit der Partei 
soll die Ideologie 
verboten werden 

DKP-Cespräch mit Vertretern 
der KP der Ukraine 

Am Rande einer Vorstandstagung der 
Europäischen Linkspartei (ELP) am ver¬ 
gangenen Wochenende in Brüssel ergab 
sich für die DKP die Möglichkeit für ein 
kurzes Gespräch mit zwei Vertretern der 
Kommunistischen Partei der Ukraine. 
Sergej Gudjenko, stellvertretender Frak¬ 
tionschef der kommunistischen Fraktion 
in der Rada, und Anatolij Sokoljuk, In¬ 
ternationaler Sekretär der KPU, waren 
neben dem Vorsitzenden der Bewegung 
„Borotba“ von der ELP eingeladen wor¬ 
den aus ihrem Land zu berichten. 

In der ELP-Sitzung hatte Sergej Gud¬ 
jenko betont, dass von der Entwicklung 
in der Ukraine eine Gefahr für ganz Eu¬ 
ropa ausgeht. Dem Staatsstreich im Feb¬ 
ruar folgten Militäraktionen des Militärs 
gegen das eigene Volk, die unvermindert 
anhalten. Dabei stützt sich der Staat auf 
von Oligarchen finanzierte Banden und 
Faschisten. Genosse Gudjenko fordert 
eine internationale Untersuchung der 
Vorgänge im ganzen Land. Die Regie¬ 
rung führe eine Art Umsturz durch, der 
auf Gewalt und Tod fußt. 

Von Beginn an sei die Einmischung 
ausländischer Institutionen und Mächte 
ein bestimmendes Element im Konflikt 
gewesen. Die KPU setzt auf eine oppo¬ 
sitionelle Arbeit, die sich an den Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse orientiert. Bei 
der aktuellen Verbotsdrohung geht es 
dabei darum, die Ideologie zu verfolgen 
und eine Teilnahme an den Wahlen zu 
verhindern. Nach dem Verbot der KPU 
1991 war für die Partei zehn Jahre spä¬ 
ter eine legale Betätigung wieder mög¬ 
lich geworden. 

Sergej Gudjenko sagte, dass das Vor¬ 
gehen der Herrschenden mit dem des 
Hitler-Faschismus zu vergleichen sei, als 
er in die Sowjetunion einmarschierte: 
Wieder würden zunächst die Kommu¬ 
nisten verfolgt, wieder würden zuerst die 
Lenin-Denkmäler geschliffen. 

Die KP der Ukraine benötigt unse¬ 
re Solidarität. Für die KPU, die 35 Ab¬ 
geordnete im Parlament hat und zuletzt 
mit drei Millionen Stimmen 13 Prozent 
erreichte, sei wichtig, dass ihre Positionen 
zur Krise bekannt würden. Sie forderte 
früh ein Referendum über eine territo¬ 
rial-administrative Neugestaltung des 
Landes. Dabei müsse es neben dem um¬ 
strittenen Assoziationsabkommen mit 
der EU auch um die Gleichberechtigung 
der Sprachen gehen. Bei einer entspre¬ 
chenden Frage würden sich, so Genosse 
Gudjenko, die Meinungen zwischen einer 
Annäherung an Russland oder an die EU 
im Land etwa hälftig verteilen. 

Nun sind die Beziehungen zu Russ¬ 
land extrem verschlechtert; ihre Verbes¬ 
serung spielt eine Schlüsselrolle bei der 
Beilegung der Auseinandersetzungen. 
Deshalb werte die KPU das Treffen zwi¬ 
schen Putin und Obama als hoffnungs¬ 
volles Zeichen. Zum anderen erwartet 
die KPU, dass in Europa der medialen 
Entstellung der Ereignisse etwas entge¬ 
gengesetzt würde. Dabei setzt sie auch 
auf die Kommunistischen Parteien des 
Kontinents. 

Für die KPU ist die Solidarität auch 
von enormer moralischer Wichtigkeit. Im 
Internet hätten sie bei Demonstrationen 
in Berlin auch zahlreiche DKP-Fahnen 
gesehen, was sie sehr ermutigt habe, sag¬ 
te Anatolij Sokoljuk. Die beiden Genos¬ 
sen sagten, dass es auch zu Todesopfern 
unter ihrer Mitgliedschaft gekommen ist. 
Sie beschrieben detailliert die Angriffe 
auf das ZK-Gebäude in Kiew sowie des¬ 
sen nahezu vollständige Zerstörung durch 
faschistische Horden. Zwei der vier Eta¬ 
gen sind derart ausgebrannt, dass von ei¬ 
ner Wiederinbetriebnahme abgesehen 
werden muss. 

Die KPU bemüht sich einen Vertreter 
der Partei zum UZ-Pressefest zu entsen¬ 
den. Ob das gelingen kann, hänge natür¬ 
lich zuallererst von der Entwicklung der 
aktuellen Situation ab. Die Internationale 
Kommission der DKP steht in direktem 
Kontakt mit den Genossen und bemüht 
sich um ein Gelingen des Vorhabens. Für 
die KPU ist die Lage durchaus mit dem 
Chile-Putsch 1973 vergleichbar - interna¬ 
tionale Solidarität tut Not! Günter Pohl 


D ie Europawahlen haben die 
spanische politische Landschaft 
dramatisch verändert. Die Ent¬ 
stehung der neuen Linkspartei „Pode- 
mos“ („Wir können“) hat ein neues 
Kapitel in der Geschichte des Landes 
eröffnet. Die neue politische Forma¬ 
tion, deren Gesicht der Professor für 
Politikwissenschaft und Fernsehmo¬ 
derator Paul Iglesias ist, erzielte auf 
Anhieb fünf Mandate. Nur eines we¬ 
niger als die Koalition der Vereinigten 
Linken (IU), zu der die Kommunis¬ 
tische Partei Spaniens (PCE) gehört, 
die sechs Mandate gewann, vier mehr 
als bei den Europawahlen 2009. Etwa 
8 Prozent der Wahlberechtigten, d. h. 
mehr als 1,2 Millionen Bürgerinnen 
und Bürger, stimmten für „Podemos? 
Sie wünschen eine Erneuerung. 

In den beiden großen politischen 
Parteien Spaniens gab es wohl auch 
deshalb in den letzten Tagen Unbe¬ 
hagen und Nervosität. Die Volkspar¬ 
tei (PP) und die Sozialistische Partei 
(PSOE) verloren jeweils nicht weni¬ 
ger als sieben Abgeordnete. Nach ei¬ 
ner Umfrage von „eldiario.es“ könnte 
„Podemos“ bei den allgemeinen Wah¬ 
len im nächsten Jahr zur drittstärksten 
Kraft im Land werden. 

Doch das sind nicht die einzigen 
Themen: Die Krise, die Korruption 
und Skandale innerhalb der königli¬ 
chen Familie haben eine Kluft zwi¬ 
schen den Bürgern und den Institu¬ 
tionen entstehen lassen, die sich auf 
verschiedene Weise manifestiert. Ein 
Symptom ist der Anstieg nationalisti¬ 
scher Einstellungen in verschiedenen 
spanischen Regionen. Katalonien hat 
bereits seine Entscheidung verkündet, 
am 9. November ein Referendum für 
die Unabhängigkeit abzuhalten. Für 


Frankreichs Staatschef Hollande hat es 
an Aufwand nicht fehlen lassen, um den 
70. Jahrestag der Landung der anglo- 
amerikanischen Alliierten an der Küste 
der Normandie, den sogenannten „D- 
Day“, zu begehen. Mehr als 20 Staats¬ 
und Regierungschefs und 3 000 Vetera¬ 
nen, die an der historischen Operation 
teilgenommen hatten, waren präsent. 

Nachdem Hollandes Wirtschafts-, 
Sozial- und Innenpolitik zu miserablen 
Ergebnissen bei den letzten Kommu¬ 
nal- und EU-Wahlen geführt hatte, ver¬ 
suchte er jetzt, mit einem „weltpoliti¬ 
schem Ereignis“ sein ramponiertes An¬ 
sehen wenigstens ein bisschen wieder 
aufzupolieren und sich als Mitspieler 
unter den „Großen“ ins Bild zu rücken. 

Nicht, dass der Anlass es nicht wert 
gewesen wäre, feierlich begangen zu 
werden. 

Die endlich eröffnete zweite Front 
im Westen am 6. Juni 1944 war zwar 
nicht „der Anfang vom Ende des Na¬ 
zi-Regimes“, wie in den dominieren¬ 
den Medien allenthalben geschrie¬ 
ben wurde. Der begann spätestens 
mit dem Sieg der Roten Armee bei 
Stalingrad. Ohne die gewaltigen Of¬ 
fensiven der Sowjetarmeen im ersten 
Halbjahr 1944 zur Befreiung ganz Ost- 
und Südosteuropas hätte die britisch¬ 
amerikanische Landung in der Nor¬ 
mandie nicht so schnell zur Befreiung 
ganz Frankreichs und nur fünf Monate 
später bis an die deutsche Westgrenze 
führen können. 

Offenbar war der französische 
Staatspräsident der einzige unter den in 
der Normandie anwesenden „Führern“ 
der westlichen Welt, der beim Geden¬ 
ken an die alliierte Landungsoperation 
den „entscheidenden Beitrag der Völ¬ 
ker der Sowjetunion“ zum Ende über 
das Naziregime wenigstens in einem 
Satz erwähnte. 

Aber zweifellos war auch die Lan¬ 
dung in der Normandie ein bedeuten¬ 
der Beitrag zum Niederringen des deut¬ 
schen Faschismus. Die 136 000 ameri¬ 
kanischen und britischen Soldaten, die 
im Kugelhagel der Nazi Wehrmacht mit 
tausenden Landungsbooten bei Caen 



das Baskenland steht noch kein Da¬ 
tum fest. 

In dieser Situation kündigte am 
2. Juni Ministerpräsident Mariano Rajoy 
an, dass König Juan Carlos Alfonso Vic¬ 
tor Maria de Borbon y Borbon-Neapel- 
Sizilien beschlossen habe abzudanken 
und die Krone an seinen Sohn Felipe 
Juan Pablo Alfonso Todos los Santos de 
Borbön y Grecia zu übergeben. 

Ebenso anachronistisch wie ihre 
langen Namen ist, dass sie ihre Posi¬ 
tion de facto auf Lebenszeit einneh¬ 
men. Angeführt von den beiden oben 
genannten linken Formationen ist 
jetzt ein breiter Teil der Bevölkerung 
der Ansicht, ein Referendum durchzu¬ 
führen, bei dem sich die Bürgerinnen 
und Bürger entscheiden können, ob 
sie weiterhin in einer Monarchie oder 
in einer Republik leben wollen. Dage¬ 
gen begrüßte die Sozialistische Partei 
anders als die Parteijugend - offiziell 


einen Brückenkopf erkämpften, wobei 
mehr als zehntausend von ihnen star¬ 
ben, haben Heroisches geleistet. 

Doch die Soldaten, die an Land gin¬ 
gen, und mit ihnen die Völker der gan¬ 
zen Welt beflügelte damals die Hoff¬ 
nung, dass nach dem Sieg über das 
Nazireich und seine Verbündeten eine 
„neue Welt“ aufgebaut werden könnte, 
in der Krieg und Faschismus für immer 
der Vergangenheit angehören. Was ist 
daraus geworden? 

Die heutige Wirklichkeit sind krie¬ 
gerische Konflikte und imperialisti¬ 
sche Interventionen in vielen Teilen 
der Welt, bis zum grausamen Krieg der 
Machthaber in Kiew gegen die eigenen 
Landsleute in der Ostukraine. Und die 
Europäer sind mit einer neuen gefähr¬ 
lichen Welle des Rechtsextremismus in 
vielen EU-Staaten konfrontiert. 

Die in der Normandie versammel¬ 
ten Politiker sind aber die gleichen, die 
dafür die entscheidende Verantwor¬ 
tung tragen. Ihr Auftritt in der Norman¬ 
die war nicht mehr als ein Missbrauch 
des historischen Ereignisses zur Legiti¬ 
mation ihrer heutigen Politik. 

Nun wurde viel darüber berichtet, 
wer am Rande der offiziellen Veran¬ 
staltungen mit wem wie lange gespro¬ 
chen hat. Dass Putin im Beisein von 
Hollande und Merkel 15 Minuten 
lang mit dem zum neuen Staatspräsi¬ 
denten gewählten ukrainischen Milli¬ 
ardär Poroschenko sprach, wurde als 
Anerkennung des Kiewer Regimes 
ausgelegt - obwohl Putin die Gele¬ 
genheit nur benutzte, um auf Einstel¬ 
lung der militärischen Gewalt beider 
Seiten und vor allem der mörderi¬ 
schen „Strafaktion“ der ukrainischen 
Armee gegen die Aufständischen im 
Osten zu drängen und Verhandlungen 
Kiews mit den „Verfechtern einer Fö- 
deralisierung“ einzufordern. Dass sich 
anschließend auch USA-Präsident Ob¬ 
ama auf dem Weg zum Staatsdinner 
zu einem 10-minütigen Gespräch mit 
Putin traf, wurde als hoffnungsvolles 
„Zeichen der Entspannung“ zwischen 
dem „Westen“ und Russland ausge¬ 
geben. 


des Königs Abdankung zugunsten sei¬ 
nes Sohnes, obgleich ein großer Teil der 
Basis der PSOE die Republik favori¬ 
sieren würde. 

Die PP, die Volkspartei Rajoys, steht 
ebenfalls hinter dem König. Rajoy: „Ich 
glaube, dass in Spanien die Mehrheit 
die Monarchie unterstützt.“ Die spani¬ 
sche Verfassung, geschrieben und ab¬ 
gestimmt nach dem Tod des Diktators 
Francisco Franco (aber nicht in allen 
Regionen), sieht als Regierungsform 
eine parlamentarische Monarchie vor. 
Einer Umfrage der Zeitung El Pais ent¬ 
sprechend wären 60 Prozent der Spanier 
für eine Änderung des Systems, für die 
Republik. 

Die Monarchie hat Skandale her¬ 
vorgebracht wie die Jagd auf Elefanten 
zu einer Zeit als der König Ehrenpräsi¬ 
dent des WWF war. Oder das Geschäft 
seiner Tochter Cristina Federica Victo¬ 
ria Antonia de Borbön y Grecia und ih¬ 
res Mannes Inaki Urdangarin, die we¬ 
gen Korruption, Unterschlagung und 
Geldwäsche juristische Untersuchun¬ 
gen erleben. Die Liste der Skandale ist 
damit nicht beendet. 

Am 7. Juni gab es Dutzende von 
Demonstrationen im ganzen Land. Ge¬ 
fordert wurde eine „Volksabstimmung 
jetzt“ und ein Verfassungsprozess. Am 
14. Juni sollen weitere folgen. In vielen 
Gemeinden wehte die republikanische 
Flagge an den Masten. In einer von ih¬ 
nen, in Granada, wurde eine Person 
festgenommen wegen „Beleidigung der 
Fahne.“ In Berlin gab es am Montag, 
2. Juni, dem Tag der Ankündigung des 
Königs, er wolle abdanken, eine Kund¬ 
gebung am Brandenburger Tor, bei der 
spanische Migrantlnnen die Durchfüh¬ 
rung der Volksabstimmung forderten. 

Carmela Negrete 


Aber wie soll es zu einer Entspan¬ 
nung führen, wenn Obama bei der ers¬ 
ten Station seiner Europa-Reise, näm¬ 
lich in Warschau, ausdrücklich für den 
Ausbau der NATO-Präsenz in Osteu¬ 
ropa plädiert? Kurz vorher hatte die 
NATO in einem vertraulichen Papier 
laut „Spiegel“ die Absicht bekundet, 
auch Armenien, Moldawien und Aser¬ 
baidschan stärker in Planungen und 
Manöver der NATO einzubeziehen. 
Schließlich ermutigte der G7-Gipfel in 
Brüssel unter Beteiligung Obamas die 
Kiewer Machthaber ausdrücklich dazu, 
den Krieg gegen die Aufständischen in 
der Ostukraine „zur Wiederherstel¬ 
lung von Recht und Gesetz“ fortzuset¬ 
zen, wofür weitere 18 Milliarden Dollar 
zur Verfügung gestellt wurden. Sieht so 
„Entspannung“ aus? 

Gekrönt wurde das Ganze durch 
die Rede von Poroschenko, die er nur 
einen Tag nach den Feiern in der Nor¬ 
mandie bei seiner offiziellen Amtsein¬ 
führung im Kiewer Parlament hielt. 
Statt Verhandlungen über einen Waf¬ 
fenstillstand, wie beim Treff mit Putin 
erwogen, forderte er die Aufständi¬ 
schen im Osten zur bedingungslosen 
Kapitulation auf. In vagen Ankündi¬ 
gungen redete er zwar auch davon, 
den Regionen künftig „mehr Rechte“ 
geben zu wollen und den „freien Ge¬ 
brauch“ der russischen Sprache zuzu¬ 
lassen. Aber eine „Föderalisierung“ der 
Ukraine mit präzise verfassungsmäßig 
festgelegten Rechten für die verschie¬ 
denen Landesteile wurde ausdrücklich 
abgelehnt und von der offiziellen Aner¬ 
kennung des Russischen als zweite uk¬ 
rainische Amtssprache war keine Rede. 
Dafür bekräftigte Poroschenko seine 
Entschlossenheit, den „Wirtschaftsteil“ 
des Assoziierungsabkommens mit der 
EU schon in Kürze zu unterzeichnen 
und das Land früher oder später auf 
jeden Fall zu einem Mitgliedsstaat der 
EU zu machen. Sind dies Zeichen ei¬ 
ner Bereitschaft zum „Dialog“ und zur 
Ausräumung der Ursachen, die zu dem 
gefährlichen kriegerischen Konflikt in 
der Ukraine geführt haben? 

Georg Polikeit 


D-Day-Show in der Normandie 

Missbrauch eines historischen Ereignisses zur Legitimation heutiger NATO- und EU-Politik 


Antwort aus 
Fernost 

Moskau und Peking weisen 
USA in die Schranken 

Während deutsche Medien die Bedeu¬ 
tung der Verträge über die Gaslieferun¬ 
gen Russlands nach China herabzuspie¬ 
len versuchten, wurde gleich gar nicht 
erwähnt, dass beide Großmächte gleich¬ 
zeitig ihre Kooperation auch auf militä¬ 
rischem Gebiet vertiefen. Den Auftakt 
dieser Zusammenarbeit von strategischer 
Bedeutung bildete ein gemeinsames Flot¬ 
tenmanöver vom 20. bis 26. Mai unter der 
Losung „Maritime Kooperation 2014“, an 
dem auch Verbände der Luftstreitkräfte 
beider Seiten teilnahmen. Auf hoher See 
übten zwölf Kriegsschiffe, darunter der 
russische Raketenkreuzer „Pjotr Weli- 
kij“ und Kampfflugzeuggeschwader u.a. 
Rettungsaktionen für entführte Schiffe, 
U-Boot-Einsätze, eine Überprüfung der 
Identifikation und Luft-Wasser-Angrif¬ 
fe. Erstmals wurden gemeinsame Kampf¬ 
verbände gebildet. Russische und chine¬ 
sische Medien berichteten groß aufge¬ 
macht, dass die Manöver von Präsident 
Putin und seinem chinesischen Kollegen 
Xi Jinping eröffnet wurden, die dann de¬ 
ren Verlauf zwei Tage verfolgten. 

Der Direktor des Zentrums für so¬ 
zialpolitische Studien in Moskau, Wla¬ 
dimir Jewsejew, sprach Klartext und 
nannte das Manöver eine Reaktion auf 
die Krise in der Ukraine, um den Westen 
und vor allem den USA zu zeigen, „dass 
neue militärpolitische Beziehungen auf¬ 
gebaut werden“. Die USA hätten „keine 
Ressourcen mehr, um der militärpoliti¬ 
schen Stärkung Russlands und Chinas in 
der pazifischen Region etwas entgegen¬ 
zusetzen“. „Stimme Russlands“ betonte, 
das militärische Zusammenwirken Mos¬ 
kaus und Pekings ermögliche „das Poten¬ 
tial der Nato auszugleichen und dort eine 
ausbilanzierte Gruppierung der Marine¬ 
kräfte zu schaffen, die imstande ist, sich 
gegen die Nato zu behaupten.“ 

Konstantin Sokolow, Vizepräsident 
der Akademie für geopolitische Fragen, 
hob die andere Seite der gegenseitigen 
chinesisch-russischen Solidarität her¬ 
vor und verwies auf den Manöverraum. 
Das geostrategisch wichtige Ostchinesi¬ 
sche Meer sei ausgewählt worden, weil 
dort „die USA regelmäßig gemeinsame 
Übungen veranstalten, um sowohl Chi¬ 
na als auch Nordkorea unter psycholo¬ 
gischen Druck zu setzen“. Das Manöver 
stelle so auch eine direkte Antwort auf 
die von Japan in jüngster Zeit zugespitz¬ 
te Auseinandersetzung um die Senkaku- 
Inseln - in China Diaoyu genannt - dar. 
Sokolow wertete das als „Unterstützung 
von Peking durch Moskau.“ Ein Vorfall 
verdeutlichte, wie ernst es beide Seiten 
meinen. Während des Manövers drängten 
chinesische Militärjets ein in den Luft¬ 
raum über den von China beanspruch¬ 
ten Inseln eingedrungenes japanisches 
Jagdflugzeug ab. Dabei kamen sich die 
Maschinen bis auf 30 Meter nahe, be¬ 
richtete der Fernsehsender Asahi. Über 
dem Gebiet hat China eine Luftverteidi¬ 
gungszone eingerichtet, für deren Über¬ 
fliegen es eine Anmeldung fordert, was 
Tokio ablehnt. 

Weitgehend unbemerkt blieb, dass 
Peking an der Seite Moskaus bereits An¬ 
fang 2014 mit einem gemeinsamen Flot¬ 
tenmanöver ins Mittelmeer vorstieß, was, 
wie Ria Novosti damals betonte, auch 
eine Demonstration des Schutzes für Sy¬ 
rien war. Parallel haben beide Mitglieder 
des UN-Sicherheitsrates bisher insgesamt 
vier Resolutionen gegen Syrien blockiert. 
Zuletzt verhinderten sie am 22. Mai mit 
ihrem Veto, Syrien vor dem Internatio¬ 
nalen Strafgerichtshof in Den Haag we¬ 
gen Kriegsverbrechen anzuklagen. Wie 
Ria Novosti berichtete, wurde während 
des Besuchs Putins auch „eine engere 
Koordination im UN-Sicherheitsrat“ be¬ 
schlossen. 

Beide Großmächte betonten in Er¬ 
klärungen, dass sie keineswegs nur auf 
militärische Stärke setzen. Sie verein¬ 
barten, ihre Mitarbeit im Rahmen der 
Konferenz für Interaktion und Vertrau¬ 
ensbildung in Asien (CICA), einem 1999 
entstandenem Sicherheitsforum in der 
Asien-Pazifik-Region, abzusprechen und 
zu verstärken. Der Gruppe gehören 26 
Staaten an, die USA und Japan sind nur 
als Beobachter vertreten. 

Gerhard Feldbauer 
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Chai Ling und das Böse in der Geschichte 

4. Juni 1989: Gewaltsame Räumung des Tian'anmen in Peking 


E s ist der vertraute Kampf zwischen 
Gut und Böse, über den Erinnerun¬ 
gen an bestimmte Ereignisse ver¬ 
mittelt werden. Und welches Ereignis 
würde sich besser eignen als die blutige 
Räumung des Platzes am Tian‘anmen 
(Tor des Himmlischen Friedens) in der 
Nacht vom 3. auf den 4. Juni 1989? Fried¬ 
liche Studierende - geschwächt vom 
Hungerstreik - treffen auf Panzer der 
chinesischen Armee, die von der Füh¬ 
rung der Kommunistischen Partei Chi¬ 
nas (KPCh) geschickt wurden, um For¬ 
derungen nach Demokratie und Freiheit 
im Keim zu ersticken. 

Eigentlich sollte die Geschichte 
hier aufhören - und meist tut sie dies 
auch. Wir könnten aber auch Chai Fing 
zu Wort kommen lassen; sie war eine 
der zentralen Figuren der Studieren¬ 
denproteste amTian‘anmen und über¬ 
nahm die Führung, als Teile der Studie¬ 
renden ihre Bereitschaft äußerten, den 
Platz zu verlassen: 

Die Studierenden fragen dauernd: 
„Was sollen wir als nächstes tun? Was 
können wir erreichen?“ Ich bin so trau¬ 
rig, denn wie kann ich ihnen mitteilen, 
dass das, worauf wir eigentlich hoffen, 
Blutvergießen ist; nämlich dann, wenn 
die Regierung keine Wahl mehr hat 
als schamlos das Volk abzuschlachten. 
Nur wenn der Platz mit Blut überflutet 
wird, wird das Volk Chinas seine Au¬ 
gen öffnen. Nur dann wird es wirklich 
geeint sein. Aber wie kann ich irgend¬ 
etwas davon meinen Mitstudierenden 
erklären? 

Dieser Auszug entstammt einem 
Interview Chai Fings, welches sie eine 
Woche vor der gewaltsamen Räumung 
mit dem Reporter Philip Cunningham 
geführt hatte und das u.a. in der sehr 
sehenswerten Dokumentation „Gate 
of Heavenly Peace“ als Videomit¬ 
schnitt zu sehen ist. 

Chai Fings Äußerungen können 
nicht einfach als extreme Minderhei¬ 
tenposition innerhalb der Studieren¬ 
den abgetan werden - obwohl sie ex¬ 
trem war und nicht mehrheitsfähig -, 
letztendlich setzte sich Chai Fing mit ih¬ 
rer konfrontativen Haltung durch. Dies 
allerdings zu einem Zeitpunkt, als die 


ELP-Vorstand: 


Am 7. und 8. Juni fand in Brüssel eine 
Vorstandssitzung der Partei der Euro¬ 
päischen Finken statt. Sie stand natür¬ 
lich im Zeichen der kürzlichen Wahlen 
zum EU-Parlament, aber auch zum 
TTIP und zur Ukraine entspannen sich 
Debatten. 

EFP-Vorsitzender Pierre Faurent 
stellte fest, dass „sich die Krise in Euro¬ 
pa abermals verschärft“ habe. Die Er¬ 
gebnisse der EU-Wahlen waren Aus¬ 
druck davon in dem Sinne, dass die drei 
„Musketiere des Neoliberalismus“, die 
Fraktionen der Christdemokraten, So¬ 
zialdemokraten und Fiberalen, erheb¬ 
lich an Zustimmung eingebüßt haben. 
Erschreckend sei das Erstarken rech¬ 
ter und rechtsextremer Parteien, die 
in vielen Fändern der Europäischen 
Union zu den Gewinnern zählten, so 
Faurent, der auch Vorsitzender der 
Französischen KP ist. Er sieht vor al¬ 
lem aufgrund der Spitzenkandidatur 
von Alexis Tsipras (Syriza) einen An¬ 
stieg der Europäischen Finkspartei, der 
sich in 15 zusätzlichen Mandaten für 
die Finksfraktion im EU-Parlament, 
die GUE/NGF, ausdrücke, womit die¬ 
se den stärksten Zuwachs habe. Auch 
in Fändern wie Belgien, Fuxemburg 
oder Slowenien hätten linke Partei¬ 
en gute Ergebnisse erzielt. Nach dem 
Madrider Parteitag im Dezember kon¬ 
zentriere sich die EFP weiter auf das 
Abtreibungsrecht sowie den Kampf ge¬ 
gen die Transatlantische Investitions¬ 
partnerschaft (TTIP), wofür im Som¬ 
mer eine „Europäische Bürgerinitiati¬ 
ve“ angeschoben werde. Die neuerliche 
Zinssenkung der Europäischen Zent¬ 
ralbank bedeute, dass auch weiter ge¬ 
gen die Austeritätspolitik vorgegangen 
werden müsse, so Pierre Faurent. 


Reihen der Protestierenden bereits zu 
bröckeln begonnen hatten. 

Bis zur gewaltsamen Räumung des 
Platzes am 4. Juni vergingen mehre¬ 
re Wochen. Bereits am 22. April wol¬ 
len Studierende eine Petition an Pre¬ 
mier Fi Peng übergeben, der diese je¬ 
doch zunächst nicht entgegennimmt. 
Am 13. Mai beginnen einige Hundert 
Studierende einen Hungerstreik, um 
der nachlassenden Teilnahme an der 
Tian‘anmen-Besetzung etwas entge¬ 
genzusetzen - die konfrontative Haltung 
Chai Fings beginnt sich durchzusetzen. 

In dieser zugespitzten Situation trifft 
Gorbatschow am 15. Mai zu einem offi¬ 
ziellen Besuch in Peking ein. Bereits am 
18. Mai kommt es dann zu einem Treffen 
von Studierendenvertreter/innen mit Fi 


Peng, welches entsprechend der Forde¬ 
rungen der Studierenden im Fernsehen 
übertragen wird. Immer wieder wird 
dabei über die Beendigung des Hun¬ 
gerstreiks und die Räumung des Platzes 
verhandelt, ohne Erfolg. Die Studieren¬ 
denvertreter geben sich gegenüber ih¬ 
ren hochrangigen Gesprächspartnern 
betont respektlos und aggressiv. Mit 
der anschließenden Entscheidung für 
die Verhängung des Ausnahmezustands 
in Peking, die einen Tag später bereits 
kursiert, haben sich innerhalb der KPCh 
und innerhalb der Studierendenbewe¬ 
gung diejenigen durchgesetzt, die die 


Die Vermischung von Konturen und 
folglich auch Ergebnissen von EFP und 
GUE/NGF zog sich auch durch diverse 
Beiträge in der anschließenden Diskus¬ 
sion. Genau genommen trugen die der 
Europäischen Finkspartei angehören¬ 
den Kräfte zu dem Anstieg nur sechs 
der fünfzehn Mandate bei (siehe UZ 
vom 6. Juni), womit der EFP-Einfluss 
in der Fraktion zumindest formal ge¬ 
sunken ist. Inzwischen wurde bekannt, 
dass die deutsche Tierschutzpartei (ein 
Mandat) über einen Beitritt zur GUE/ 
NGF verhandelt. Auf der anderen Sei¬ 
te erklärte die Kommunistische Partei 
Griechenlands ihren Austritt aus der 
gemeinsamen Fraktion der Finken in 
der EU. Damit dürfte die endgültige 
Fraktionsgröße nach jetzigem Stand 
zwischen 48 und 51 liegen. 

Einige Redebeiträge befassten sich 
mit den europäischen Rechtsextremis¬ 
ten, denen die Finke in manchen Fra¬ 
gen die Räume überlassen habe, wie 
u.a. Diether Dehrn (Die Finke), Elisa¬ 
beth Gauthier (FKP) und Fabio Amato 
(Rifondazione Comunista) feststellten. 
Der französische Front National habe 
inzwischen eine echte Wählerbasis und 
bekomme Stimmen aus allen Regionen 
des Fandes, was mit der Zerstörung der 
Grundfesten der 5. Republik wie ihres 
Sozialsystems Zusammenhänge, erklär¬ 
te der Vertreter der „Parti de Gauche“ 
(Finkspartei), die nach einem zwi¬ 
schenzeitlichen Rückzug wieder in der 
EFP mitarbeitet. 

Bei den allgemeinen Themen der 
Vorstandssitzung, an der etwa 50 Ver¬ 
treter/innen von gut 20 Parteien teil- 
nahmen, spielte das TTIP eine wichti¬ 
ge Rolle. Eine Resolution wurde nach 
diversen Abänderungen beschlossen. 


Fortführung eines Dialoges für zweck¬ 
los halten. 

Der Verlauf der Ereignisse zeigt, dass 
es innerhalb und außerhalb der KPCh 
durchaus Sympathien für die Studieren¬ 
denbewegung gab, so wie es bei den Stu¬ 
dierenden durchaus Sympathien für die 
„Reformer“ innerhalb der KPCh gab. 
Die Studierendenbewegung war so he¬ 
terogen wie naiv und konnte es auch gar 
nicht anders sein. Als politischer Bewe¬ 
gung ging es den Studierenden um die 
Teilhabe an der Macht. Als ökonomi¬ 
scher Bewegung ging es den Studieren¬ 
den um bessere Febensbedingungen, 
also Teilhabe am wachsenden Wohl¬ 
stand in der VR China, gerade im Ver¬ 
gleich mit und in Abgrenzung zu gerin¬ 
ger qualifizierten Arbeitern und Bauern. 


Es ist kein Zufall, dass sich die Stu¬ 
dierenden den damaligen Unmut der 
Bevölkerung über die anhaltende Infla¬ 
tion, stagnierende Föhne und die Entste¬ 
hung des Arbeitsmarktes nicht zu eigen 
gemacht haben, um eine breitere, sozia¬ 
le Volksbewegung anzuführen. Es war 
nicht ihre Sache. 

Fetztendlich wurden die Forderun¬ 
gen der Studierenden durch den Fort¬ 
gang der Reform- und Öffnungspolitik 
sogar weitgehend erfüllt: Hochqualifi¬ 
zierte spielen heute in den Partei- und 
Regierungsorganen eine bedeutende 
Rolle und auch die Föhne werden weit- 


Ebenso unterstützt die EFP die Kam¬ 
pagne von Izquierda Unida und PCE 
für ein Referendum gegen die Monar¬ 
chie. 

Am Abend des ersten Tages stand 
das Thema Ukraine im Vordergrund. 
Zunächst sprach der Vorsitzende der 
linken Bewegung „Borotba“ (Kampf), 
der nun in Berlin lebt. Sergej Kirit- 
schuk erläuterte, wie sich aus der Mai- 
dan-Bewegung eine rechte Kampagne 
entwickelt habe und wie diese von EU 
und USA unterstützt wurde. Präsident 
Janukowitsch sei auf den Vorschlag ei¬ 
nes Referendums über die Assoziie¬ 
rung und eine Regionalisierung des 
Fandes nicht eingegangen. Heute, wo 
im Osten die reichsten Feute der Uk¬ 
raine zu Gouverneuren gemacht wur¬ 
den, sei aus einer Regionalisierung 
längst eine Feudalisierung geworden. 
Nach früherer Kritik an der KPU so¬ 
lidarisiere sich Borotba angesichts der 
Bedrohungslage nun mit den Kommu¬ 
nisten. 

Sergej Gudjenko, der stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der KPU-Fraktion in 
der Rada, dem ukrainischen Parlament, 
sprach vom gegen die KP der Ukraine 
gerichteten Hass und der Verfolgung. 
Im Raum steht die Verbotsdrohung, es 
gehe dabei um die Ideologie und die 
Verhinderung der Teilnahme an den 
Wahlen. Für die KPU sei wichtig, dass 
ihre Positionen zur Krise bekannt wür¬ 
den, aber auch ganz allgemein der me¬ 
dialen Entstellung der Ereignisse etwas 
entgegengestellt würde. 

In der anschließenden Diskussion 
zeigten sich sehr bald erhebliche Diffe¬ 
renzen. Der Vertreter der luxemburgi¬ 
schen „Dei Fenk“ griff die beiden Uk¬ 
rainer scharf an und ging soweit, hinter 


gehend über den Arbeitsmarkt reguliert 
und steigen kontinuierlich. Dies - und 
nicht eine fortdauernde Drohung der 
Repression - ist der Grund, warum chi¬ 
nesische Intellektuelle und Studierende 
sich heute mehrheitlich mit dem politi¬ 
schen System der VR China versöhnt 
haben. 

Dass sich nun gerade die auf Kon¬ 
frontation gepolten Kräfte um Chai Fing 
innerhalb der protestierenden Studie¬ 
renden durchgesetzt haben, lag nicht in 
den objektiven Bedingungen begrün¬ 
det, der zugrunde liegende Interessen¬ 
konflikt war lösbar. Die Verantwortung 
für die gewaltsame Räumung des Plat¬ 
zes am Tian‘anmen liegt zunächst bei Fi 
Peng und Deng Xiaoping, der die Ent¬ 
scheidung zum Einsatz des Militärs in¬ 
nerhalb der Parteiführung durchsetzte. 
Auf diese Zuspitzung hingearbeitet und 
spekuliert zu haben, um daraus politi¬ 
sches Kapital zu schlagen, war u.a. Chai 
Fings „Verdienst“. Entsprechend hatte 
sie sich bereits darauf vorbereitet, sich 
rechtzeitig abzusetzen und andere ins 
Feuer zu schicken: 

„Frage: Werden sie selbst auf dem Platz 
bleiben? 

Chai Fing: Nein, werde ich nicht. 
Frage: Warum? 

Chai Fing: Weil ich mich in einer ande¬ 
ren Fage befinde. (...) Ich will leben.“ 

Und später, bei einem Interview auf 
dem Platz des Himmlischen Friedens, 
sagte sie: 

„Ich möchte durchs ganze Fand rei¬ 
sen, sogar nach Hongkong und in andere 
Teile der Welt. Ich möchte etwas über 
die Situation außerhalb des Fandes ler¬ 
nen und dann entscheiden, wie wir den 
Kampf vom Platz am Tian‘anmen wei¬ 
tertragen können und ermitteln, welchen 
Einfluss wir haben können.“ 

Chai Fing setzte sich über Hongkong 
rechtzeitig ins Ausland ab und erhielt 
ein Vollstipendium an der Princeton 
University. Mit rechtlichen Mitteln hat 
sie erfolglos versucht, gegen die weitere 
Verbreitung der Dokumentation „Gate 
of Heavenly Peace“ vorzugehen. Eine 
Abschrift der verwendeten Interviews 
ist unter: http://www.tsquare.tv/abruf- 
bar. Lars Mörking 


allem einen Plan Putins zu sehen, der 
sich sogar Faschisten bediene um sei¬ 
ne Interessen durchzusetzen. Die ukra¬ 
inische Regierung sei zwar neoliberal, 
aber faschistisch sei sie nicht. Die Mai- 
dan-Proteste seien eine Massenbewe¬ 
gung für Demokratie gewesen, wohin¬ 
gegen die Bewegung im Osten durch 
eingereiste Russen gestellt werde. Un¬ 
terstützt wurde diese Haltung, die im 
Wesentlichen der der deutschen Grü¬ 
nen entspricht, durch die Finksallianz 
aus Finnland. 

Die Mehrheit der Anwesenden sah 
das völlig anders und wandte sich „ge¬ 
gen eine Äquidistanz, die auch schon 
1936, als man sich weigerte die Spa¬ 
nische Republik zu verteidigen, zum 
Zweiten Weltkrieg geführt hatte“, so 
Toni Barbara von der Partei der Kom- 
munist/inn/en Kataloniens. Undiffe¬ 
renziert „Stopp der Gewalt beider 
Seiten“ zu fordern sei angesichts der 
Bombardierungen der Zivilbevölke¬ 
rung durch die ukrainische Regierung, 
die von allen europäischen Faschisten 
unterstützt werde, unangebracht, sag¬ 
ten andere. Das entspricht der Position 
der DKP, die der Parteivorstand im Mai 
beschlossen hat. 

Der Versuch einer kleinen Redak¬ 
tionsgruppe aus den vorliegenden Hal¬ 
tungen eine gemeinsame Erklärung zu 
machen, scheiterte, da man sich schon 
über die Fakten nicht einig war. Das in 
der EFP herrschende Konsensprinzip 
hätte aber die Unterschiede bei den 
selbst aus einer definierten Faktenlage 
resultierenden Forderungen kaum de¬ 
ckeln können. So verblieb man, im Ver¬ 
lauf der Woche wenigstens Minimalfor¬ 
derungen zum Ende der Gewalt in der 
Ukraine zu formulieren. Günter Pohl 


Ägypten kauft Fregatten 

Al-Sissi gibt Frankreich den Vorzug 

Der französische Rüstungskonzern 
DCNS, zuständig für Kriegsschiffsbau, 
hat, wie die Wirtschaftszeitung „Fa Tri¬ 
büne“ am 3. Juni berichtete, einen lu¬ 
krativen Auftrag in Höhe von etwa 1 
Milliarde Euro aus Ägypten an Fand 
gezogen. Es geht um vier Fregatten 
von Typ Gowind (2 400 t), von denen 
eine am französischen Standort des 
Konzerns in Forient (Bretagne) und 
drei in der ägyptischen Staatswerft in 
Alexandria mit technologischer Hilfe 
französischer Experten gebaut werden 
sollen. Der neu installierte ägyptische 
Staatschef Ex-General Al-Sissi soll per¬ 
sönlich die Entscheidung getroffen ha¬ 
ben, dem französischen Unternehmen 
den Vorzug zu geben vor einer Offer¬ 
te von Thyssen Krupp Marine Systems 
(TKMS) und dem niederländischen 
Schiffsbaukonzern Damen. Die Fre¬ 
gatten sollen mit dem hochmodernen 
Mehrzweck-Steuerungs- und Zielsuch¬ 
system Setis ausgerüstet werden. Über 
die Bewaffnung, deren Kosten in der 
erwähnten Summe noch nicht enthal¬ 
ten sind, wird derzeit noch zwischen 
dem ägyptischen Staat und dem in Paris 
ansässigen Rüstungsmulti MB DA ver¬ 
handelt. Die Gowind-Fregatten sollen 
neben Kanonen und Schnellfeuer-MGs 
auch mit Boden-Fuft-Raketen VF Mic- 
ra und der knapp über der Meeresober¬ 
fläche fliegenden Seerakete Exocet 
ausgerüstet werden. 

Al-Sissi war am 3. Juni offiziell 
zum Wahlsieger der ägyptischen Prä¬ 
sidentenwahl erklärt worden, die am 
26727. Mai stattgefunden hat. Sie war 
wegen der geringen Wahlbeteiligung 
um einen Tag verlängert worden. Faut 
den offiziellen Angaben erhielt Al-Sis¬ 
si 96,6 Prozent der abgegebenen Stim¬ 
men, allerdings bei einer Wahlbeteili¬ 
gung von nur 47,45 %. Immerhin liegt 
er damit noch über der Wahlbeteili¬ 
gung bei der letzten EU-Wahl (43,09 
%). Die offizielle Amtseinführung Al- 
Sissis erfolgte am 9. Juni. Einziger Ge¬ 
genkandidat war Hamdin Sabahi von 
der „Partei der Würde“ gewesen, der 
als „nasseristisch“ und „linksnationa¬ 
listisch“ bezeichnet wird. Er kam auf 
3,1 Prozent. Er anerkannte seine Nie¬ 
derlage, beschwerte sich aber gleich¬ 
zeitig über zahlreiche Behinderungen 
seines Wahlkampfs, Angriffe auf seine 
Wahlhelfer, deren Festnahme durch 
die Polizei, Ungleichbehandlung in 
den staatlichen Medien, Auftritte von 
Al-Sissi-Propagandisten innerhalb 
der Wahllokale und den Verdacht von 
Wahlfälschungen. D.G. 

Veolia in Marokko - 
in die Suppe gespuckt 

Veolia Environnement, der transnatio¬ 
nale Wassermonopolist, ist nicht nur in 
Europa und Amerika in der Defensi¬ 
ve. Der Konzern restrukturiert sich mit 
Blick auf Asien und legt mehr Gewicht 
auf industrielle Abwasserreinigung. Mit¬ 
te 2011 hatte der Multi angekündigt, sich 
aus 37 Fändern - vor allem in Afrika - 
zurückzuziehen. Massenhafte Proteste 
und zurückgehende Profitmargen zeig¬ 
ten Wirkung. 

So auch in Marokko: Seit März 2013 
steht der Konzern in Verhandlungen, um 
seine marokkanischen Filialen an die 
britische Heuschrecke Actis zu verkau¬ 
fen. Redal und Amendis, die für Veolia 
die Strom- und Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung in vier Großstäd¬ 
ten betreiben, sollten 370 Mio. Euro er¬ 
bringen. Jetzt haben dem Giganten die 
Abgeordneten dieser Städte, die Haupt¬ 
stadt Rabat, Tanger, Tetuan und Sale, ei¬ 
nen Strich durch die Rechnung gemacht 
und sich quergestellt. 

Wie das Nachrichten-Magazin „Jeu- 
ne Afrique“ am 5. Juni berichtete, wollen 
die Städte die Gesellschaften kommu¬ 
nalisieren. Während die Mehrheitspar¬ 
tei PAM in Tanger zu einem Arrange¬ 
ment, sprich Rückkauf, zu einem „ange¬ 
messenen Preis“ bereit wäre, besteht die 
Mehrheitspartei PJD in Tetuan auf einen 
Abgang von Veolia, „simple et pur“ und 
nicht vergoldet. Denn Veolia hinterlas¬ 
se nicht nur 800 Mio. Dirham Schulden, 
umgerechnet 71,5 Mio. Euro, sondern 
auch einen Millionen verschlingenden 
Investitionsstau. Georges Hallermayer 



„Künstlerischer“ Protest zum Jahrestag in Hongkong. 


Erfreut und besorgt über EU-Wahlergebnisse 

Keine Entschließung zur Ukraine möglich 
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Wer den Niedrigzins beklagt 


Wenn die Geschäfte gut laufen, 
wenn der Absatz flutscht und die 
Unternehmer ihre, wie es im Volks¬ 
wirtschaftsjargon heißt, Preisspiel¬ 
räume nutzen und deshalb die Infla¬ 
tion steigt, dann sollte die Zentral¬ 
bank die Zinsen hochsetzen. Kredit 
wird damit teurer, Unternehmer 
investieren weniger und weniger 
Häuslebauer bauen. Das ist beab¬ 
sichtigt. Schließlich soll die Inflation 
eingedämmt werden. 

Wenn im Gegenteil die Konjunk¬ 
tur lahmt, die Kapitalisten nicht in¬ 
vestieren und wegen dürftiger Nach¬ 
frage die Preise fast gar nicht mehr 
steigen, dann ist es Zeit für die No¬ 
tenbank die Zinsen zu senken, damit 
mehr Unternehmer und Bauherren 
Kredit aufnehmen und so auch mehr 
investieren und Häuser bauen (las¬ 
sen). In Euroland herrscht seit Ende 
2008 Konjunkturflaute, gelegentlich 
auch Wirtschaftskrise genannt. Die 
Unternehmer investieren nicht, die 
Arbeitslosen werden mehr, und die 
Inflation ist so gering wie fast noch 
nie. Also hat die Europäische Zen¬ 
tralbank in der vergangenen Wo¬ 
che die Leitzinsen ein weiteres Mal 
gesenkt. Das ist konsequent. Man 
könnte, nein man sollte sie höchstens 
tadeln, dass sie angesichts der Misere 
die Zinsen nicht schneller und radi¬ 
kaler herabgesetzt hat. 

So weit das schlichte Einmaleins 
der kapitalistischen Volkswirtschaft. 
Dennoch erhob sich vor und nach 
der lange angekündigten Zinssen¬ 
kung ein lautes publizistisches Ge¬ 
töse. Banker verschiedenster Sorte, 
Versicherungsvorstände, Volkswirte 
im Dienst von Industrieverbänden 
und Arbeitgeberverbänden und 
demzufolge auch die Journalisten 
beklagten sich über die EZB und 
ihren Präsidenten Mario Draghi. 
Durch den Niedrigzins werde der 


Sparer enteignet, die Zinssenkung 
werde außerdem wirkungslos blei¬ 
ben und, drittens, lediglich den Spe¬ 
kulanten nutzen. Viel spricht dafür, 
dass die beiden letzten Argumente 
zutreffen. Sie sprechen aber nicht 



gegen die Zinssenkung sondern da¬ 
für, dass staatliche Ausgabenpro¬ 
gramme und Investitionen sowie 
ein Ende der Knebelungspolitik ge¬ 
genüber Südeuropa nötig sind, um 
die Wirtschaftskrise in Euroland zu 
überwinden. 

Übrigens hört man die neoli¬ 
beralen Interessenvertreter nur in 
Deutschland so laut über die nied¬ 
rigen Zinsen meckern. Es stört sie, 
dass die EZB einen (zugegeben un¬ 
genügenden) Schritt macht, um die 
Zinsen vor allem in den südeuropä¬ 
ischen Schuldnerländern zu senken. 
Dortige Kapitalisten zahlen, vergli¬ 
chen mit Deutschland, immer noch 
mehr als doppelt so hohe Zinsen. 
Dass dieser grandiose Wettbewerbs¬ 
vorteil aus der Euro-Krise möglichst 
lange erhalten bleibt, ist das Ziel der 
Kampagne gegen Draghis Zinssen¬ 
kung. 


Klerikale Wadenbeißerin 


Die Olivgrünen haben einen Ruf 
zu verlieren: Sie sind die Partei mit 
der mit Abstand größten Zahl en¬ 
gagierter Kriegstreiber. Einige von 
ihnen verbinden diese aufopfe¬ 
rungsvolle Tätigkeit eleganterwei- 
se mit selbstlosem Engagement für 
christliche Demut und Nächsten¬ 
liebe. So auch der (die?) ehemalige 
Präses der EKD, die „wertkonser¬ 
vative“ Katrin Göring-Eckardt, die 
wie es heißt, jeden Tag einen Bibel- 
vers liest. 

Bekanntlich frönte Frau Göring- 
Eckardt schon beim Nato-Überfall 
auf Jugoslawien dem wendegewen¬ 
deten grünen Friedensgefühl. Statt 
öde vor US-Atomraketenlagern he¬ 
rumzudemonstrieren, galt es nun 
die Welt vom Bundestagssessel aus 
in Ordnung zu bringen. Und zwar 
mit Leuten die etwas davon verste¬ 
hen: Die US-Air Force und in alter 
Tradition die Deutsche Luftwaffe. 

Ordnungsbedarf gibt es be¬ 
kanntlich nicht nur im ehemaligen 
Jugoslawien. Der aktuelle Fall heißt 
Ukraine. Und wie immer, wenn es 
um Dinge von höherer Moral geht, 
darf man nicht wählerisch sein bei 
der Auswahl der Banderas, die in 
solchen Fällen „die Drecksarbeit“ 
zu machen haben. „Er ist ein Hu¬ 
rensohn, aber er ist unser Huren¬ 
sohn“, erklärte Franklin D. Roose- 
velt solche Fälle. 

Gemeinsam mit Faschisten und 
Antisemiten gegen Russland und 
für Freedom and Democracy! Wer 
wäre für diese exquisite Formel ge¬ 
eigneter als Frau Göring-Eckardt? 
Göring-Eckart wird auch als mög¬ 
liche Vizekanzlerin unter Merkel 
gehandelt. Falls Rosa einmal gegen 
Oliv ausgetauscht werden muss. 
So durfte die Oppositionsführerin 
in der letzten Woche bei der Re¬ 
gierungserklärung der Kanzlerin 


schon mal zu großer Form auflau¬ 
fen. 

Nein, jetzt nicht gegen die aso¬ 
ziale EU-Politik der Bundesregie¬ 
rung die Millionen in den Ruin ge¬ 
trieben hat. Auch nicht gegen die 
Unterstützung einer faschisten¬ 
durchsetzten Putschregierung, die 
mit Hilfe ausländischer Söldner 
Krieg gegen das eigene Volk führt. 
Merkel hatte das Morden gera¬ 
de eben verteidigt. Nein, das Übel 
kommt bekanntlich immer von 
Links. In diesem Falle von Sahra 
Wagenknecht, die einen Krieg ei¬ 
nen Krieg, und von Sevim Dagde- 
len, die mit Brecht, ein Verbrechen 
ein Verbrechen genannt hatte. 

„Sie reden hier wieder von dem 
Einfluss der Neofaschisten in der 
Regierung der Ukraine - meine 
Güte.“ 

Ja, du meine Güte. Die fünf Mi¬ 
nister. Das bisschen Terror. Es hat 
doch freie Wahlen gegeben, (wie ’33 
auch) Diesmal sogar mit OSZE- 
Siegel. 

„Niemand hier wird Faschisten 
unterstützen wollen und Sie sollten 
aufhören mit dieser absurden Un¬ 
terstellung, Frau Dagdelen.“ Wollen 
vielleicht nicht. Wer weiß das? Aber 
was ist schon das Wollen gegen das 
Tun? 

Nun, so richtige Begeisterung 
vermochte Frau Göring-Eckardt 
für ihre kriegführende Putschist¬ 
entruppe nicht zu entfachen. Sie ist 
kaum mehr als der außenpolitische 
Terrier der Regierungskoalition. 
Aber die regierungsbefähigende 
Zuverlässigkeit ist mal wieder unter 
Beweis gestellt. Opposition ist Mist. 
Und wer weiß, vielleicht ist sogar 
irgendwo ein Berater vertrag drin. 
Im Namen des Vaters ... in Ewig¬ 
keit. Amen. 

Guntram Hasselkamp 
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„Die Mehrheit der Ostdeutschen will 

den Frieden“ 

Landtagsabgeordneter setzt im sächsischen Wahlkampf auf 
klare Antikriegsposition. Im Unterschied zu manchen seiner Parteifreunde 


Dr. Volker Külow ist Landtagsabgeord¬ 
neter der sächsischen Linkspartei und 
Vorsitzender des Leipziger Stadtverban¬ 
des der Partei. 

UZ: Ausgerechnet am Freitag, dem 13. 
Juni, starten Sie unter dem Kampag¬ 
nenslogan „Löwenstark für Leipzig“ 
Ihren Kampf um das Direktmandat im 
Leipziger Wahlkreis 30, der insgesamt 
acht Ortsteile umfasst. Die Delegierten 
des letzten Landesparteitages haben Ih¬ 
nen einen sicheren Listenplatz verwehrt, 
wohl auch, weil Sie als exponierter Vertre¬ 
ter des linken Parteiflügels wahrgenom¬ 
men werden. Halten Sie es für realistisch, 
das Direktmandat tatsächlich gewinnen 
zu können? 

Volker Külow: Ich denke ja, wenngleich 
eine enorme kollektive Anstrengung 
von meinen Mitstreiterinnen, Mitstrei¬ 
tern und mir notwendig sein wird. Wür¬ 
de ich es jedoch für unmöglich halten, 
bräuchte ich mich ja gar nicht erst so ins 
Zeug legen. Im Übrigen bin ich nicht 
abergläubisch. Es sind von nun an noch 
80 Tage bis zur Landtagswahl hier in 
Sachsen und ich werde mir bis zur Wahl 
am 31. August genügend Zeit nehmen, 
die Probleme und Sorgen der hier leben¬ 
den Leipzigerinnen und Leipziger auf¬ 
zunehmen und sie in meine Arbeit ein¬ 
fließen zu lassen. Mein facettenreicher 
Wahlkreis bietet dafür eine Vielzahl von 
Themen. So werden wir zukünftig not¬ 
wendige Maßnahmen für sicheren und 
günstigen Wohnraum erarbeiten und 
den Erhalt der Freiräume für die Krea¬ 
tiven sichern müssen. 

Weitere Themen werden sicher das 
Versagen der sächsischen Bildungspoli¬ 
tik, die drohende Zerstörung der Alma 
mater lipsiensis als klassische Volluni¬ 
versität, die ungenügende Förderung 
von Sportinvestitionen durch den Frei¬ 
staat; die Reduzierung des Fluglärms am 
Flughafen Schkeuditz, der Hochwasser¬ 
schutz und die Einsatzbereitschaft der 
Freiwilligen Feuerwehren sein - um hier 
nur einige konkrete Beispiele zu nennen, 
die viele Menschen bewegen. 

UZ: Sie werden im Wahlkampf unter an¬ 
derem von Oskar Lafontaine und Sahra 
Wagenknecht unterstützt. Der bekannte 
Liedermacher Konstantin Wecker nahm 
bereits Ende Mai an einer Friedenskund¬ 
gebung in Leipzig teil, die maßgeblich von 
Ihnen mitorganisiert worden war. Lokale 
Spitzenpolitiker der sächsischen Links¬ 
partei scheinen jedoch ein eher distan¬ 
ziertes Verhältnis zu Ihnen zu haben ... 

Volker Külow: Das ist so nicht ganz rich¬ 
tig. Beispielweise werde ich von meinem 
Fraktionskollegen Klaus Bartl unter¬ 
stützt, der sich im Sächsischen Landtag 
einen Ruf als renommierter Aufklärer 
im sogenannten „Sachsensumpf“-Skan- 
dal erarbeitet hat. Auch unser Sozialex¬ 
perte Dietmar Pellmann sowie Corne¬ 


lia Falken, immerhin bildungspolitische 
Sprecherin im Landtag und stellvertre¬ 
tende Landesvorsitzende, sowie weite¬ 
re sächsische Genossinnen und Genos¬ 
sen, die in Sachsen in Amt und Funktion 
sind, unterstützen mich. Dass diejenigen, 
die jenseits aller politischen Realitäten 
auf rot-rot-grünes Wunschdenken set¬ 
zen, mit meinem Kurs Schwierigkeiten 
haben, mag sein, beruht jedoch auch 
im gewissen Sinne auf Gegenseitigkeit 
(lacht). 

Ansonsten haben wir mit der von 
Ihnen angesprochenen Kundgebung, 
an der das Leipziger Friedenszentrum 
und der DGB Leipzig beteiligt waren 
und die unter dem politisch klaren Mot¬ 
to „Nie wieder Krieg! Nie wieder Fa¬ 
schismus!“ stand, einen großen Erfolg 
feiern können. Über 1.000 Menschen 
haben ein eindrucksvolles Zeichen für 
den Frieden und gegen die Rhetorik 
des Kalten Krieges gesetzt. Vor allem 
auch durch die Mitwirkung des Lieder¬ 
machers Konstantin Wecker bekam die 
Friedensmanifestation einen besonde¬ 
ren Stellenwert. 

UZ: Hat dieser Erfolg nicht auch deutlich 
gezeigt, dass von Ihrer Partei eine klare 
Position im sogenannten Ukraine-Konflikt 
erwartet wird und nicht etwa eine Distan¬ 
zierung wie sie von Katja Kipping, Bernd 
Riexinger und Gregor Gysi in Richtung 
der eigenen Bundestagsabgeordneten Se¬ 
vim Dagdelen erfolgt ist, die die kriegs- 
treiberische Positionierung von Bündnis 
90/Die Grünen jüngst im Bundestag mit 
einem Brecht-Zitat gegeißelt hatte? 

Volker Külow: Die Menschen im Osten 
fühlen sich in ihrer Mehrheit nach wie 
vor mehr mit Russland verbunden, als 
die Westdeutschen. Das ist ja auch eine 
Sorge, die die ostdeutschen CDU-Funk- 
tionäre langsam umtreibt. Sie erkennen 
nach und nach, dass mit dem plumpen 
antirussischen Gezeter aus ihrer Bun¬ 
despartei hier nicht beim Wähler zu 
punkten ist. 

Ansonsten habe ich die öffentliche 
Kritik von der Partei- und Fraktions¬ 
spitze, die sich gegen Sevim Dagdelen 
richtete, für deplaziert gehalten, denn 
der ethische Imperialismus der Grünen 
muss von uns entschieden demaskiert 
werden. Meine Partei muss ihr Allein¬ 
stellungsmerkmal als Friedenspartei auf¬ 
rechterhalten, sonst macht sie sich selbst 
überflüssig. Wir müssen immer wieder 
darauf hinweisen, dass die Beteiligung 
von Faschisten an der Kiewer Regie¬ 
rung und das aggressive Bestreben der 
NATO, ihren Einflußbereich weiter nach 
Osten auszudehnen, für uns nicht zu to¬ 
lerieren sind. Spätestens nach dem mör¬ 
derischen Brandanschlag auf das Ge¬ 
werkschaftshaus in Odessa am 2. Mai 
dürften wohl für jeden Zauderer auch 
die letzten Zweifel darüber zerstreut 
sein, was sich derzeit in der Ukraine in 
aller Brutalität abspielt. Wir müssen nun 


die praktische und politische Solidarität 
mit den politischen Linken in der Ukrai¬ 
ne organisieren, die dort aufgrund der 
faschistischen Mörderbanden um ihr Le¬ 
ben fürchten müssen. 

Mit der Wahl von Poroschenko zum 
ukrainischen Präsidenten und der deut¬ 
schen Marionette Vitali Klitschko zum 
Oberbürgermeister Kiews nähert sich 
übrigens die Restauration der ukraini¬ 
schen Oligarchen unter deutsch-ameri¬ 
kanischer Hegemonie ihrem Abschluss. 
In der prowestlich gewendeten Ukraine 
wird diese gefestigte Oligarchen-Do- 
minanz zusätzlich mit einem Element 
faschistischer Herrschaft angereichert. 
Das alles sind für mich unerträgliche 
und nicht zu akzeptierende Zustände! 
Wer davor die Augen verschließt, oder 
die reale Situation verharmlost, macht 
sich mitschuldig! 

UZ: Jedoch dürfte die Situation in der 
Ukraine in einem Landtagswahlkampf 
nur eine untergeordnete Rolle spielen ... 

Volker Külow: Nein, überhaupt nicht. 
Natürlich dominieren vorrangig landes¬ 
politische und lokale Themen. Ich habe 
ja bereits angerissen, welche genau dies 
sind. Und doch will die Mehrheit der 
Ostdeutschen weder die Neuauflage des 
Kalten Krieges, noch im schlimmsten Fall 
einen heißen! Und das Thema Ukraine 
hat bei vielen der Gespräche, die ich in 
den vergangenen Wochen hier in Leipzig 
geführt habe, immer wieder eine Rolle 
gespielt. Die Mehrheit der Menschen will 
in Frieden leben. Dafür Sorge zu tragen 
ist Aufgabe aller Parlamente und außer¬ 
parlamentarischen Bewegungen. 

UZ: Sie werden also auch im Wahlkampf 
weiterhin Friedensaktionen organisieren 
und durchführen? 

Volker Külow: Natürlich, das Thema 
wird uns ja leider auch erhalten blei¬ 
ben, spätestens zum 100. Jahrestag des 
1. Weltkrieges Anfang August wird auch 
das öffentliche Interesse nochmals an- 
ziehen. Und ich bin mit der Friedens¬ 
bewegung, der DKP und allen denken¬ 
den Menschen einig, dass man sich für 
den Frieden nie zuviel engagieren kann. 
Gerade in diesen Zeiten wäre es ein ab¬ 
soluter Sündenfall die Frage von Krieg 
und Frieden mit Ignoranz zu beantwor¬ 
ten. Und da die Leipziger Linkspartei im 
Geburtshaus von Karl Liebknecht sitzt 
und jetzt ein Projekt anschiebt, dessen 
Originalschreibmaschine virtuell und 
interaktiv ins Netz zu stellen, haben wir 
auch das geeignete historische und anti¬ 
militaristische Hinterland dafür. Darü¬ 
ber hinaus sind es natürlich die konkre¬ 
ten Probleme der Menschen, denen ich 
mich selbstverständlich weiterhin wid¬ 
men werde. Und diese sind maßgeblich 
sozialer Natur. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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Bild rechts: Friseursalon in der Keupstrasse, vor dem das Fahrrad mit der 
Nagelbombe gestanden hat 



„Birlikte - Zusammenstehen!“ 

Fotoimpressionen vom dreitägigen Anti-Nazi-Festival zu Pfingsten 



Die Keupstraße 
in Köln-Mülheim 


Sie lag an der Grundstücksgrenze der 
Draht- und Kabelfabrik Felten & Guil¬ 
leaume. Ende der siebziger Jahre soll¬ 
ten die Häuser abgerissen werden. Sie 
behinderten zunächst die Produktion. 
Eine Verbreiterung der Straße war vor¬ 
gesehen. 

Die Stadt erwarb die Häuser. Mo¬ 
dernisierung sollte sich vor dem Abriss 
nicht mehr lohnen. Deutsche Mieter 
zogen aus, Arbeitsmigranten zogen ein. 
1980 stand ein Abbruchbeschluss des 


Stadtrats an, die Abbrüche sollten aus 
Mitteln der Städtebauförderung finan¬ 
ziert werden. Da kam auf, dass die maß¬ 
geblichen Politiker von F & G gekauft 
waren. In der Folge des Skandals tra¬ 
ten Ortspolitiker zurück und die Keu¬ 
pstraße blieb stehen. Am 20. Mai 1981 
hieß es in einem Beschluss der Mülhei- 
mer SPD: „Im Bereich Keupstraße, wo 
heute bereits überwiegend und konzen¬ 
triert Ausländer wohnen, mit eigenen 
Geschäften, Treffpunkten, Restaurants 


soll durch bescheidene Wohnungsmo¬ 
dernisierung der Ausländerwohnun¬ 
gen, Wohngebietsverbesserung und 
Förderung der eigenen Kleinbetriebe 
sowie durch Anreiz zum Zuzug junger, 
mobiler Leute ein ,positiv eigenstän¬ 
diges Gebiet’ entwickelt werden unter 
Verzicht auf völlige Integration.“ 

Wenig später aber wurde der Be¬ 
trieb von F & G nach und nach aufge¬ 
geben. Das „positiv eigenständige Ge¬ 
biet“ blieb. KlausStein 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Lenins „Drei Quellen“ und die Bildungsarbeit der DKP 

Teil i: Philosophie 


Warum verstärktes Studium von 
Grundlagen des Marxismus- 
Leninismus? 

Der 20. Parteitag hat mit seinen „Antworten der 
DKP auf die Krise“, ausgehend vom Parteipro¬ 
gramm, die DKP darauf orientiert, in die aktu¬ 
ellen Debatten und Aktionen, die die Arbeiter¬ 
bewegung, die lernende und studierende Jugend 
unmittelbar betreffen, einzugreifen. 

Das war aber kein Appell zu einem konzepti¬ 
onslosen Aktionismus. Die „Antworten der DKP“ 
unterstreichen, dass unser Parteiverständnis mehr 
darstellt als das Mitschwimmen in Bewegungen 
oder das Sich-Einrichten und das Sich-Begnügen 
mit dem Dasein als ein kleines Steinchen inner¬ 
halb einer „Mosaiklinken.“ Kommunistinnen und 
Kommunisten können sich nicht be¬ 
gnügen mit einer Existenzform, die 
da lautet: Wir sind auch nur Lernende 
unter Lernenden und verstehen unse¬ 
re Aufgabe vor allem darin, in diesem 
gemeinsamen Lernprozesses zu wir¬ 
ken. Dies war jedoch die Quintessenz 
der „Politischen Thesen“ des damali¬ 
gen Sekretariats der DKP. 

Es heißt in unseren „Antworten 
auf die Krise“: „Kommunistinnen 
und Kommunisten haben eine be¬ 
sondere Verantwortung. Als revolu¬ 
tionäre Partei der Arbeiterklasse, die 
ihre Weltanschauung, Politik und ihr 
Organisationsverständnis auf den von 
Marx, Engels und Lenin begründeten 
wissenschaftlichen Sozialismus grün¬ 
det, sieht die DKP ihre unverzichtba¬ 
re Aufgabe darin, 

★ die Erkenntnisse des wissen¬ 
schaftlichen Sozialismus, u.a., dass 
Klassengegensätze Klassenkämpfe 
erzeugen, in die Arbeiterklasse und 
die demokratischen Bewegungen ein¬ 
zubringen. 

★ gemeinsam mit anderen fort¬ 
schrittlichen Kräften politische Stra¬ 
tegien zur Entwicklung von Wider¬ 
stand, der Durchsetzung progressiver 
Reformen, der Förderung der dafür 
notwendigen Kämpfe sowie den Weg 
zu grundlegenden gesellschaftlichen 
Veränderungen, zum Sozialismus, zu 
erarbeiten und die Debatten über 
Klassenwidersprüche und eine sozi¬ 
alistische Perspektive unter den Lin¬ 
ken, in den Gewerkschaften und in 
den anderen gesellschaftlichen Be¬ 
wegungen zu befördern.“ 

Dass wir dies so eindeutig und 
mit großer Mehrheit beschlossen ha¬ 
ben, war notwendig und stellte eine 
Reaktion auf solche Auffassungen in 
der DKP dar, die den Platz der Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten vor¬ 
rangig als Teil von Bewegungen und 
Allianzen unterschiedlichen Charakters ansehen, 
innerhalb derer diese ihr „K“ mit Rücksicht auf 
diese Bündnisse eher zurückhaltend und mit der 
Tendenz zur Anpassung an den „allgemeinen 
Konsens“ vertreten. 

Aus dieser Diskussion heraus hat der Partei¬ 
vorstand der DKP seine marxistische Bildungsar¬ 
beit so orientiert und ausgerichtet, dass sie stärker 
als in der Vergangenheit die Grundlagen unserer 
marxistisch-leninistischen Weltanschauung und 
Theorie gewichtet. 

Es ist nötig, das „ABC des Marxismus“ und un¬ 
seres Parteiverständnisses in Erinnerung zu rufen 
und sich auf die gemeinsamen Fundamente, die 
den Zusammenhalt der DKP gewähren, zu besin¬ 
nen. Wir brauchen angesichts der aktuellen He¬ 
rausforderungen die politische, organisatorische 
und die wissenschaftlich begründete weltanschau¬ 
lich-programmatische Geschlossenheit, die wir ge¬ 
meinsam in der gesamten Breite der Partei auf der 
Grundlage von Programm, Statut und Parteitags¬ 
beschlüssen mit den Mitteln des demokratischen 
Zentralismus in freier und kameradschaftlicher 
Art erarbeiten und auch verwirklichen wollen. 
Den Auftakt dazu stellt das gemeinsame Studi¬ 
um der Lenin-Schrift „Drei Quellen und drei Be¬ 
standteile des Marxismus“ dar. 

Die Eingangsfrage 

Am Anfang möchten wir eine Frage formulieren, 
die wir im Durchgang durch Lenins „Drei Quel¬ 
len und drei Bestandteile des Marxismus“ beant¬ 
worten möchten. Die Frage lautet: Warum sollten 
wir uns überhaupt mit Philosophie beschäftigen? 

W.I. Lenin betonte schon sehr früh in seiner 
Arbeit „Was tun?“, dass die „spontane“ Bewegung 
der arbeitenden Klassen zur „Unterordnung unter 
die bürgerliche Ideologie“ führt. Für ihre Befrei¬ 
ung ist ein modernes sozialistisches Bewusstsein 


nötig, das nur auf Grund „tiefer wissenschaftli¬ 
cher Einsicht“ entstehen kann - so zitiert Lenin 
den damals wichtigsten sozialistischen Theoreti¬ 
ker Karl Kautsky. 

Denn obwohl jeder Mensch Orientierungswis¬ 
sen besitzt, das seine/ihre Handlungen leitet und 
mit dessen Hilfe er/sie sich in der Welt verortet, 
hat die natürliche Welteinstellung der Menschen 
wenig zu tun mit in sich geschlossenen Begrün¬ 
dungszusammenhängen, welche für philosophi¬ 
sche Systeme charakteristisch sind. Philosophie 
geht nach rationalen Kriterien, d.h. wissenschaft¬ 
lich vor. Im Gegensatz dazu ist das spontane Be¬ 
wusstsein, die sog. „Jedermannsphilosophie“ wie 
Antonio Gramsci das handlungsleitende Ori¬ 
entierungswissen der Menschen genannt hat, in 


den wenigsten Fällen in sich schlüssig und wider¬ 
spruchsfrei. 

Es ist eine „Philosophie“, die geprägt und do¬ 
miniert wird von der Dominanz bürgerlichen Be¬ 
wusstseins, das sich stützt auf Jahrtausende alte 
Versatzstücke und Teilelemente von Erkenntnis¬ 
sen über Natur und Gesellschaft auch nichtwis- 
senschaftlicher und religiöser Natur. 

Philosophie als Wissenschaft betrachtet hinge¬ 
gen das Verhältnis von Gegenständen zum Den¬ 
ken der Gegenstände. Ihre Grundfrage ist das Ver¬ 
hältnis von Denken und Sein, ihr Verfahren ist das 
„Denken des Denkens“ 1 . 

Philosophie arbeitet mit Begriffen und Metho¬ 
den, die im Verlauf gesellschaftlicher und politi¬ 
scher Auseinandersetzungen innerhalb und au¬ 
ßerhalb der Philosophie entwickelt wurden. Die 
Philosophie sei „ihre Zeit in Gedanken erfasst“ 2 , 
fasst das der Philosoph G.W.F. Hegel (1770-1831) 
zusammen. 

Marxismus als Erbe 

Auch der Marxismus hat sich vormarxistische Be¬ 
griffe und Methoden zu eigen gemacht. Lenin hat 
es so ausgedrückt: Die Lehre von Marx sei die 
„rechtmäßige Erbin des Besten, was die Mensch¬ 
heit im 19. Jahrhundert in Gestalt der deutschen 
Philosophie, der englischen Ökonomie und des 
französischen Sozialismus hervorgebracht hat“. 

Worin besteht aber die neue Qualität der mar¬ 
xistischen Philosophie? Nehmen wir zunächst als 
Beispiel die neuzeitliche Philosophie Immanuel 
Kants (1724-1804). Sie spielt heute auch deswegen 
noch eine Rolle, weil Kants praktische Philoso¬ 
phie den Menschen ethisch-moralische Kriterien 
zur Hand gegeben hat, ihre Handlungen im gesell¬ 
schaftlichen Leben zu bewerten. Kant zufolge hat 
der Staat die Aufgabe, nach moralischen Maßga¬ 
ben zu handeln und universelle Menschen- und 


Freiheitsrechte zu schützen. Die Krux bei Kant 
ist aber: Weil wir Geschichtsprozesse nicht zu er¬ 
kennen vermögen, brauchen wir eine allgemein¬ 
gültige Moral, die unser Handeln regelt. Doch wer 
bestimmt deren Regeln und Grundsätze? 

Der Marxismus hingegen hat Hegels Erbe 
übernommen: Handlungen sind auf die Einsicht 
in Geschichtsprozesse zu gründen und nicht auf 
überhistorische Moralsysteme. Wenn Goethe den 
Mephisto in Faust vortragen lässt: „Alles was be¬ 
steht, ist wert, daß es zugrunde geht“, dann lag 
nach Engels darin auch der revolutionäre Cha¬ 
rakter der Hegelschen Philosophie, indem „sie der 
Endgültigkeit aller Ergebnisse des menschlichen 
Denkens und Handelns ein für allemal den Gar¬ 
aus machte“ 3 . 

Diese zwei Seiten, die Betonung 
der Relativität menschlichen Wissens 
bei gleichzeitigem Bestehen auf der 
Erkennbarkeit der Welt, ist das Ver¬ 
mächtnis Hegels. Es ist Ausdruck der 
Methoden und Begriffe, die Hegel 
entwickelt hat, die auch für die mar¬ 
xistische Philosophie zentral sind: 
Die Dialektik, nach Lenin „die Leh¬ 
re von der Entwicklung in ihrer voll¬ 
ständigsten, tiefgehendsten und von 
Einseitigkeit freiesten Gestalt“. 

Materialistische Dialektik 

Aber worin besteht der zentrale Un¬ 
terschied zwischen dialektischem 
Materialismus und der vor-materi- 
alistischen Dialektik? Hegel entwi¬ 
ckelte seine Philosophie seinerzeit 
in Auseinandersetzung mit neuen 
gesellschaftlichen Entwicklungen: 
Die französische Revolution und 
die industrielle Revolution in Eng¬ 
land. Er stand in Konflikt mit dem 
feudal-absolutistischen Staatswesen 
und mit der Religion, die diese Ord¬ 
nung rechtfertigte. Und dennoch trat 
die bürgerliche Klasse gegenüber 
dem sich entwickelnden Proletariat 
immer stärker als herrschende Klas¬ 
se auf. Dem entsprach ein gewisser 
Konservatismus der bürgerlichen 
Gesellschaft, der auch vor Hegels 
Philosophie nicht halt machte. 

Dieser Widerspruch tritt bei ei¬ 
nem bekannten Ausspruch von He¬ 
gel zu Tage: „Was vernünftig ist, das 
ist wirklich; und was wirklich ist, das 
ist vernünftig“ 4 . Heinrich Heine hat 
diesem Satz seinerzeit einen revolu¬ 
tionären Sinn gegeben: „Alles, was 
vernünftig ist, muss sein“ 5 . Er kann 
aber auch anders gelesen werden: 
Alles was besteht, der Staat und die 
Gesellschaft, ist mit Recht so, denn 
sie sind vernünftig. Die bürgerliche 
Gesellschaft sollte keine Entwick¬ 
lung mehr zulassen, als sei sie das Ende der Ge¬ 
schichte. 

Das war eine Konsequenz aus der idealisti¬ 
schen Antwort Hegels auf die Grundfrage der 
Philosophie, dem Verhältnis von Denken und 
Sein. Engels schrieb „Unter allen Umständen ist 
hier [bei Hegel; die Verf.] das Denken und sein 
Gedankenprodukt, die Idee, das Ursprüngliche, 
die Natur das Abgeleitete, das nur durch die Her¬ 
ablassung der Idee überhaupt existiert“ 6 . 

Der Idealismus Hegels stand schon seinerzeit 
im krassen Gegensatz zu den Erfahrungen sei¬ 
ner linken Anhänger, darunter auch Marx und 
Engels. Denn in ihren politischen Auseinander¬ 
setzungen nahmen sie intuitiv einen materialis¬ 
tischen Standpunkt ein: Die Bedingungen, unter 
denen sie gesellschaftlich wirkten, waren nicht ge¬ 
danklich geschaffen, sondern wirklich. Deshalb 
wirkte der Materialismus Ludwig Feuerbachs 
(1804-1872) auf Marx und Engels wie eine Of¬ 
fenbarung. „Die Natur existiert unabhängig von 
aller Philosophie; sie ist die Grundlage, auf der 
wir Menschen, selbst Naturprodukte, erwachsen 
sind; außer der Natur und den Menschen existiert 
nichts, und die höhern Wesen, die unsere religiö¬ 
se Phantasie erschuf, sind nur die phantastische 
Rückspiegelung unseres eignen Wesens“, schrieb 
später Engels. 

Auf philosophischer Ebene war mit Hegels 
System die Entwicklung der klassischen deut¬ 
schen Philosophie abgeschlossen. Diese Abge¬ 
schlossenheit ist jedoch nicht zu verwechseln mit 
der inneren Schlüssigkeit, die Lenin der Lehre 
von Marx zuschreibt. Vielmehr ist damit gemeint, 
dass im Marxismus die „allgemeinen Begriffe der 
Geschichte, Politik und Ökonomie in organischer 
Einheit miteinander verknüpft“ 7 sind, also einen 
Gesamtzusammenhang bilden. Auf eben diesen 
Gesamtzusammenhang sind Marx und Engels in 


ihren Schriften immer wieder zu sprechen gekom¬ 
men: Die Dialektik als materialistische „Theorie 
des Gesamtzusammenhangs“ (Engels) vereinigt 
die niemals endende Vermittlung von einzelnen 
Erkenntnissen zu einem System von Begriffen ge¬ 
nauso wie die Offenheit für Weiterentwicklung 
innerhalb einer Lehre, die den Anspruch erhebt, 
in sich geschlossen und harmonisch zu sein. 

Philosophie für die Praxis 
des Klassenkampfs 

Es blieb Marx und Engels Vorbehalten, die Dia¬ 
lektik auf die Geschichtlichkeit der menschlichen 
Gesellschaft anzuwenden und ihre innere Gesetz¬ 
mäßigkeit mit der materialistischen Grundlage in 
Einklang zu bringen. „Genauso wie die Erkennt¬ 
nis des Menschen die von ihm unabhängig exis¬ 
tierende Natur, d.h. die sich entwickelnde Mate¬ 
rie widerspiegelt, so spiegelt die gesellschaftliche 
Erkenntnis des Menschen [...] die ökonomische 
Struktur der Gesellschaft wider. Die politischen 
Einrichtungen sind ein Überbau auf der ökono¬ 
mischen Basis“, fasst Lenin die Grundmerkmale 
des historischen Materialismus zusammen. 

Allerdings hat dieses Widerspiegelungsver¬ 
hältnis auch einen aktiven Aspekt. Philosophie 
ist zwar immer nur „Widerspiegelung der Wirk¬ 
lichkeit in Gedanken“, ihre Verwirklichung und 
Aufhebung, von der Marx in seiner Kritik der 
Hegelschen Rechtsphilosophie spricht, geschieht 
jedoch durch die Umwandlung philosophischer 
Ideen in politische Aktion 8 . Anders ausgedrückt: 
„Die Philosophen haben die Welt nur verschie¬ 
den interpretiert; es kommt drauf an, sie zu ver¬ 
ändern“ 9 . 

Antonio Gramsci fand dafür in seinen Ge¬ 
fängnisheften - zur Sklavensprache genötigt, die 
er im faschistischen Kerker wählen musste - eine 
Umschreibung. Der Marxismus sei eine „Philoso¬ 
phie der Praxis“. Wobei nicht irgendeine spontane 
Praxis unabhängig vom Wirken einer revolutionä¬ 
ren Partei gemeint war 10 , sondern der praktische 
und organisierte Kampf zwischen den Klassen. 
Lenin hatte bereits zuvor diese neue revolutionä¬ 
re Qualität der marxistischen Philosophie betont: 
„eine unparteiische 4 Sozialwissenschaft“ in einer 
auf Klassenkampf basierenden Gesellschaft kön¬ 
ne es nicht geben. Je objektiver sie sich selbst dar¬ 
stellen, desto mehr tabuisieren sie Machtfragen 
in der Gesellschaft. Der Marxismus-Leninismus 
muss dem gegenüber grundsätzlich anders ver¬ 
fahren, als Philosophie der politischen Aktion ist 
er notwendig parteiisch. 

Revolutionäre Praxis und 
revolutionäre Partei 

Der Umschlag vom widersprüchlichen sponta¬ 
nen Bewusstsein und der „Jedermannsphilo¬ 
sophie“ der Menschen zur wissenschaftlichen 
Weltanschauung des Marxismus-Leninismus ist 
keine bloße Angelegenheit des Nachdenkens in 
der Studierstube. Sie vollzieht sich in der orga¬ 
nisierten politischen Auseinandersetzung. „Die 
Systematisierung der weltanschaulichen Elemen¬ 
te vollzieht sich konkret im politischen Kampf 
als Folge der Notwendigkeit [...], die besonderen 
Individual- und Gruppeninteressen innerhalb der 
Klasse zu verknüpfen und zu einer homogenen 
politischen Kraft zusammenzufassen“ 11 , schrieb 
Hans Heinz Holz zu dieser Frage. Deshalb be¬ 
darf es neben einer revolutionären Theorie auch 
einer Organisation, der Kommunistischen Partei, 
die in der Lage ist, diese Auseinandersetzungen 
zu führen. Sie muss beides vermitteln: Politische 
Theorie und theoriegeleitete Politik. 

Hans-Peter Brenner/Pablo Graubner 

Anmerkungen: 

'Hans Heinz Holz:Stichwort Philosophie,in: Enzyklopä¬ 
die zu Philosophie und Wissenschaften, Bd. 3, S. 672ff. 

2 G.W.F. Hegel:Grundlinien der Philosophie des Rechts, 
Einleitung. HW Bd. 7, S. 26. 

3 Friedrich Engels: Ludwig Feuerbach,MEW Bd.21,5.267. 

4 Hegel, a.a.O. 

5 Heinrich Heine: Sämtliche Werke, Bd.5,S.535,zit.nach: 
Juha Manninen: Stichwort Hegelianismus, in: Enzyklo¬ 
pädie zu Philosophie und Wissenschaften, Bd. 2, S. 524. 

6 Engels, a.a.O. 

7 Antonio Gramsci: Kritische Notizen zu Bucharins,The¬ 
orie des Historischen Materialismus? in: Ders.: Philo¬ 
sophie der Praxis. Eine Auswahl, Fischer Verlag, 1967, 
S. 210. 

8 Hans Heinz Holz: Philosophie, in:TOPOS 35, S. 28. 

9 Karl Marx:Thesen über Feuerbach, MEW Bd. 3, S. 5ff. 

10 Diese Hinwendung zur spontanen Praxis stellten in 
den 60er Jahren reformistische und revisionistische 
Auffassungen vor allem jugoslawischer marxistischer 
Philosophen und Literaten dar. 

11 Hans Heinz Holz: Die Klassiker der III. Internationale. 
Aufhebung und Verwirklichung der Philosophie Bd. 2, 
Aurora Verlag 2011, S. 77T 
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Bild oben: Einzige erhalten gebliebene Seite des „Manifestes der Kommu¬ 
nistischen Partei“ in der Handschrift von Karl Marx (die oberen zwei Zeilen 
wurden von Jenny Marx geschrieben). 

„Mit genialer Klarheit und Ausdruckskraft ist in diesem Werk die neue Welt¬ 
anschauung umrissen: der konsequente, auch das Gebiet des gesellschafts- 
lichen Lebens umfassende Materialismus, die Dialektik als die umfassendste 
und tiefste Lehre von der Entwicklung, die Theorie des Klassenkampfes und 
der welthistorischen revolutionären Rolle des Proletariats, des Schöpfers 
einer neuen, der kommunistischen Gesellschaft.“ (Wladimir lljitsch Lenin, 
1914) 
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„Wie aber kann ich lieben, so noch einer kniet“ 


Poeme und Balladen von Rudi W. Berger 


I m Januar 2014 ist Rudi W. Berger 
neunzig Jahre alt geworden; zu sei¬ 
nem Geburtstag schenkte er sich - 
neben einem Essayband, auf den diese 
Zeitung schon zu sprechen gekommen 
ist (s. UZ vom 27. Dezember 2013), - ei¬ 
nen Band mit 34 Poemen. Die beiden 
Bände waren auch Geschenke für sei¬ 
ne Leser, die sich, wie Berichte zeigen, 
auch unter jungen Leuten finden. Das 
ist erfreulich, denn Berger ist ein po¬ 
litischer Schriftsteller, ein politischer 
Dichter und ein politischer Sänger, der 
die Erfahrungen eines kämpferischen 
Lebens weitergibt und das in kräftiger 
und eindrucksvoller Sprache. 

Neben manchen Niederlagen weiß 
Berger auch um Siege und Erfolge, die 
die Hoffnung auf eine menschliche Zu¬ 
kunft ohne Krieg und Kriegspolitiker - 
ihnen gehört Bergers besondere Ab¬ 
lehnung - aufrechterhalten. Erstaun¬ 
lich auch: Trotz seines Alters nimmt 
Berger mit Erfolg an Wettstreiten des 
Poetry Slam teil und wird gefeiert, als 
„Methusalem“ und als „Johnny Cash 
vom Orlatal“ verehrt. Der Schriftstel¬ 
ler und Journalist Frank Quilitzsch 
schrieb in der „Thüringer Landeszei¬ 
tung“: „Live-Performance hält ihn 
jung. Die Poetry-Slammer erblassen, 
sobald er die Bühne betritt: genannt 
der Methusalem.“ 

Wer Bergers Romane, Erzählungen 
und Hörspiele kennt, weiß um seine 
Themen, die immer groß und von Be¬ 
lang sind, auf gesellschaftliche Prozes¬ 
se zielen. Dabei gerät das volle Leben 
in den Blick, nicht nur Politisches und 
Soziales, auch Sinnlichkeit und Ero¬ 
tik, Berger spart damit nicht. Wer sei¬ 
ne Werke gelesen hat, kommt von der 
besonderen Sprache des Schriftstellers, 
die sich ins Gedächtnis prägt, schwer 
los. Sie ist zupackend und schnörkellos, 
holzschnittartig und von kämpferischer 
Härte. Verhüllendes und Beschönigen¬ 
des sind ihr fremd: „Kennt ihr den aus 
Oggersheim,/den dicken, straffen,/der 
fand den Magen von der Sau so lecker/ 
und die schwarzen Konten./Er hat den 
Riss im deutschen Ländle zugehackt,/ 
und den finsteren Osten ausgelichtet.“ 
(„Deutsche Märchenstunde“). Seine 
Poeme sind so kämpferisch, ankla¬ 
gend und enthüllend wie seine Essays. 


Die Gegner sind deutlich: Neben Ge¬ 
stalten wie Kohl und Guttenberg ist 
es besonders Gauck, dem Zorn und 
Spott bis zur Karikatur überhöht gel¬ 
ten, dem „Aktensacker und Zerkna- 
cker“: „Ich bin der Prä ... Prä ... ./Hast 
du mich nicht gewählt?/Ich bin dein 
Präsidente resident. (Präsidente Re¬ 


sistent)“ Wie Marionetten, die wie in 
einem Panoptikum auftreten oder aus 
einer Moritat entstiegen zu sein schei¬ 
nen, geistern diese Gestalten durch die 
Gedichte und werden dem Gelächter 
preisgegeben. Die Gedichte erinnern 
auch an jene Qualitäten, die historisch 
1989 vorerst verspielt wurden: „Was da 
mal im Osten war, das uns plagte./Da 
mussten alle schwer rabotten,/Kinder 
auch./Mussten auf den zarten nackten 
Häuten/blaue Hemden tragen,/beten 


nicht, doch impfen gehen./Die durften 
an den Arzt nichts zahlen,/nichts für 
Medizin,/nichts für den Ferienplatz, 
für die Schule...“ 

Traditionelle Moritaten finden sich 
auch; so nach der Melodie von „Sa- 
binchen war ein Frauenzimmer“ die 
„Schauerballade von Paul und Pau- 


linchen“ die jedoch ihr Vorbild nicht 
erreicht und sprachlich rumpelt. Wenn 
Berger etwas nachdrücklich heraus¬ 
steilen will, nutzt er nicht nur starke 
und deutliche Worte, sondern unge¬ 
wohnte Grammatik und macht sie sei¬ 
nen Absichten dienstbar. Ein Mädchen 
denkt in Erwartung eines Jobs: „Aber 
morgen/für den Job ich mich vorstellen 
muss.“ („Blutiger Schnee“) Die Suche 
nach dem Job ist so stark, dass sie al¬ 
les verdrängt, auch die grammatische 


Ordnung. Seine Sprache will möglichst 
nahe an der Natur sein; da findet man¬ 
ches Wort Verwendung, was derb und 
direkt klingt, doch verständlich ist, im 
Gegensatz zu der Sprache, „die verrät, 
wie weit du von der/Natur weg bist, wie 
prüde und mich zum Plebs/oder den 
Emanzen zählst.“ (Frau in Notwehr) 


Die Bemühungen um sprachliche Ei¬ 
genwilligkeiten bringen nicht durch¬ 
weg gelungene Ergebnisse; Metaphern 
gehen daneben (einen „Regenbogen 
aller Farben“ gibt es nicht, dann ist es 
kein Regenbogen mehr, und „Hüf¬ 
ten paradiesisch geschwungen“ sind 
nicht vorstellbar, zudem nicht eindeu¬ 
tig, wenn auch zu ahnen ist, was Ber¬ 
ger meint), mancher Begriff ist lyrisch 
allenfalls in einer Ausnahmesituation 
verwendbar („kaputt“, „kirre“) usw. 


Mit Rhythmus und Reim geht Rudi 
Berger freizügig um; manche Verse ge¬ 
raten zur lapidaren Berichtsprosa oder 
zur Plattitüde („Was der wohl am Kür¬ 
bis hat?“) 

Seine Vorbilder sind wie Statuen in 
den Gedichten aufgestellt und werden 
angerufen: „Die Diebe des Reichtums/ 
und ihre Paläste/sollen vor den Hütten 
erzittern“, Georg Büchners berühmtes 
Motto zum „Hessischen Landboten“ 
klingt nach. Heiner Müllers Revoluti¬ 
onsbilder sind erkennbar und Heinrich 
Heine bekommt eine eigene „Hom¬ 
mage“: „Loreley 2008“. Goethes „Pro¬ 
metheus“ wird erinnert und zurückge¬ 
nommen („... .die mein Eigen stahlen,/ 
meinen Herd und Herdes Glut.“ „For¬ 
tissimo“), Volksmärchen sind oft Ver¬ 
gleichs- und Bezugspunkt. 

Bergers Entschiedenheit und Un¬ 
erbittlichkeit wurde durch die Nie¬ 
derlage des Sozialismus bestimmt, die 
Berger auch als persönlich verlorene 
Schlacht annahm, nicht aber als end¬ 
gültig verlorenen Kampf. Um diesen 
weiterzuführen, findet der Dichter 
Anlass und Gelegenheit: Im Gedicht 
„Unsere Stadt“ - gemeint ist die „Per¬ 
le des Vogtlandes“, Greiz - brandmarkt 
er jene Politiker, die beschlossen, dass 
„das Mahnmal des Antifaschismus/und 
des Antikrieges,/das dem Park Würde 
verlieh,/einer Lüge weichen (muss),/ 
die da heißt Ambiente.“ Dahinter 
steckt, nach Berger, die politische Ab¬ 
sicht, den Krieg gesellschaftsfähig zu¬ 
machen, seine Leiden zu verdrängen 
und junge Menschen „wieder in den 
Tod/marschieren“ zu lassen. 

Berger weiß, wovon er spricht: Er hat 
den Zweiten Weltkrieg erlebt und 
überlebt; erspart geblieben ist ihm 
wenig, aber er ist am Leben geblieben. 
Das nutzt er konsequent: Das Thema 
Krieg schwingt in seinen Texten mit, 
auch wenn es um Liebe, Natur und 
Schönheiten des Lebens geht. 

Rüdiger Bernhardt 

Rudi W. Berger: Die nur den einen Ge¬ 
danken hegen. Vierundreißig Poeme 
wie Balladen der Liebe, des Hasses und 
ein Tausendschrei der Tränen, amicus- 
Verlag, 20134,160 S., 10 ,- Euro. 


Rudi W. Berger: 

Unsere Stadt 

In der kleinen Gemeinde Klinge 
gelegen an der Bahnstrecke Cottbus 
Forst - 

steht ein Kriegerdenkmal. 

Es trägt ein Zitat von Erich Kästner: 
Glaubt nicht, ihr hättet Millionen Fein¬ 
de. 

Euer einziger Feind heißt Krieg. 

In der Kirche zu Burg im Spreewald 
erinnert eine Tafel an die Opfer 
der Kriege von 1870 bis 1945. 

In Stein gemeißelt heißt es nicht, 

sie sind gefallen, 

sondern sie wurden ermordet. 

In unserer Stadt aber 
muss das Mahnmahl des 
Antifaschismus 

und des Antikrieges, das dem Park 
Würde verlieh, 

einer Lüge weichen, die da heißt Am¬ 
biente. 

Gegen 

den Willen der Mehrheit einfache 
Leute 

und alle Vernunft 
trauert es nun verbannt 
weitab am Rande der Stadt, 
die der Krieg verwundet, 
in den viele ziehen, 


die nicht zurückkehren 

und ein Hauptmann erschossen wird, 

der den Durchhaltebefehl verweigert. 

Diese Wahrheiten 

sterben unter den Füßen der Macher 
eines solchen Bubenstückes. 

Sie streuen Sand in die Augen. 

Sie übertünchen das Grauen des 
Krieges 

mit blumigen Lügen. 

Sie hofieren die Verlogenheit 
vom schönen Heldentod. 

Und das zu einer Zeit, 
da 

die ewig Gestrigen, die braunen 
neuerlich mit kantigen Kreuzen 
durch unsere Stadt marschieren, 
da 

Tornados wie Raubvögel wildern, 
die doch gemerzt werden müssten, 
da 

deutsche Soldaten in Plastiksäcken 
wieder ins teure Vaterland 
zurückkehren. 

Jene Abgeordneten 

sind ihren Aufgaben nicht gewachsen 

und machen sich mitschuldig. 

Die Menschen unserer Stadt 
haben Zorn auf sie, vor allem 
die jungen, 


die, 

nach deren Willen, ebenfalls wieder 
in den Tod 
marschieren sollen. 

Kinder und Eltern 

zeigen mit Abscheu auf sie und auf 

den Mann, 

der sich Meister der Bürger nennt, 
der mit Worten 

das braune Geschrei öffentlich 
verurteilt, 
aber in der Tat 

den Abbruch des Mahnmales nicht 
nur nicht verhindert, 
sondern veranlasst. 

Er und seine Gesinnungsgenossen 
bringen Schande über die Stadt, 
die 

weder Rabatten 

noch Platanen verdecken können. 
Unsere Stadt, die 

Perle des Vogtlandes 
Wird nicht schöner, sondern hässlich. 
Den Jasagern ist der Schlüssel 
zum Rathaus wegzunehmen, 
indem andere gewählt werden, 
die guten Willens und bei 
Verstand sind. 

Die Bürger sollen entscheiden 
und unserer Stadt das Gesicht zu¬ 
rückgeben, 

das ihr genommen wird. 


Der Versuchende 


Peter Handke, der politische Schriftsteller 



Natürlich ist der Titel doppeldeutig. 
Muss er doch! Es geht um Peter Hand¬ 
ke. Und da kommt man ohne Mehr¬ 
deutigkeiten gar nicht aus. Man würde 
ihm Unrecht tun. Selbstverständlich 
meine ich nicht jene Mehrdeutigkeit, 
die sich aus einer wabernden Ambiva¬ 
lenz ergibt, also nicht das sozialdemo- 
ratische Jein und das unentschlossene 
Vielleicht. Ich meine die Mehrdeutig¬ 
keit, die sich aus der Mehrschichtigkeit 
ergibt, daraus, dass es dialektische Be¬ 
züge gibt. Im Leben und auch im auf¬ 
geschriebenen Leben, in der Literatur. 

Handke versucht uns. In jedem 
seiner Bücher serviert er komplizier¬ 
te Speisen, Satzungetüme, gesalzen, 
manchmal scharf gewürzt. Man muss 
tranchieren, was auf den Tisch kommt. 
Aber dann schmeckt es besser, als das 
geistige Fastfood, das schon immer viel 
häufiger serviert wurde, als die Haute 
Cuisine der Literatur. Die Vermutung, 
es sei alles viel schlimmer, als früher, 
stimmt nicht. Hedwig Courths-Mah- 
ler war erfolgreicher als Oskar Maria 
Graf. Da muss man sich nichts vorma¬ 
chen. Und selbst Goethe, der alte Ge¬ 
heimrat, erreicht zu Lebzeiten nicht die 
Aufführungszahlen eines August von 
Kotzebue. Trivialliteratur hat es immer 
leichter, als die sogenannte Hochlite¬ 
ratur. Unter Schriftstellern kursiert 
nicht zu Unrecht der Satz „Der veröf¬ 
fentlicht bei Suhrkamp. Er schreibt mit 
Halbsätzen.“ 

Der befreundete Schriftsteller Pe¬ 
ter H. Gogolin erzählte mir anläss¬ 
lich eines Besuches in unserer kleinen 


schönen Stadt, er hätte oft 
Probleme, Werke von Hand¬ 
ke im Buchhandel zu finden. 

Sie würden nicht oft in den 
Regalen stehen. Da stünden 
nur die nach Gewicht und 
hoher Seitenzahl geschriebe¬ 
nen Mittelalterromane, Vam¬ 
pirgeschichten und machten 
sich breit. 

Das ist bedauerlich. Aber 
eben auch nicht neu. Aufge¬ 
blasen wie Luftballons hat 
man Bücher schon immer. 

Zu verdichten, ohne dass We¬ 
sentliches verlustig geht, ist 
nicht einfach. Und ein Buch 
von 160 Seiten, so gut es auch 
sein möge, zu 16,90 Euro ver¬ 
kauft sich schlechter, als ein 
jämmerlicher Roman zum 
gleichen Preis, wenn der 600 
Seiten hat. 

Handke also gehört zu de¬ 
nen, deren Bücher sich nicht 
dazu eignen, die Zeit totzu¬ 
schlagen. Er will sie vielmehr 
nutzen, d.h. der Leser soll die 
Zeit nutzen, nämlich dazu, 
nicht nur die Wörter zu lesen, 
die Handke ihm aufgeschrie¬ 
ben hat, sondern einen inne¬ 
ren Prozess zu durchlaufen. 

Das hat diese Art Literatur als Wesens¬ 
merkmal. Handke, Brecht, Hacks, Se- 
ghers, Borchert, Heine, meine Bücher 
vielleicht auch. Sie sollen das gar nicht. 
Das ist nicht der Grund des Schreibens. 
Nein, sie tun es von sich aus. Aber dazu 


muss man in der Lage sein, auch so zu 
schreiben, dass die Wirkung erzielt 
werden kann. Handke kann das. Es ist 
Arbeit, ihn zu lesen. Eine gute Arbeit. 

Unlängst ist bei Suhrkamp von 
Handke in der Reihe seiner Versu¬ 


che die Geschichte „Versuch 
über den Pilznarren“ erschie¬ 
nen. Handkes Versuche sind 
Experimente in Laboratori¬ 
um der Sprache und der In¬ 
haltspräsentation. Sie sind 
nie nur Formexperimente. 
Form und Inhalt gehören 
hier zusammen, untrennbar 
verwoben. Das Buch, um den 
Inhalt grobschlächtig zu be¬ 
schreiben, dreht sich um ein 
Wiederfinden, um Erinne¬ 
rung an Jugend und Traum. 
Auf mehreren Ebenen wird 
erzählt, so dass das Erzählte 
manchmal wirkt, wie zerris¬ 
sene Wolken unterm blauen 
Himmel. Die Helden - oder 
sollte man besser vom Fokus¬ 
sierungspunkt reden? - des 
Buches sind die Pilze, die für 
den Suchenden Abenteuer 
an sich sind. 

Das Große an diesem 
Buch aber ist die Sprache, die 
große Sprache Handkes, der 
sicher zu denen gehört, die 
den Duktus deutschsprachi¬ 
ger Literatur ganz wunder¬ 
bar bereichert haben. 

Es gab einige, aber zu 
wenige, Besprechungen über 
das Buch und sie alle leiden, wie auch 
diese hier, darunter, dass es so schwer 
ist, über Sprache zu schreiben, wenn 
der Inhalt eben keine Geschichte ist, 
die sich leicht und sehr verkürzt wie¬ 
dergeben lässt. 


Dabei ist die Sprache wichtig. 
Nicht wichtiger als der Inhalt. Aber 
wichtig. Denn sie ist ja das Transport¬ 
mittel. Sie erzeugt den „Film im Kopf“ 
beim Lesen, sie bestimmt den Drive 
einer Geschichte, sie schafft die Ge¬ 
fühle, sie ist die Schöpfungskraft der 
Literatur. 

Peter Handke ist, wie fast alle 
großen Schriftsteller, ein politischer 
Mensch. Vielleicht würde er das be¬ 
streiten, ich weiß es nicht. Viele gro¬ 
ße Schriftsteller bestreiten es, sind 
es aber gleichwohl. Er hat sich für 
Serbien eingesetzt. Das hat ihn den 
Heine-Heinrich-Preis der Stadt Düs¬ 
seldorf gekostet, der ihm schon zu¬ 
gesprochen worden war. Als die Jury 
des Deutschen Buchpreises sein Buch 
„Die morawische Nacht“ auf die Liste 
der zwanzig besten Bücher des Jah¬ 
res 2008 setzte, bedankte er sich in ei¬ 
nem Brief dafür, bat aber darum, sein 
Buch wieder von der Liste zu strei¬ 
chen. Er wollte Platz machen für ei¬ 
nen jüngeren Schriftsteller. 

Um Handke also kommt man 
nicht herum. Und ich würde mich 
freuen, wenn die, die ihn nicht ken¬ 
nen, sich aufmachen würden zur 
nächstgelegenen Buchhandlung oder 
an den Neue -Impulse-Verlag schrie¬ 
ben. Ich empfehle die folgenden drei 
Bücher zu erwerben: „Die Angst des 
Tormanns beim Elfmeter“, „Die mo¬ 
rawische Nacht“ und natürlich „Ver¬ 
such über den Pilzsammler“. 

LeanderSukov 
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Die deutschen Kolonien - 
Wirklichkeit und Legenden 

1884 trat Deutschland in die Reihe europäischer Kolonialmächte ein • Von Frank Hildner 


I n Kürze, im November 2014, kann 
das offizielle Gründungsjahr des 
Erwerbs fremder Territorien durch 
das Deutsche Kaiserreich begangen, 
gefeiert oder kritisch betrachtet wer¬ 
den. Die Entscheidung, dass Deutsch¬ 
land nach Jahren der Kolonialabstinenz 
dennoch 1884 in die Reihe der euro¬ 
päischen Kolonialmächte eintrat, geht 
einerseits innenpolitisch auf langfris¬ 
tige Forderungen der hanseatischen 
Überseehändler um deutschen Schutz 
und dem „Kolonialfieber“ gegründeter 
Kolonialvereine nach der Reichsgrün¬ 
dung 1871 zurück, andererseits galt vor 
allem das außenpolitische Umdenken 
des Reichskanzlers Fürst Otto von Bis¬ 
marck (1815-1898) als wesentliche Zä¬ 
sur für diesen Schritt Deutschlands zur 
lang ersehnten kolonialen „Weltmacht“ 
Nachdem sich endlich das Deutsche 
Reich als macht- und wirtschaftspoli¬ 
tisch effizienter „Nationalstaat“ eta¬ 
bliert hatte, erwachte auch der Nach¬ 
ahmungseffekt zu den erfolgreichen 
imperialistischen und kolonisierenden 
Nachbarnationen. Deutschland müs¬ 
se sich ein „deutsches Indien“ in Afri¬ 
ka oder ein „deutsches Hongkong“ in 
China schaffen, war nun die verbreitete 
Auffassung. 


★ 


Als Keimzelle der ausgangs der 1870er 
Jahre entstehenden Kolonialvereine 
kann man die Geographischen Gesell¬ 
schaften ansehen, die durch das Zeital¬ 
ter der Entdeckungs- und Forschungs¬ 
reisen, vor allem in das Innere Afrikas, 
entstanden waren. Der Beitrag, den 
deutsche Wissenschaftler zur geogra¬ 
phischen Erforschung Afrikas, Asiens 
und Ozeaniens geliefert hatten, war 
beachtlich. Hierfür stehen die Namen 
Heinrich Barth (1821-1865), Gustav 
Nachtigall (1834-1885), Gerhard Rohlfs 
(1831-1896), Hermann von Wissmann 
(1853-1905), Hans Meyer (1858-1929), 
Karl Klaus Freiherr von der Decken 
(1833-1865), Georg Schweinfurth 
(1836-1925), Ludwig Leichhardt (1813- 
1848 verschollen) oder der Missionar 
Johann Ludwig Krapf (1810-1881), um 
nur einige zu nennen. Sie leisteten die 
„Vorarbeit“ für den deutschen Kauf¬ 
mann, den Eroberer und den Siedler. 
Als „Vater der deutschen Kolonialbe¬ 
wegung“ gilt nach heutigem Urteil der 
Missionsleiter, Expansionspublizist, 
Sozial- und Kolonialpolitiker Fried¬ 
rich Fabri (1824-1891). In der deut¬ 
schen Kolonialbewegung nahm er 
eine Schlüsselstellung ein. Er war der 
geschickteste Rhetoriker der Expansi¬ 
on und zugleich bester Moderator zwi¬ 
schen Politik (Bismarck), Wirtschaft 
(vor allem in Gestalt des Großreeders 
Adolph Woermann) und Kirche. Seine 
Broschüre, „Bedarf Deutschland der 
Colonien?“ erzielte damals die stärks¬ 
te kolonialpropagandistische Wirkung. 
„Die Deutschen hätten der Welt lange 
genug als Anthropologen und Geogra¬ 
phen gedient“, meinte Fabri, jetzt gel¬ 
te es, den individuellen Forschergeist 
in ein Nationalprojekt zu überführen, 
die vorhandenen Auslandskenntnisse 
zu nutzen, den Schritt vom Entdecken, 
Vermessen und Untersuchen zum Be¬ 
herrschen zu wagen. „Sollen wir fort¬ 
während von der Studierstube aus in al¬ 
len Weltteilen wohl zu Hause sein, ohne 
irgendwo in überseeischen Gebieten 
ein nationales Heim zu finden?“ 1 In der 
Folgezeit bildeten sich Kolonialverei¬ 
ne, wie 1882 der „Deutsche Kolonial¬ 
verein“ bzw. die von Carl Peters 1884 
gegründete „Gesellschaft für deutsche 
Kolonisation“ (GDK). Beide vereinig¬ 
ten sich 1887 zur „Deutschen Kolonial¬ 
gesellschaft“ (DKG) mit der Wochen¬ 
zeitschrift „Deutsche Kolonialzeitung“. 
Die Mitgliederzahl wuchs bis zum Ers¬ 
ten Weltkrieg auf 42 000 Mitglieder an. 
Vor allem das Bildungsbürgertum, die 
Beamtenschaft sowie Militärs zeigten 


koloniales Interesse. Für das Deutsche 
Reich schien die Kolonialfrage zur 
„Lebensfrage“ geworden zu sein, wie 
es 1884 der Abgeordnete im Reichstag, 
Heinrich von Treitschke, formulierte: 
„Für ein Volk, das (wie Deutschland) 
an einer beständigen Überproduktion 
leidet und Jahr für Jahr an 200 000 sei¬ 
ner Kinder in die Fremde sendet, wird 
die Kolonisation zur Daseinsfrage.“ 2 
Gestützt auf die Vielzahl positiver Re¬ 
zensionen seiner Schrift konnte Fabri 
nun dem Reichskanzler als wichtigs¬ 
ten Vertreter des kolonialskeptischen 
Lagers eine öffentliche Diskussion 
aufzwingen. Dass dies gelang und Bis¬ 
marck 1884 letztendlich „Deutschen 
Schutzgebieten“ zustimmte, hatte da¬ 


flikte mit den Eingeborenen und den 
in Südwestafrika stark vertretenen eng¬ 
lischen Händlern. 

Bismarck- 

ein widersprüchlicher 
Kolonisationspolitiker 

Reichskanzler Bismarck reagierte zu¬ 
rückhaltend, denn er hatte am Erwerb 
überseeischer Besitzungen wenig In¬ 
teresse. Im Grunde war er ein Antiko¬ 
lonialist. Kolonien schienen ihm un¬ 
wägbare außenpolitische und finanzi¬ 
elle Risiken zu bergen. Vielmehr war 
das Bestreben des Kanzlers, das eu¬ 
ropäische Gleichgewicht zu erhalten, 
besonders gegenüber England und 
Frankreich. „Solange ich Reichskanz¬ 


Mahdisten niedergemetzelt. Vor allem 
Englands prekäre Situation konnte als 
bequemes deutsches Druckmittel be¬ 
nutzt werden. So nannte sein Sohn, 
Herbert von Bismarck, Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes, den „Zankap¬ 
fel Ägypten ... für unsere Politik gera¬ 
dezu ein Geschenk des Himmels“. 5 Und 
Bismarck nutzte Englands bedrängte 
außenpolitische Lage mit Konsequenz 
und Härte aus. 

Auch innenpolitische Gründe führ¬ 
ten zur Aufgabe der Bismarckschen 
Kolonialabstinenz. Die Reichstagswah¬ 
len im Herbst 1884 standen vor der Tür. 
Um seine Machtposition zu sichern, 
kam, wie oben schon erwähnt, Bis¬ 
marck auch den Kolonialbefürwortern 



Getreideernte in „Deutsch-Südwestafrika“ 


mit zutun, dass Fabris Publikation mit 
den vollendeten Tatsachen zusammen¬ 
fiel, die deutsche Kaufleute schufen 
und somit die Außenpolitik unter Ent¬ 
scheidungsdruck setzte. 3 

Das deutsche Kolonialreich sollte 
seinen geografischen Schwerpunkt in 
Afrika finden. Die Gründung einer Ko¬ 
lonie ging besonders auf die Initiative 
eines Mannes zurück: Adolf Lüderitz 
(1834-1886). Der Bremer Großkauf¬ 
mann, Abenteurer und Glücksritter, er- 
öffnete eine Niederlassung an der west¬ 
afrikanischen Küste, wo er mit Tabak, 
Spirituosen und Gewehren handelte. 
Wie viele Kaufleute trieb Lüderitz die 
Hoffnung auf Diamant- und Goldfun¬ 
de. Sein Mitstreiter, Heinrich Vogel¬ 
sang (1862-1914), verhandelte inzwi¬ 
schen mit dem dort siedelnden Volks¬ 
stamm der Nama um weiteres Land. 
Die Bucht von Angra Pequena sowie 
das Land im Umkreis von fünf Meilen 
hatte er für 100 Pfund in Gold und 200 
Gewehre dem Häuptling Joseph Fre- 
dericks abgeluchst - ein Spottpreis für 
das Gebiet, das bald als „Lüderitzland“ 
bekannt wurde. Von Fairness oder gar 
Augenhöhe beim Abschluss des Ver¬ 
trages konnte keine Rede sein. Vogel¬ 
sang hatte offen gelassen, ob die Mess¬ 
größe die deutsche geografische Mei¬ 
le (7,4 km) oder die kürzere englische 
Meile zugrunde gelegt war. Als Lüde¬ 
ritz später selbstverständlich von der 
deutschen Maßeinheit ausging, fühl¬ 
ten sich die Nama getäuscht. Lüderitz 
ahnte wohl, dass er als Privatmann sei¬ 
ne „Besitzungen“ angesichts britischer 
Ansprüche auf diesen Teil Afrikas nicht 
lange halten könnte. Er wurde im Aus¬ 
wärtigen Amt in Berlin vorstellig, bat 
um den Schutz des Reiches, als Rü¬ 
ckendeckung gegen eventuelle Kon¬ 


ler bin, treiben wir keine Kolonialpoli¬ 
tik“ 4 , war lange Zeit sein Credo. Doch 
schon bald konnte er sich den, in kur¬ 
zer Zeit sich ändernden politischen 
Verhältnissen nicht mehr entziehen. 
Im Gegenteil, die günstigen Konstella¬ 
tionen, die politische „Schönwetterla¬ 
ge“ für Deutschland, spielten ihm in die 
Hand. In Afghanistan spitzten sich die 
englisch-russischen Rivalitäten gefähr¬ 
lich zu. England und Frankreich befan¬ 
den sich im offenen Streit um Ägypten 
und im Sudan wurde die englische Ex¬ 
pedition unter Gordon Pascha von den 


„Schutztruppler“ auf Nama-Gebiet 


entgegen. Sie befanden sich in großer 
Zahl in den „regierungsfreundlichen“ 
Parteien, während die Kolonialgegner 
im Lager der bürgerlichen Linken und 
der Sozialdemokratie zu finden waren. 

Deshalb hat Bismarck - mit Blick 
auf England - dem deutschen Bot¬ 
schafter in London, Graf Münster, zu 
verstehen gegeben, dass die Kolonial¬ 
frage „schon aus Gründen der inneren 
Politik“ als eine „Lebensfrage“ für die 
Reichsregierung dargestellt werden 
müsse. Und weiter: „Die öffentliche 
Meinung legt gegenwärtig in Deutsch¬ 



land so starkes Gewicht auf die Kolo¬ 
nialpolitik, dass die Stellung der Re¬ 
gierung im Innern von dem Gelin¬ 
gen derselben abhängt.“Das war die 
Legitimation seines kolonialpoliti¬ 
schen Wandels. Nur „der Druck der 
Mehrheit“, so Bismarck, „hat mich be¬ 
stimmt, zu kapitulieren und mich un¬ 
terzuordnen.“ 6 Kolonien konnten nun¬ 
mehr ohne größere Rückwirkung für 
die deutschen außenpolitischen Bezie¬ 
hungen in Besitz genommen werden. 

Die Deutschen waren spät dran 
in Afrika. Die Briten waren mit ihren 
Besitzungen, der so genannten Ach¬ 
se Kairo - Kapstadt, fast fertig. Die 
Franzosen hatten sich den größten 
Teil West-Zentral- und Äquatorial¬ 
afrikas gesichert und der Kongo war 
schon lange in „Privatbesitz“ des bel¬ 
gischen Königs Leopold II. Bismarck 
konnte nun, wenn auch widerwillig, 
wie weiter oben schon genannt, den 
deutschen Konquistadoren, Aben¬ 
teurern und Großkaufleuten die er¬ 
forderlichen „Schutzbriefe“ erteilen. 
Allerdings wurden dieselben geheim 
gehalten und erst Ende 1884, nach der 
„Kongokonferenz“, mit Rücksicht auf 
England, ausgegeben. Somit waren die 
„Gründerpioniere“Alfred Lüderitz für 
Deutsch-Südwestafrika und Carl Pe¬ 
ters (1856-1918) für Deutsch-Ostafri- 
ka, am Ziel ihrer Wünsche. Gleichzei¬ 
tig ernannte Bismarck den bekannten 
Afrikaforscher Dr. Gustav Nächtigal 
(1834-1885), zum „Reichskommissar 
für die Westküste und Afrika“. Die 
Geburtsstunde der deutschen Kolo¬ 
nialpolitik war damit eingeläutet. Von 
nun an ging es Schlag auf Schlag. In 
nur einem Jahr erwarb das Deutsche 
Reich vier „Schutzgebiete“ in Afrika. 
In Folge der Berliner „Kongo“-Konfe- 
renz wurden Deutsch-Südwest, Togo, 
Kamerun und Tanganjika, späteres 
Deutsch-Ostafrika, sowie Ruanda und 
Urundi an den großen Seen endgül¬ 
tig den Deutschen zugeschlagen. Bis 
zur Jahreswende kamen nur noch in 
der Südsee Deutsch-Neuguinea, einige 
Südseeinseln wie Deutsch-Samoa und 
das Pachtgebiet Kiautschou in China 
dazu. Damit besaß Deutschland ein 
Kolonialgebiet, das fast sechsmal so 
groß war wie das Mutterland selbst. 

Ab sofort, so Bismarck, haben 
alle deutschen Kaufleute und Un¬ 
ternehmer Anspruch auf Schutz ih¬ 
rer Tätigkeit, Erwerbungen und ihre 
Niederlassungen, die auf bisher her¬ 
renlosem, von keiner anderen Macht 
beanspruchtem Lande liegen. 7 Bis¬ 
marck erfand das Wort „Schutzgebie¬ 
te“, um die überseeischen Territorien 
nicht „Kolonien“ nennen zu müssen. 
Der Kanzler war der Meinung, dass 
privatwirtschaftliche Interessen Vor¬ 
rang hätten, Reich und Kaiser ledig¬ 
lich „Schutz“ gewähren sollten. Sein 
Ziel war der regierende Kaufmann 
und nicht der regierende preußische 
Militär oder Beamte. Die Kolonien 
sollten sich möglichst selbst verwal¬ 
ten und auch tragen. Bismarcks Vor¬ 
bild war zu dieser Zeit die British East 
India Company. Doch Bismarcks Vor¬ 
stellungen einer privatwirtschaftlichen 
Kolonialplanung scheiterten in Kürze 
ebenso, wie das britische Company- 
Verwaltungssystem. 8 Die Folgen sei¬ 
nes kolonialpolitischen Engagements 
konnten nun nicht mehr rückgängig 
gemacht werden. Sowohl aus natio¬ 
nalen und internationalen Prestige¬ 
gründen als auch auf Grund der sich 
in den Kolonien entfaltenden eigen¬ 
gesetzlichen Schubkraft gab es für 
den Reichskanzler keinen Weg mehr 
zurück. Schon nach vier Jahren muss¬ 
ten alle Protektorate in Reichskolo¬ 
nien umgewandelt werden, um die 
sich nunmehr eine Kolonialabteilung 
in Deutschland unter dem Dach des 
Auswärtigen Amtes in Berlin zu küm¬ 
mern hatte. Damit war Bismarck ko¬ 
lonialpolitisch fast aus dem Rennen. 
Da auch die von der Kolonialpolitik 
beherrschten Wahlen nicht den er- 
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hofften Erfolg hatten, war Bismarck 
kaum noch bereit, das koloniale Ex¬ 
periment fortzusetzen. Offenherzig 
äußerte er sich einem seiner engsten 
Mitarbeiter im Auswärtigen Amt, Bo- 
etticher, gegenüber: „Die ganze Kolo¬ 
nialgeschichte ist ja Schwindel, aber 
wir brauchten sie für die Wahlen .“ 9 Mit 
„Kolonialschwindel“, meinte Bismarck 
auch das unrechtmäßige Aushandeln 
von Verträgen durch Glücksritter und 
Abenteurer wie Carl Peters mit afrika¬ 
nischen Häuptlingen. Wir kommen auf 
Peters noch zurück. 

Interessanterweise benutzte auch 
Friedrich Engels (1820-1895) die 
„Wortschöpfung“ Bismarcks in einem 
Brief an Eduard Bernstein (1850- 
1932), als er schrieb: „Übrigens hat 
Bismarck mit dem Kolonialschwindel 
einen famosen Wahlcoup gemacht. 
Darauf fällt der Philister hinein, ohne 
Gnade und massenhaft .“ 10 

Die Bismarckforschung hat eine 
bemerkenswerte und interessante 
Meinung zum Reichskanzler entwi¬ 
ckelt: „Als Gesamterscheinung be¬ 
trachtet, war Bismarck weit eher ein 
Hemmschuh, ja ein Opfer, als ein För¬ 
derer imperialistischer Politik .“ 11 Auch 
in dieser Beziehung bewahrheitete 
sich Bismarcks eigene grundlegende 
Erkenntnis, dass der Staatsmann das 
Staatsschiff allenfalls „im Strom der 
Zeit“, aber nicht gegen den Strom steu¬ 
ern könne . 12 

Zurück zur so genannten „Kongo¬ 
konferenz“. Am 15. November 1884 
hatte Bismarck in den großen Fest¬ 
saal des Reichskanzlerpalais eingela¬ 
den. Alles was Rang und Namen unter 
den Weltmächten hatte war anwesend. 
Diplomaten Großbritanniens, Frank¬ 
reichs, Russlands und vieler weiterer 
europäischer Staaten sowie die Ab¬ 
gesandten der USA und des Osma- 
nischen Reiches. Ein einmaliger ge¬ 
schichtlicher Vorgang. Niemals zuvor 
in der Geschichte der Menschheit ha¬ 
ben sich Staaten eines Kontinents zur 
Aufteilung eines anderen zusammen¬ 
gefunden, eines Erdteils, dessen recht¬ 
mäßige afrikanische Herrscher weder 
eingeladen waren, geschweige denn 
von dieser Aufteilung Kenntnis hatten. 
Im eurozentrischen Weltbild war kein 


Platz für ein Selbstbestimmungsrecht. 
Den Europäern ging es nur um ihre ei¬ 
genen kommerziellen Interessen, nicht 
die der Einheimischen, die vollständig 
entrechtet wurden. Die Kolonialmäch¬ 
te gingen damals ganz selbstverständ¬ 
lich davon aus, dass Eingeborene sich 
ohnehin nicht selbst regieren könnten. 
Deshalb verfasste man sozusagen als 
europäischen „Entwicklungsauftrag“ 
gegenüber Afrika einen „Aufruf“, in 
dem sich die anwesenden Großmäch¬ 
te verpflichteten, „die Eingeborenen 
zu unterrichten und ihnen die Vorteile 
und Werte der Zivilisation verständ¬ 
lich zu machen “. 13 

Offiziell ging es auf der Berliner 
Konferenz nur um die Errichtung ei¬ 
ner Freihandelszone im Kongo, aber 
der europäische Hochimperialismus 
steckte bei dieser Gelegenheit die 
neuen Grenzen seiner Kolonien mit 
Bleistift und Lineal ab. Die schnur¬ 
geraden Grenzlinien vieler afrikani¬ 
scher Staaten erinnern noch heute 
an diesen historisch einmaligen Vor¬ 
gang. Und Deutschland, die „verspä¬ 
tete Nation“, schnitt bei diesem „Af¬ 
rika-Monopoly“, wie es der Historiker 
Guido Knopp bezeichnete, gar nicht 
so schlecht ab. Die schwarz-weiß-ro- 
te Flagge des Kaiserreichs wehte nun 
über ein gewaltiges Gebiet. Gemessen 
an seinem überseeischen Landbesitz 
war das Deutsche Reich nun die viert¬ 
größte Kolonialmacht der Welt gewor¬ 
den und herrschte über 14 Millionen 
Eingeborene. 


★ 

Den Leserinnen und Lesern dürfte 
spätestens hier interessant erscheinen, 
was Karl Marx und Friedrich Engels 
schon 1848 im „Kommunistischen Ma¬ 
nifest“ schrieben: „Das Bedürfnis nach 
einem stets ausgedehnteren Absatz 
für ihre Produkte jagt die Bourgeoi¬ 
sie über die ganze Erdkugel. Überall 
muss sie sich einnisten, überall anbau¬ 
en, überall Verbindungen hersteilen .“ 14 
Der Historiker W. Mommsen sah in 
Marxens Artikel „Über die britische 
Herrschaft in Indien“, den jener für die 
„New York Times“ verfasst hatte, so¬ 
gar positive Momente für den globa¬ 
len Kolonialisierungsprozess. Die Aus¬ 


breitung des Kapitalismus, auch über 
die bisher unerschlossenen Gebiete 
der Welt betrachtete Marx, so Momm¬ 
sen, ganz unsentimental als letzten 
Endes im Interesse der Menschheit 
liegend, so viel Leid auch damit ver¬ 
bunden sei. In historischer Perspek¬ 
tive erschien Marx beispielsweise die 
sukzessive Eroberung Indiens durch 
das British Empire als objektiv fort¬ 
schrittlich, wurden doch dadurch nach 


Am 26. Februar 1885 endete die Ber¬ 
liner Konferenz mit einem Abschluss- 
Dokument, der so genannten „Kon¬ 
goakte“. Auf Druck Deutschlands und 
Frankreichs wurden darin Ambitio¬ 
nen Englands und Portugals im Kon¬ 
go zugunsten Belgiens zurückgestellt, 
der Kongo aber als Freihandelszone 
festgehalten. Als oberstes Ziel hatten 
sich alle teilnehmenden Nationen die 
Bekämpfung des Sklavenhandels und 
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seiner Ansicht die Herrschafts- und 
Produktionsmethoden des orientali¬ 
schen Despotismus ausgerottet und 
die Grundlage für die moderne In¬ 
dustrie gelegt . 15 


die Hebung der sittlichen wie materi¬ 
ellen Wohlfahrt Unzivilisierter auf die 
Fahnen geschrieben. Sozialdarwinisti- 
sches Denken (Recht des Stärkeren), 
wie es damals als Völkerrecht verstan¬ 


den wurde, fand sich auch im Text der 
„Kongo“-Akte wieder: ,,a) Nur Zivi¬ 
lisierte im Sinne der Vertragsgemein¬ 
schaft können Herren sein, b) Zivili¬ 
sierte sollen sich untereinander nicht 
bekämpfen, da, wenn es darauf an¬ 
kommt, der Unzivilisierte der eigent¬ 
liche Gegner ist.“ 16 Daneben verpflich¬ 
tete man sich, bei europäischen Krie¬ 
gen die Kolonien als neutrales Gebiet 
zu betrachten und auch keine Koloni¬ 
altruppen in Europa einzusetzen. Für 
den deutschen Reichskanzler Otto von 
Bismarck, war diese internationale 
Berliner „Kongo“-Konferenz ein ge¬ 
waltiger außenpolitischer Erfolg, denn 
sie besiegelte letztlich die Aufnahme 
des Reiches in den Kreis der illustren 
Kolonialmächte. 
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Ist das „Friedensprojekt Europa“ am Ende? 

Ein kurzer Exkurs in die Geschichte der Europäischen Union 


Anfang Juni dieses Jahres veröffent¬ 
lichten die führenden deutschen Frie¬ 
densforschungsinstitute - das Institut 
für Interdisziplinäre Forschung der 
Forschungsstätte der Evangelischen 
Studiengemeinschaft (FEST) in Hei¬ 
delberg, das Duisburger Institut für 
Entwicklung und Frieden (INEF), das 
Institut für Friedensforschung und Si¬ 
cherheitspolitik (IFSH) an der Uni¬ 
versität Hamburg, die Hessische Stif¬ 
tung Friedens- und Konfliktforschung 
(HSFK) und das Bonn International 
Center for Conversion (BICC) - ihr 
Jahresgutachten. Hauptthema des 
„Friedensgutachtens“, sowie der vor¬ 
angestellten politischen Stellungnahme 
ist die Frage: „Ist das Friedensprojekt 
Europa am Ende?“ 

Schon die Frage ist falsch gestellt. 
Sie abstrahiert vollkommen von den 
Entstehungshintergründen der Vor¬ 
gängerorganisationen der Europäi¬ 
schen Union (EU). Ein kurzer Exkurs 
in die Geschichte der EU erscheint not¬ 
wendig: 

An der Wiege dessen, was sich heu¬ 
te Europäische Union nennt, stand die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (EGKS, auch „Montanuni¬ 
on“ genannt). Die Gründerstaaten wa¬ 
ren Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg und die Niederlan¬ 
de. Der Sinn des Vertrags war es, die 
Produktion und den Handel mit Kohle 
und Stahl von einer gemeinschaftlichen 
Behörde regeln zu lassen. Diese Kon¬ 
struktion ging auf den französischen 
Wunsch zurück, sich einen politischen 
Einfluss auf die Wiederaufnahme der 
Schwerindustrie in Westdeutschland 
(der alten Bundesrepublik Deutsch¬ 
land) zu sichern. Mit dem Ergebnis 


waren schließlich alle Seiten zufrie¬ 
den: Der französische Außenminister 
Robert Schuman sah in der Durch¬ 
setzung seines nach ihm benannten 
Plans einen Beitrag zum Frieden in¬ 
sofern, als die kriegswichtige Schwer¬ 
industrie „vergemeinschaftet“ wurde, 
der „Erbfeind“ Deutschland also den 
Zugriff Frankreichs und der anderen 
Vertragsstaaten auf seine Montanwirt¬ 
schaft dulden musste. Umgekehrt hieß 
das aber auch - und das war das Kal¬ 
kül Adenauers -, die Besatzung des 
Ruhrgebiets durch Großbritannien zu 
beenden. Beides schließlich wurde in¬ 
dessen nur möglich durch die ebenfalls 
von Adenauer betriebene und von den 
USA stark geförderte Westbindung der 
BRD, die schließlich schnurstracks in 
den NATO-Militärpakt (1955) und in 
die Remilitarisierung der beiden deut¬ 
schen Staaten (die DDR folgte auf dem 
Fuß) sowie in die Gründung des War¬ 
schauer Vertrags (1956) führte. 

Immerhin lässt sich aber sagen, dass 
die Entwicklung von der EGKS über 
die Europäische Wirtschaftsgemein¬ 
schaft (EWG, 1957) bis zur Europäi¬ 
schen Gemeinschaft (EG, 1993) eine 
vornehmlich wirtschaftspolitische Er¬ 
folgsgeschichte darstellte. Sie hatte ih¬ 
ren Umfang von ursprünglich sechs auf 
zwölf Staaten erweitert, der Konkur¬ 
renzorganisation EFTA (Europäische 
Freihandelszone) durch den Übertritt 
von Großbritannien, Dänemark (1973) 
und Portugal (1986) den Rang abgelau¬ 
fen und schließlich in den 90er Jahren 
im Zuge der EU-Erweiterung um Finn¬ 
land, Österreich und Schweden (1995) 
so gut wie überflüssig gemacht. Mit der 
nach dem Ende der Bipolarität einset¬ 
zenden Ost- und Südosterweiterung 


wuchs die EU bis heute auf 27 Staaten 
mit rund 500 Millionen Einwohnerin¬ 
nen. Weitere Staaten - die Balkanlän¬ 
der Kroatien, Bosnien-Herzegowina, 
Montenegro, Serbien, Makedonien - 
stehen auf der Warteliste. 

Mit dem Maastrichter Vertrag 1992 
änderte die EG/EU ihren Charakter 
grundlegend. Einmal wurde die Wirt¬ 
schafts- und Währungsunion gegrün¬ 
det - die den daran beteiligten Ländern 
nicht nur den Euro als Gemeinschafts¬ 
währung, sondern in der Folge auch 
zahlreiche Stabilitätskriterien bescher¬ 
te -, zum anderen wurde die Gemein¬ 
same Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) aus der Taufe gehoben. Und 
die hatte es in sich. Die EU übernahm 
die von der Westeuropäischen Union 
(WEU) 1992 auf dem Petersberg bei 
Bonn beschlossenen „Petersberg-Auf¬ 
gaben“. Diese betreffen die Durchfüh¬ 
rung von „humanitären Aktionen oder 
Rettungseinsätzen, Aufgaben der Kon¬ 
fliktverhütung und der Erhaltung des 
Friedens, Kampfeinsätze im Rahmen 
der Krisenbewältigung, einschließ¬ 
lich Frieden schaffender Maßnahmen, 
gemeinsamen Abrüstungsmaßnah¬ 
men [die sich wohlgemerkt an Dritte 
richten - PS.], Aufgaben der militä¬ 
rischen Beratung und Unterstützung 
sowie Operationen zur Stabilisierung 
der Lage nach Konflikten“. Alle diese 
Aufgaben sind 2009 Bestandteil des 
Lissabon-Vertrags geworden (Art. 42) 
und um eine Dimension noch ergänzt 
worden: die gemeinschaftliche (militä¬ 
rische) Bekämpfung des internationa¬ 
len Terrorismus, und zwar ausdrücklich 
auch außerhalb des EU-Raumes. 

Damit nicht genug verpasste sich 
die EU über die Jahre ein ansehnli¬ 


ches Instrumentarium militärischer 
Rüstungs- und Interventionsfähigkeit. 
Zu nennen sind hier im Wesentlichen 
vier Aspekte: 

• erstens eine Aufrüstungsver¬ 
pflichtung, die sowohl in der Europä¬ 
ischen Sicherheitsstrategie (2003, hier 
ist die Rede davon, dass die „Mittel 
für Verteidigung aufgestockt“ werden 
müssten), als auch im Lissabon-Ver¬ 
trag (hier wird die „Verbesserung der 
militärischen Fähigkeiten“ verlangt) 
festgeschrieben ist; 

• zweitens die Aufstellung von Kri¬ 
senreaktionskräften (den so genannten 
Battlegroups), das sind schnell verfüg¬ 
bare nationale, bi- oder multinationa¬ 
le Einheiten, bestehend aus einem In¬ 
fanterieverband in Bataillonsstärke; 
die dafür notwendigen Handlungsan¬ 
weisungen wurden 2004 im „Headline 
Goal 2010“ beschrieben, sind bis zu 
diesem Datum aber nur teilweise um¬ 
gesetzt worden; 

• drittens die Schaffung der Euro¬ 
päischen Verteidigungsagentur mit Sitz 
in Paris; diese Behörde soll die Ent¬ 
wicklung der Verteidigungsfähigkeiten 
fördern, die nationalen Forschungs-, 
Entwicklungs- und Produktionspro¬ 
gramme der EU-Staaten koordinieren 
sowie multilaterale Schlüsseltechnolo¬ 
gien identifizieren; 

• viertens wurde in den Lissabon- 
Vertrag eine allgemeine Beistands¬ 
verpflichtung aufgenommen, die der 
EU endgültig den Charakter eines 
Militärpakts verleiht; die Beistands¬ 
klausel geht noch über die entspre¬ 
chende NATO-Formulierung hinaus 
(Art. 5 NATO-Vertrag), wonach die 
Mitgliedstaaten im Fall eines äuße¬ 
ren bewaffneten Angriffs auf ein Mit¬ 


glied zwar zur Solidarität verpflichtet 
seien, die Art der Hilfe aber selbst¬ 
ständig festlegen; der Lissabon-Ver¬ 
trag schreibt in Art. 42 vor, dass bei 
einem bewaffneten Angriff auf einen 
Mitgliedstaat die anderen „alles in 
ihrer Macht stehende tun, um Hilfe 
und Unterstützung im Einklang mit 
Art. 51 der Charta der Vereinten Na¬ 
tionen“ zu leisten; diese kollektive Bei¬ 
standspflicht wird lediglich für die neu¬ 
tralen Staaten (wie Österreich, Finn¬ 
land, Irland) eingeschränkt, wenn 
es heißt, sie lasse den „besonderen 
Charakter der Sicherheits- und Ver¬ 
teidigungspolitik bestimmter Mit¬ 
gliedstaaten“ ausdrücklich unberührt 
(Art. 42,7). 

All dies ist den Herausgeberinnen 
und Autorinnen des Friedensgutach¬ 
tens 2014 nicht unbekannt. Dass sol¬ 
che Aspekte in der politischen Stel¬ 
lungnahme keine Erwähnung finden, 
deutet darauf hin, dass die etablierte 
Friedensforschung ihren endgültigen 
Frieden mit der sich militarisierenden 
EU geschlossen hat und das Wunsch¬ 
bild des „Friedensprojekts“ EU der 
rauen Wirklichkeit vorzieht. 

Peter Strutynski 

Das hier vor gestellte „ Friedens gutach- 
ten 2014“ ist erschienen im LIT-Verlag 
(Berlin 2014, 336 Seiten, 12,90 Euro) 
und kann über den Neuen Impulse 
Verlag bestellt werden: Telefon: (0201) 
24 86 482, E-Mail: info@neue-impulse- 
verlag.de 

Eine ausführliche Rezension des Bu¬ 
ches erscheint in den Marxistischen 
Blättern Heft 4_2014 (erhältlich ab 
Juli 2014). 
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Franz Josef - JUPP - Peine 

wird am 23.6.2014 

80 Jahre alt. 

Diesen Geburtstag möchten wir im Rahmen eines kleinen Empfanges 
mit Euch teilen und feiern. Sehr herzlich laden wir Euch deshalb 

am 23.6.2014 um 16.00 Uhr 
im „Grüner Saal“, Im Grünen Grunde 1, 

22337 Hamburg-Ohldorf ein. 

80 Jahre Franz Josef JUPP Peine, das sind über 65 Jahre Einheitsge¬ 
werkschaft, SPD und DKP. Zuletzt war er als DKP-Mann, Abgeordneter 
für Die Linke, in der Bezirksversammlung Hamburg-Nord aktiv. Das sind 
auch viele Jahrzehnte eines immer engagierten und verantwortungsbe¬ 
wussten Genossen, der nie die Mühe scheute, stets für den Frieden und 
für die soziale Gerechtigkeit zu kämpfen. 

Das möchten wir nun mit Euch Revue passieren lassen und dem Jupp 
dafür sehr herzlich danken. 

„Alle Räder stehen still, wenn dein starker Arm es will.“ 

Wie einst für Hans Böckler ist auch für Jupp dieses Lebensmotto Omen 
und der starke Arm unseres einstigen Schmiedes hat wirklich viele Din¬ 
ge aus dem Feuer geholt oder auch so lange in die richtige Form ge¬ 
bracht, dass sie brandaktuell und für alle wahrnehmbar wurden. Darauf 
sollten wir anstoßen und uns schon jetzt auf viele gute Gespräche wie 
Erinnerungen freuen. 

Für die Planung ist es hilfreich, wenn Ihr mir bis zum 17.6.2014 
kurz mitteilt, ob Ihr kommt. 
juppgeburtstag@web.de (Katharina Seifert) 



Sozialistische Wochenzeitung 
der DKP 


Jetzt abonnieren 
und gewinnen! 

3 Monate (13 Ausgaben) zum 
Sonderpreis von nur 10,- Euro! 

Jede/r neue Abonnent/in erhält zusätz¬ 
lich einen attraktiven Preis - gestiftet von 
Künstlerinnen und Künstlern des Presse¬ 
festes: CDs, Bücher, T-Shirts - und einige 
besondere Überraschungen! 


Alle vorliegenden Bestellungen nehmen am 29.6.2014 
um 14.00 Uhr auf dem UZ-Pressefest in Dortmund im 
UZ-Zelt an der Verlosung teil - alle gewinnen! 
Gewinnerinnen, die nicht in Dortmund sein können, 
erhalten ihre Prämie zugeschickt. 


Bitte bestellen bei: CommPress Verlag GmbH 

Hoffnungstraße 18.45127 Essen 

E-Mail: info@unsere-zeit.de . Fax: 0201 -17 78 89 - 28 


Kreismitgliederversammlung der DKP Frankfurt am Main 

„Europa hat gewählt! Was nun?“ 

Referentin: Nina Hager, stellvertretende DKP-Vorsitzende 

Donnerstag, 12. Juni 2014,19.30 Uhr 

Haus Gallus, Frankenallee 111, Vereinsraum 2, Frankfurt 



♦ 

\Jfcf 


Das T-Shirt zum 
UZ - Pressefest 2014 


T 

Knallroter Aufdruck 
auf hellgrauem Shirt 

r 



Größen: 

M, L, XL und XXL 


Jetzt bestellen! 
10,-€ inkl. Porto 


CommPress Verlag GmbH 

Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de Tel: 0201 17788923 


Oder abgeben direkt auf dem UZ-Pressefest im UZ-Zelt 



von 

BERLIN 


Mit dem Bus zum 

UZ-PRESSEFEST 



Abfahrt 

Samstag, 28. Juni 2014,5.00 Uhr 

von Berlin, Bahnhof Zoo (Busbahnhof) 

Rückfahrt 

Sonntag, 29. Juni 2014,15.00 Uhr 

von Dortmund, Revierpark Wischlingen, 
Parkplatz 

Preis Hin- u. Rückfahrt: 

40,- € / 30,- € 


Bitte möglichst umgehend anmelden per E-Mail: 
info@dkp-berlin.info oder direkt im DKP-Parteibüro: 
Franz-Mehring-Platz 1,10243 Berlin 

Bezahlung bitte auf das Konto: 

DKP Berlin . IBAN: DE 94 1005 000000 4 341 31 37 
BIC: BELABEXXX. Berliner Sparkasse; Stichwort: Fahrt Dortmund UZ-Pressefest 




UZ - Pressefest 2014 

Das Volksfest der DKP ★ 27.-29. Juni 2014 


Konstantin Wecker 

Esther Bejarano & Microphone Mafia 

Kai Degenhardt* Fred Ape* Einhart Klucke*Bandista (Türkei) *Xaiko {Baskenland) 
Grobytin Marlowe*Klaus der Geiger*Compania Bataclan*MC Albino*Gruppe Gutzeit u.v.a. 

Großes Kinderfest * Tombola * Lesungen * Kabarett * Diskussionen 
Internationale Speisen und Getränke*Dortmunder Spezialitäten 

Revierpark Wischlingen ★ Dortmund ★ www.uz-pressefest.de 


An 31.5.2014 verstarb im hohen Alter von 90 Jahren 
unsere Genossin 

Ingeborg Stibbe 

Inge fand schon früh den Weg in unsere kommunistische Bewegung. 
Sie war eine Genossin, die um sich kein Aufhebens machte, aber trotz 
aller Schwierigkeiten immer ihrer Weltanschauung treu blieb. Bis zu¬ 
letzt wollte sie über die Weltpolitik sprechen und war oft verzweifelt 
über die Kriege und Ungerechtigkeiten dieser Welt. Mit der Fürsorge 
ihrer Tochter war es ihr vergönnt, in Ruhe zu Hause zu sterben. 

Wir trauern um eine liebevolle Genossin 
DKP-Gruppe Osnabrück/Bramsche 

Die Trauerfeier mit Urnenbeisetzung findet Sonnabend, 
den 21. Juni 2014, 

um 12.00 Uhr im FriedWald Bramsche/Achmer statt 
(FriedWald: Gehnstraße, 49565 Bramsche/Achmer) 


Im Alter von fast 94 Jahren ist 
unser Genosse 

Sigurt Morell 

verstorben. 

Geboren in ein großbürgerliches Elternhaus, das ihn früh 
verstieß, lernte er doch noch, wie er selber sagte „richtige 
Menschen“ kennen. 

Als gelernter Maler und Anstreicher hat er der Politik unserer 
Partei in Mönchengladbach über Jahre ein unverkennbares 
Gesicht gegeben mit seinen unzähligen Plakaten und Transpa¬ 
renten, die er gemalt hat. 

Bis zum Schluss hat Sigurt am politischen Leben teilgenom¬ 
men. Am Sonntag war er noch im Wahllokal und hat seine 
Stimme abgegeben und am Montagmorgen ist er dann nicht 
mehr aufgewacht. 

Mit Sigurt verlieren wir einen klugen Kämpfer und zutiefst 
solidarischen Menschen. Wir werden Dein Andenken in Ehren 
halten und in Deinem Sinne weiterkämpfen 

Die Genossinnen und Genossen der 



Linker NiederrTiein 


Unser Freund 

KONRAD STEIN 

lebt nicht mehr! 


Er fehlt uns. 

Parteigruppe Innenstadt Nord 
Dortmund 


UZ-Dokumentation 


Imperialistischer Krieg oder 
Zusammenstoß von Schlafwandfem? 

Daniel Bratangvic 

Die Spaltung der 

internationalen Arbeiterbewegung 

Hans-Peter Brenner, DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Aloyse Bisdorff. KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Broekmeycr, KPL 

Das kapitalistische System 
kann ohne den Krieg nicht leben 

Willi Hoffmeister, DKP 

Zur Entwicklung der Friedensbewegung 

Bert De Beider, PVDA/'PTB 



Gegen die 
i mp*?ria I i sti sc he n 
Kriege 




H Saiten 


Enallüch bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße IS 
45127 Essen 


Bücher v. Emil Carlebach gesucht 

- gebraucht zum Verkauf für die 
Geburtstags-Erinnerungsfeier (100 
Jahre) in Frankfurt am 13.7.2014. 

Bitte melden bei o. schicken an: 
Gerhard Fisch, Cronstettenstr. 3, 
60322 Frankfurt. 

(Tel.069 174260 oder 
E-Mail: gfisch@t-online.de) 


/■ \ 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 

V_> 


Tel; 0201-177 889-23 
Fax: 0201-177 889-28 
i nf n &e re -ze i t.de 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


C -'N 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Die Wahl des 
Schokoladenkönigs 

Betr.: Sie lügen wie gedruckt 

Da meint doch „unser“ öffentlich- 
rechtliches Fernsehen. Putin sei „von 
dem eindeutigen Wahlergebnis über¬ 
rascht worden“. Das ist was für Leute, 
die nicht rechnen können! Denn bei 
60 Prozent durchschnittlicher Wahlbe¬ 
teiligung - als Wahlbeteiligung zählte 
auch, wenn jemand „gegen alle“ stimm¬ 
te oder den Wahlschein mit Losungen 
gegen EU und NATO verschönte - und 
rund 55 Prozent für Poroschenko hat 
der so „eindeutig gewählte“ Schokola¬ 
denkönig nur rund ein Drittel der Uk¬ 
rainer hinter sich - primär durch pure 
Demagogie. Und noch deutlich weni¬ 
ger im Osten! In Dnipropetrowsk gera¬ 
de ein Viertel, in Saporoshje ein reichli¬ 
ches Fünftel, in Odessa weniger als ein 
Fünftel, in Charkow ein Sechstel. In 
Lugansk - inmitten der Kämpfe - wa¬ 
ren es 12,9 Prozent, in Donezk 5,6! Die¬ 
sen rebellischen Osten militärisch nie¬ 
derzuwerfen dürfte dem neuen Lieb¬ 
ling von Frau Merkel und Mr. Obama 
schwerfallen, selbst mit den westukrai¬ 
nischen Neonazis der „Nationalgarde“ 
wird das nicht gehen (...) 

Tja, sie lügen wie gedruckt - aber 
scheuen sich nicht ohne Grund, selbst 
mal nachzurechnen.... 

Volker Wirth, per e-mail 

Ja was denn nun? 

Betr.: „Fußball-WM 2014: Für wen?“, 
UZ vom 6.6.2014, S. 7 

in der UZ vom 6. Juni 2014 steht ein 
Artikel: „Fußball-WM 2014: Für wen?“, 
eine Erklärung der Brasilianischen 
Kommunistischen Partei (PCdB) vom 
28. Mai 2014. Da werden die Proteste 
gegen das Riesenspektakel, das den ei¬ 
nen horrende Einnahmen beschert, die 
brasilianische Sozialpolitik aber in Mit¬ 
leidenschaft zieht, aufgenommen. Die¬ 
ser Artikel trifft mein „Bauchgefühl“ 
aufs Beste. „Diese WM ist definitiv 
nicht unsere! “ steht im Text. In der UZ 
vom 16. Mai hingegen gibt Günter Pohl 
kommentarlos die Stellungnahme der 
brasilianischen Arbeiterpartei wieder, 
die genau die gegenteilige Argumenta¬ 
tion enthält und die Proteste dagegen 
sogar in eine rechte Ecke verweist. Und 
noch euphorischer für die Fußball-WM 
setzt sich eine Erklärung der Partido 
Communista do Brasil (in einer schwei¬ 
zerischen Übersetzung) auf www.news. 
dkp.de am 19. Mai ein: „Diese Fussball- 
WM gehört uns!“ steht in der Über¬ 
schrift. In dieser Erklärung kann man 
nicht die leisesten Bedenken hinsicht¬ 
lich der Auswirkungen für die brasilia¬ 
nische Bevölkerung entnehmen. 

Ja was denn nun? Da lobe ich mir un¬ 
sere kubanischen Genossinnen: die 


schickten - Fussball-WM hin oder her - 
kürzlich über 11 000 Ärzte nach Brasi¬ 
lien, um dort die medizinische Grund¬ 
versorgung zu sichern (siehe „Granma 
internacional“ vom April 2014). Nicht 
mein FC Kempten, aber eine heutige 
Fußball-WM ist vielleicht doch „Opi¬ 
um für das Volk“. 

Kurt Wirth , Kempten 

Redaktioneller Hinweis: Es ist Teil der 
internationalen Politik der DKP vorbe¬ 
haltlos an unterschiedliche Positionen 
der verschiedenen Kommunistischen 
und Linksparteien in der Welt heran¬ 
zugehen (siehe Interview in UZ vom 
18.10.13). Damit soll sich bei strittigen 
Themen die Leserschaft der UZ oder 
der Homepage news.dkp.de möglichst 
selbst ein Bild machen können. Wir 
freuen uns, dass der Leser genau das 
getan hat! 

Im vorliegenden Lall hat sich die Inter¬ 
nationale Kommision bei der Brasiliani¬ 
schen KP um den hier angesprochenen 
dritten Artikel bemüht, um einen sol¬ 
chen Vergleich zu ermöglichen. 

Kommunistische Identität 

Betr.: 8. Parteivorstandstagung 

Mit Zustimmung habe ich die Ergeb¬ 
nisse der 8. Tagung des Parteivorstan¬ 
des (17/18. Mai) gelesen und mich da¬ 
rüber gefreut, dass der Inhalt dieser 
Tagung in meiner Sicht davon zeugt, 
dass der Parteivorstand auf dem rich¬ 
tigen Wege ist. Besonders hat mich das 
Referat von Patrik Köbele zur Lage 
der Partei und die Vorbereitung des 
21. Parteitags positiv beeindruckt. Der 
Entwurf der Gliederung, die auf neue 
Fragen orientiert, die in die Parteidis¬ 
kussion gegeben werden sollen, enthält 
ein Paket anspruchsvoller theoretischer 
und strategischer Grundsatzfragen, die 
mit dem Weiterdenken des Gedanken¬ 
gutes der Theorie des wissenschaftli¬ 
chen Sozialismus und Kommunismus 
in Beziehung stehen; Die kommunis¬ 
tische Partei im Sinne von Marx, En¬ 
gels und Lenin muss mit diesem Par¬ 
teitag weiterentwickelt werden. Und 
damit steht ein Bündel der kommu¬ 
nistischen Identität der DKP auf der 
historischen Agenda. Als Sympathisant 
der DKP will ich mich als marxistischer 
Publizist nach Maßgabe meiner Mög¬ 
lichkeit bemühen, die DKP hierbei zu 
unterstützen. 

Ingo Wagner, Leipzig 

Hat niemand Fragen? 

Betr.: Besuch Gaucks in der Ukraine 

Bundespräsident Gauck hat die Ukra¬ 
ine besucht und findet das Land auf ei¬ 
nem guten, weil westlich orientierten, 
Weg.Er sei zornig, weil so getan werde, 
als seien Faschisten in der Ukraine mit 
am Werke. 


Ist das tatsächlich nicht der Fall,wo 
es doch Tage vor dem Putsch in Kiew 
das Foto für die Medien mit dem 
deutschen Außenminister neben dem 
Swoboda-Chef Oleg Tjagnibok gege¬ 
ben hat? Wozu die überempfindlichen 
Reaktionen, wenn auf die Beteiligung 
faschistischer Kräfte verwiesen wird, 
oder auch auf die Verehrung faschis¬ 
tischer Judenmörder wie eines Bän¬ 
dern? 

Da gab es schon weit geringere An¬ 
lässe, die politisch benutzt wurden. 
Da genügte bereits ein Dissident 
oder genügten drei Sängerinnen ge¬ 
gen Putin, um sie zu hochbedeuten¬ 
den politischen Einflussfaktoren zu 
erklären. Warum dürfen Menschen 
in der Ostukraine, die von ihrer Frei¬ 
heit und Demokratie andere Vorstel¬ 
lungen haben, gar nicht Vorkommen, 
werden gar nicht erwähnt und wenn, 
dann nur als Terroristen und Separa¬ 
tisten im Dienste Putins? Hat dieser 
Putin das Feuer in der Ukraine gelegt? 
Wie und warum kann Putins Russland 
heute als ein weit gefährlicherer und 
noch schlimmerer Feind erscheinen, 
als es eine Sowjetunion mit allen ih¬ 
ren Republiken, mit Polen und Ost¬ 
europa samt Warschauer Vertrag je 
gewesen ist? 

Hat da keiner Fragen? 

Hat auch niemand Fragen, was die 
Krim eben für Russland geostrategisch 
bedeutet und warum der schmerzhaf¬ 
te Aufschrei des Westens ertönt? Was 
ist dort überhaupt gegen das Völker¬ 
recht gelaufen, was nicht viele Male 
für westliche Politik höchst anerken¬ 
nenswert gewesen ist? Zumindest 
einem Bundespräsidenten wünsch¬ 
te man sich, dassder nicht auch noch 
Zündstoff liefert und das politische 
Gefahrenpotential vergrößert. 

Für einen Bundespräsidenten sollte 
und müsste es bestimmt keine zweier¬ 
lei Menschenrechte geben. Ob nun im 
Falle der Ukraine oder auch was die 
Fußball-WM in Brasilien betrifft, wo 
er es bei leiser, verständnisvoller Kri¬ 
tik belässt, wogegen er Sotschi gleich 
boykottierte. Bewusst oder ungewollt, 
dieser „Präsident der Herzen“ bestä¬ 
tigt mehr als eindrucksvoll und nach¬ 
haltig, was bereits Lenin zu allen Flos¬ 
keln von Freiheit, Demokratie und 
Menschenrecht zu fragen wusste - für 
wen und gegen wen? 

Roland Winkler ; Aue 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 


termine@unsere-zeit.de 


MO ★ 16. JUNI 


Köln: Mitgliederversammlung DKP Köln- 
Kalk zur Auswertung der Wahlen. Natur¬ 
freunde Haus Kalk, Kapellenstrape 9a, 
19.00 Uhr. 

Göttingen: Mobilisierungsveranstaltung 
für das diesjährige UZ-Pressefest. Genos¬ 
sinnen und Genossen werden über ihre 
persönlichen Eindrücke der vergangenen 
Pressefeste berichten und ein paar der Hö¬ 
hepunkte des diesjährigen UZ-Pressefest- 
Programms vorstellen. Auf dem Treffen 
sollen auch Möglichkeiten der gemeinsa¬ 
men Anreise von Göttingen nach Dortmund 
besprochen und Mitfahrgelegenheiten ko¬ 
ordiniert werden. Rotes Zentrum, Lange 
Geismar Straße 2,16.00 Uhr. 

Siegen: „Drei Quellen und drei Bestandtei¬ 
le des Marxismus“, Bildungsveranstaltung 
der DKP Siegen/Olpe/Hochsauerlandkreis. 
VEB Politik, Kunst und Unterhaltung, Mari- 
enborner Straße 16,14.00 Uhr. 


Dl ★ 17. JUNI 


Rostock: „17. Juni 1953 - Erster Versuch 
zur Konterrevolution in der DDR“, Roter 


Stammtisch der DKP Rostock. Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★ 18. JUNI 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP Nürnberger Land zu 
den Europawahlen und dem UZ-Pressefest 
in Dortmund. „Floraheim“, Siedlerstraße 
10,19.00 Uhr. 


Ml *25. JUNI 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen. Haverkamp 8,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichstauch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Spenden für das UZ-Pressefest 


bitte auf das Pressefest-Konto der DKP: 
DKP-Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GEN0DEM1GLS 
Stichwort: UZ-Pressefest 


A 
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Werbetermine in Dortmund 

14.6. Samstag, ab 11.00 Uhr bis 15.00 Uhr 

Stand Katharinentreppe (HBF) 

22.6. Sonntag, 14.30 Uhr 

Mobiler Einsatz im Revierpark Wischlingen 


Mit dem Bus von Bremen zum UZ-Pressefest 

Hin- und Rückfahrt am Samstag! 

In unserer letzten Ausgabe hat sich leider ein Fehler eingeschlichen: Der Bremer Bus 
fährt am Samstag nach Dortmund und am gleichen Abend wieder zurück. Noch einmal 
die nun richtigen Zeiten: 

Abfahrt Samstag, 28. Juni 2014,8.00 Uhr von Bremen ZOB 
Rückfahrt ebenfalls am Samstag, 23.00 Uhr von Dortmund, Revierpark Wischlingen 
Preis Hin- und Rückfahrt: 18 ,- Euro/ 13 ,- Euro 
Anmeldung ist unbedingt erforderlich bis zum 19 . Juni unter 
Tel.-Nr. 0421 21 62 47 oder 0421 35 22 53 

Bus ab Stuttgart 

Abfahrt Freitag, 27. Juni, gegen. 12.00 Uhr ab Stuttgart Bahnhof Feuerbach 
Zwischenstopp in Karlsruhe, ca. 13.00 Uhr, Rückfahrt Sonntag, 29. Juni, ca. 14.00 Uhr 
Preis: 40 ,- Euro Sozialpreis/ 6 o,- Euro Normalpreis/ 75 ,- Euro Solipreis 
Weitere Infos und Anmeldung über info@dkp-stuttgart.org 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 
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I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort BLZ / BIC 

Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift: 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Impressum 

unsere zeit (UZ) - Zeitung der DKP 


Herausgeber: 

Parteivorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 
Redaktion: 

Nina Flager (0201/1778-8914, Chef¬ 
redakteurin, v.i.S.d.P.), Paul Kranefeld, 
Manfred Idler, Werner Sarbok 

Für Beiträge, die mit vollem Namen ge¬ 
kennzeichnetsind, übernehmen allein die 
Autor/inn/en die Verantwortung. Für un¬ 
verlangt eingesandte Manuskripte kann 
keine Haftung übernommen werden. 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Anschrift der Redaktion 

Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Druck 

Union Druckerei Berlin GmbH 


(ISSN 0943-4216) 

Verlag 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Geschäftsführer: August Ballin 
Telefon: 0201/177889-23/26 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Abo-Service und 
Anzeigenbetreuung 

Walter Herbster/Ben Richter 
Telefon: 0201/177889-23/26 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Anzeigenschluss 

Jeweils Montag, 12.00 Uhr 
(für die kommende Ausgabe). 

Bankverbindung 

Postbank Köln (BLZ 37010050) 
Konto-Nr.: 417 099 507 
IBAN: DE34370100500417099507 
BIC: PBNKDEFF 


Spendenkonten des DKP-Parteivorstandes: 

Für zentrale Arbeit: 

GLS Bank, Bochum, BLZ 43060967, Konto-Nr. 4002487500 
IBAN: DE904306 096740024875 00, BIC: GENODEM1GLS 
Für internationale Solidarität: 

Postbank Köln, BLZ 37010050, Konto-Nr. 253525502 
IBAN: DE933701 00500253525502, BIC: PBNKDEFF 


















































16 Freitag, 13. Juni 2014 


Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Erich Schaffner kommt zum Pressefest Frauen beim UZ Pressefest 




27. > tf. Juni 2CU4 
Dortmund R«vnrpjrt 
f ^WtechlMpn - 


D as lange Zeit für unspielbar ge¬ 
haltene, selten gespielte Rie¬ 
senwerk „Die letzten Tage der 
Menschheit von Karl Kraus“ wird von 
einem einzigen Schauspieler in Szene 
gesetzt. Auf dem UZ-Pressefest vom 


27.-29. Juni gleich zweimal: Erich 
Schaffner spielt am Samstag im Hes¬ 
senzelt und in der Eishalle Szenen aus 
dem Gesamtwerk. 

Es ist ein Trauerspiel der 
Menschheit, hat den ersten Welkrieg 


„Die Linke“ feiert - auf dem UZ-Pressefest 

Auch beim 18 . Pressefest beteiligt sich die Partei mit einem Zelt am UZ-Pressefest 


Der stellvertretende Parteivorsit¬ 
zende der Partei „Die Linke“, Tobi¬ 
as Pflüger, wird zusammen mit Ulla 
Jelpke, Sprecherin der Landesgruppe 
der NRW-Abgeordneten im Bundes¬ 
tag am Freitag um 17.00 Uhr in ihrem 
Zelt das Fest eröffnen. Ulrich Wilken, 
Landesvorsitzender der „Linken“ aus 
Hessen und blockupy-Aktivist wird 
einen Rückblick und Ausblick auf die 
blockupy Aktivitäten geben. Es wird 
die Möglichkeit geben, gemeinsam zu 
diskutieren: Wie ist der Zusammen¬ 
hang von Parlamentarismus und au¬ 
ßerparlamentarischem Kampf, wo gibt 
es Anknüpfungspunkte um im Sinne 
von revolutionärer Realpolitik tätig zu 
werden und - eine der wichtigsten Fra¬ 
gen: Kann Politik Spaß machen? Ihr 
seht, der Freitag steht unter dem The¬ 
ma „Begegnungen“. Wir freuen uns, 
dass viele Landesarbeitsgemeinschaf¬ 
ten, darüber hinaus z.B. der Kreisver¬ 
band Dortmund, die Kommunistische 
Plattform und die Rosa-Luxemburg- 
Stiftung bei uns im Zelt sich und ihre 
Arbeitsschwerpunkte vorstellen. 

Samstag und Sonntag könnt ihr an 
den Infoständen die Arbeit der Lan¬ 


Ulla Jelpke, Sprecherin der Lan¬ 
desgruppe der NRW-Abgeordneten 
im Bundestag: „Es gibt was zu feiern: 
Seit nunmehr 40 Jahren gibt es das 
UZ-Pressefest, das größte Fest der 
linken Bewegung in der Bundesrepu¬ 
blik. Alle zwei Jahre treffen sich über 
zehntausend Kommunistinnen und 
Kommunisten, Sozialistinnen und So¬ 
zialisten und fortschrittlich Denkende 
aus aller Welt. Mit Diskussionen ge¬ 
gen Krieg, soziale Ausgrenzung und 
Faschismus wird dem Klassenkampf 
von oben Paroli geboten. Ich freue 
mich sehr darauf, auch dieses Mal wie¬ 
der dabei sein zu können und viele Be¬ 


kannte, Freunde und politisch Gleich¬ 
gesinnte zu treffen, mit ihnen zu dis¬ 
kutieren und zu feiern. Super finde ich, 
dass in diesem Jahr die Band ,Bandis- 
ta‘ aus Istanbul auftreten wird - ,Hay- 
di barikata 4 !“ 

Und - es wird Kultur geübt, beim 
Singen von Arbeiterliedern, beim 
Hören der 10 besten Revolutionslie¬ 
der und auch beim Essen und Trin¬ 
ken... Wir alle, die beteiligt sind oder 
es „nur“ besuchen, lieben die Atmo¬ 
sphäre beim größten und schönsten 
linken Fest! Und auch hier können wir 
die Verhältnisse zum Tanzen bringen! 

Gabi Lenkenhoff 


Europäische Brigade 
„Jose Marti“ 


Kuba abseits vom Tourismus erleben 
Kuba ist seit vielen Jahren zu einem be¬ 
liebten Touristenort für Europäer ge¬ 
worden; das Interesse am Flair der ka¬ 
ribischen Insel wächst zunehmend. Die 
typischen Reisebüros bieten allerdings 
selten Gelegenheit, Kuba und seine 
Geschichte intensiv kennenzulernen. 
Anders die europäische Brigade „Jose 
Marti“: Sie findet seit Beginn der 60er 
Jahre einmal jährlich im Sommer statt, 
in diesem Jahr vom 5. bis 26. Juli. Das 
Programm ist sehr vielfältig: Es be¬ 
ginnt an den meisten Tagen mit früh¬ 
morgendlicher Arbeit auf dem Feld 
und endet am Abend mit Filmvorfüh¬ 
rungen, Sportveranstaltungen oder Fi¬ 
estas unter Palmen. Angeboten werden 
auch Diskussionsveranstaltungen zur 
aktuellen politischen Situation Kubas, 
Treffen mit Vertreterinnen sozialer und 
politischer Organisationen sowie Auf¬ 
enthalte in Havanna und Erholungs¬ 
nachmittage am Strand. Wer sich auf 
das „Abenteuer Brigade“ einlässt, er¬ 
fährt weitaus mehr über Kuba als der 
übliche Tourist. 

Vier Tage der Brigadezeit verbrin¬ 
gen die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 


mer in einer anderen Provinz mit Über¬ 
nachtung in einfachen Hotels. In dieser 
Zeit stehen Besuche von historischen 
Stätten, Gespräche mit Kämpferinnen 
für die kubanische Revolution, Stadt¬ 
besichtungen und das Kennenlernen 
sozialer Einrichtungen im Mittelpunkt 
des Programms. 

Im Workcamp schlafen die Briga- 
dista in schlichten Achtbett-Zimmern, 
die sanitären Anlagen dort sind Ge¬ 
meinschaftsräume. Wer sich für die 
Brigade entscheidet, verzichtet bewusst 
auf den Luxus eines Hotels oder den 
Standard einer westeuropäischen Ju¬ 
gendherberge und lebt genauso einfach 
wie die Kubaner/innen selbst. 

Veranstalter der Brigade ist das „Insti- 
tuto de Amistad con los Pueblos“ (ICAP), 
auf deutsch „Kubanisches Institut der 
Freundschaft zwischen den Völkern“. 
Interessierte erhalten ausführliche In¬ 
formationen über die Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD - Kuba e.V., 

Mail info@fgbrdkuba.de oder Telefon 
0049 - (0)221-240 51 20. 

Jst 


nicht zu zählen die zwölfhundert Pfer¬ 
de des Grafen Dohna und die Kohor¬ 
ten der zerlumpten Soldaten. 

Erich Schaffner, begleitet von 
Georg Klemp am Klavier, führt in 
48 Szenen die Stimmen der Zeit 
vor: Er portraitiert senile Generäle, 
Kriegsgewinnler, Schieber, Schein¬ 
heilige, Heuchler, Deutschzackige, 
dichtende Hurrapatrioten, böse 
Kinder, Wohlfahrtsnachmittags¬ 
tanten sowie Kriegsreporter an vor¬ 
derster Front, die den Soldaten hel¬ 
denhafte Worte in den Mund legen, 
sie für die vaterländische Presse fo¬ 
tografisch verewigen - und sterben 
lassen ... 


produzieren. Es informieren und dis¬ 
kutieren Christiane Schnura von der 
Kampagne für saubere Kleidung und 
Erika Markowski vom AK Frauen. 

Am Sonntag gibt es ab 11.00 Uhr in 
der Perle vom Borsigplatz die Vorstel¬ 
lung der Dokumentation „Dortmun¬ 
der Frauen im Widerstand“. Die Lesung 
wird begleitet von Wiebke Claussen mit 
ihrem Akkordeon. 

Weiter geht es am Sonntag um 
15.00 Uhr auf dem Roten Marktplatz 
mit der politischen Revue „Trautes 
Heim - Glück allein“ Der Essener 
Frauenarbeitskreis hat sich kritisch mit 
dem Thema „Wohnen“ auseinanderge¬ 
setzt. Vom Bergarbeiterhäuschen über 
die 68er Kommune bis zum „Wohnen 
am Wasser“ und den „Anonymen Im¬ 
mobilienfonds“ wird alles bissig und 
witzig unter die Lupe genommen. 
Danach kann auf dem Roten Markt¬ 
platz noch gemütlich mit den Genos¬ 
sinnen des Frauen AK gequatscht 
werden. 


zum Thema, ist weniger Drama als 
vielmehr: Kolportage der Kriegs¬ 
zeit, Wortkollage, Geräuschkollage, 
ein zusammengesammeltes Sitten¬ 
gemälde, von Karl Kraus synchron 
zum Zeitgeschehen fortlaufend in 
seiner Zeitschrift „Die Fackel“ ver¬ 
öffentlicht, satirisch und dokumen¬ 
tarisch. 

Das Original von „Die letzten 
Tage der Menschheit“, geschrieben in 
den Jahren 1915 bis 1917, umfaßt nahe¬ 
zu 800 Druckseiten, enthält über 200 
Szenen und benötigt ungefähr 500 
Schauspie¬ 
ler, 


Auch wenn es beim Pressefest kein ei¬ 
genes Frauenzelt gibt, hat der Frauen¬ 
arbeitskreis der DKP ein kleines Pro¬ 
gramm „Von Frauen - für Frauen“ or¬ 
ganisiert. Vier Veranstaltungen finden 
an unterschiedlichen Orten statt, auf 
die ein eigener Flyer hinweist. 

Den Anfang macht am Samstag 
um 15.00 Uhr im PV-Zelt eine histori¬ 
sche Modenschau „Frauen in Hosen“ 
Gezeigt werden couragierte Frauen, 
die viel Mut brauchten und verspot¬ 
tet oder gar bestraft wurden, weil sie 
sich in Hosen zeigten. Die Zeitreise 
geht von Jeanne dArc bis Marlene 
Dietrich. 

Im Anschluss, um 16.00 Uhr fin¬ 
det ebenfalls im PV-Zelt eine Diskus¬ 
sionsrunde zum Thema „Schmutzige 
Fußbälle/Fußballbekleidung“ statt. Es 
ist Fußball-WM, aber kaum einer der 
Fußballfans macht sich Gedanken da¬ 
rüber, unter welchen schlimmen Be¬ 
dingungen die Menschen - oft Kinder 
in den „Billiglohnländern“ die Artikel 


UZ-ßRESSEfEST 

VOLKSFEST der DKP 

27.-29. Juni 2014 • Dortmund 


Revierpark Wischlingen 
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desarbeitsgemeinschaften kennenler¬ 
nen. Daneben stehen Veranstaltungen 
im Mittelpunkt, die den Bogen span¬ 
nen von 100 Jahre imperialistische 
Kriege über die Diskriminierung der 
Roma hin zu Syrien, der Ukraine und 
dem spannenden Thema Korruption 
im Gesundheitswesen. Neben unseren 
Bundestagsabgeordneten Sevim Dag- 
delen, Ulla Jelpke, Niema Movassat, 
Andrej Hunko, Alexander S. Neu und 
Kathrin Vogler erwarten wir spannen¬ 
de Gäste, die die Diskussionen mit ih¬ 
ren Ansichten und ihrem Wissen be¬ 
reichern. Unsere Gäste sind eingela¬ 
den, mitzudiskutieren. 




















